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AlB - Aktuell: TesHali Zaire 
Das gemeinsam~ ,Eingreifen einer t'ranzösisch-amerikanisch-beJgi­
sehen MilitäralJianz in den Aufstand der Nationalen Befreiunpfront 
des Kongo (FLNC) in der zairischen Provinz Sbaba bedurfte der 
Rechtfenigung. Angesichts der "Bedrohung" des Lebens weißer, 
besonders belgischer Bergbauexperten schien die Entsendung von 
französischen und belgischen FalJschinnjägem als "eine menschlich 
selbstverständliche, humanitäre Aktion" (Theo Sommer in der Zeit 
vom 26. S. 1978), Nachdem jedoch bekannt wurde, daß die FNlC 
ein Evakuierungsangebot unterbreitet hatte (siehe nach~llehendes 
Interview mit dem FLNC-Präsidenten N. Mbumba) und :~ Ibsl die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) am 20. 5. d. 1. aJIs Konse­
quenz der Entsendung von Luftlandetruppen "viele Mensch,enleben" 
geflihrdet sah, und als 5Chlie6lich viele der aus Kolwezi 8usgeDoge­
nen Europäer bezeugten, daß ihr Leben hauptsächlich von marodie­
renden Soldaten der Mobutu-Annee bedroht werden sei, die plün­
dernd und um sich schießend durch die Straßen gezogen seien, da 
wurde die Argumentation von der " rein humanitären Aktion" doch 
allzu fadenscheinig. Hinzu kamen Berichte über das aus den Kolonial­
kriegen gegen A lgerien und in Indoc:hina hinlänglich bekannte 
äußerst grausame Vorgehen der französischen Fremdenlegionäre ge­
gen alles, was keine weiße Hautfarbe haue. 

Ein anderer - in beinahe al len Krisensituationen in Afrikal und an­
derswo erprobter Rechdertigungsmechanismus schien erfol.gverspre­
chender: Die "eigentlichen Unrohestifter in Afrika" sind danach -
wie bereits vor 14 Monaten - " die Sow;ets und ihre kuhanischen 
Janitscharen .. . Erst Angola, dann die Region am Horn - überall 
haben sowjetische und kubanische Kommunisten sich eingemischt" 
(Die Zeit, 26. 5. 1978). Es blieb dem Spiegel (Nr. 2211978) vorbe­
halten, den " karibischen Kleinstaat Kuba" zum "neuen WeItgen­
dann" zu stilisieren. Die tatsächliche GendarmenroJle in Afrika fallt 
indessen der vormaligen Kolonialmacht Frankreich zu, welches sich 
schon durch seine direkten Interventionen im Tschad gegen die Be­
freiungsfront FROLINAT und in der Westsahara gegen die Frcnte 
POLISARJO sowie durch seine offene Unterstützung des Ftassisten­
regimes in Südafrika als imperialistische SpeerspilZe gefahrdeter 
Konzern- und Rohstoffinteressen bestens bewährt hat. 
Angesichts von 13700 französischen Truppen in Afr\ka so .... ie sechs 
festen Militärstül1:punkten (im Senegal, der Elfenbeinkiiste, dem 
Tschad, Gabun, Mayotte und Reunion), die als operative Einsatz­
basen zur Bekämpfung von BelTeiungshewegungen auf dem Konti­
nent dienen, bedarf es schon einer gehörigen Portion gre,abürger­
Iicher Ve rwegenheit , das Gespenst eines "kommunistischen Neoko­
lonialismus" - ein Widerspruch in sich - an die Wand ;~u malen 
(FAZ. 22. 5.1978). 

Frankreichs Gendatmenrolle gleich Kuba? 

Diese Argumentation erfolgt m-oeifellos nach der Methode, lauthals 
" Haltet den Dieb!"' zu schreien. wenn man selbst erwischt worden ist. 
Denn weder die Sowjetunion, ßlxh Kuba, noch ein anderes soziali­
stisches Land ist im Besitz von Land oder Rohstoffquellen in Zaire. 
Ganz anders die imperialistischen Ländcr: Allein die US-MonopoJe 
haben in Shaba I Mn:! Dollar <in ganz Zaire sind es rund 2 Mrd Dol­
lar, also fast soviel wie in Südafrika) investiert , andere multinatio­
nale Konzerne sind mit einer weiteren Milliarde Dollar in Shaba 
beteiligt . Diese Summen können nicht überraschen, wenn m.an weiß, 
daß Zaire in der Weltförderung von Industriediamanten und Kobalt 
(ertrem wichtiger Rohstoff für den Rug;u:ugbau) an erst(: r Stelle, 
bei Kupfer und Kadmium auf Platz sechs. bei Zinn und Zink an sie­
benter und neunter Stelle in der Weltf6rderung rangiert (siehe J . 
Rymenom. Mobutus Regime des Ruins, in: AlB 10/1977). 
Zu diesen dirckten ökonomischen Interessen der imperialistischen 
Länder kommen noch militä~tra tegische Überlegungen hinzu. die 
für das sofortige rÜcksichtslose EingreifeIl in Zaire eine Erklärung 
liefern: Zaire ist mit 2,3 Mio qkm das 9rittgrößte Land des afrik.ani­
schen Kontinents und grenzt an neun andere Staaten. Diese strategi­
sche Lage, die insbesondere als Aufmarschgebiet für einen Angriff auf 
Angola sowie für Interventionen des Westens zugußSten d(:r Rassi­
sten- Regimes in Südafrika und Rhodesien von enormer Wi.chtigkeit 
ist, war sicherlich ein Hauptgrund für den Ankauf eines 100 000 qkm 
großen Gebietes in Zaire durch den BRD-Konzern OTRAG. Die 
OTRAG installierte so in einer AT! kolonialer Enklave JI,bschuß­
basen für Raketen mit einer Reichweite von mittlerweile über 5000 

km (Wortlaut des OTRAG-Vertrages in AIB 10/ 1977). 
Das besondere Interesse der BRD an Zaire kommt auch in der lob­
hudelei Außenminister Genschers zum Ausdruck, der die militärische 
Aktion in Shaba ausdrücklich begrüßte. Zur gleichen Zei t weilte der 
Außenminister des Mobuw-Regimes in Bonn und handelte sich für 
die Betonung der "besonders guten Beziehungen seines Landes" zur 
BRD ein neuerliches Kapitalhilfe-Abkommen über 60 Mio DM ein. 

Machart und Begleitumstände der Invasion in Shaba sprechen dafür, 
daß es sich um eine im Rahmen der NATO geplante Militäraktion 
handelte. Dic logistische Vorbereitung wurde im US-Hauptquartier 
in Heidelberg abgewickelt, wobei den Franzosen und Belgiern in der 
Hauptsache die Bereitstellung von Fallschinnjägern und den USA die 
lösung des Traruport- und Nachschubproblems zufie l. 
Weitere Klarheit über die mkünftige imperialistische Afrika-Politik 
verschafften die jüngsten Bemühungen, eine Strategie der ,.Eindäm­
mung", wie sic aus der Zeit des Kalten Krieges bekannt iSI, fü r die­
sen Konlinent wieden:uerwecken. Zunächst wurde auf dem Treffen 
von 15 frankophonen afrikanischen Staaten in Paris eine Panafrika­
nische " Interventionstruppe" dieser neokolonialistisch beherrschten 
Länder als Projekt beschlossen. Nach vollbrachter Arbeit werden 
nunmehr dic französischen Fallschinnjäger in Zaire durch eine afri­
kanisicrte "Schutztruppe" aus 1500 Marokkanern und 1000 Soldaten 
Gabuns, Togos und der Elfenbeinküste BbgelÖSt. Zudem wird über 
das auf der NATO-Gipfelkonferenz in Washington vorgestellte Kon­
zept der "Sicherheit und Entspannung" durch die Hintertür der 
Aktionsraum der NATO auch auf Afrika ausgedehnt. Mit diesem 
Konzept - so die Süddeutsche Zeitung vom 31. 5. 1978 _ sei .,für· 
gefabrdete afrikani~he Nationen noch keine Bündnispnieht herge­
stell t, zumindest aber die ,Zuständigkeit' der NATO für ein Gebiet, 
das wegen seiner stra tegisch wichtigen Rohstoffquellen und Veroor­
gungslinien zum lebenswichtigen Hinterland der NATO gehört ." 

Es scheint im Moment so, als ob die Westmächte angesichts des 
Scheitems ihrer Lösungsvorschläge fiir Namibia und Zimbabwe wie­
der zu einer Politik der bradiialen Gewalt, des "dicken Knüppels" _ 
wie sie ein amerikanischer Präsidcnt einmal genannt hai _ zuriick­
kehren wo!len. 
Eine solche Politik aber, die auf eine mit den NATO-Zielcn koor­
dinierte militärische Blockbildung in Afrika hinausläuft - wie in den 
50er Jahre mit der Gründung des SEATO- und Bagdad- (später 
CENTO-) Pakts in Asien -, bedcuiet nicht nur eine unmittelbare 
Bedrohung für den erstarkenden nationalen Befreiungskampf auf 
dem Kontinent. Sie ist gleichbedeutend mit der offenen Spaltung der 
Organisation für Afrikanische Einheit (OAU). Sie ist unvereinbar mit 
dem von den afrikanischen Staaten gefundenen Konsens, wie er in 
de r OAU-Charta festge legt ist. Sie widerspricht nicht nur dcn Inter­
essen der Völker Afrikas, sondern ist auch unvereinbar mit denen 
der Völker Westeuropas. 
Am 5. Juni d. J. folgten deshalb Tausende fran~ösisch<r Werktäti­
ger dem Ruf der Französischen Kommunistischcn Partei und ihres 
Jugendverbandes zu Demonstrationen unter den Losungen "Nein zur 
kolonialistischcn Allianz Giscard-Schmidt-Carter! Nein zur Rückkehr 
Frankreichs in die NATO! Keine militärischen Abenteuer! Freund­
schaft und Zusammenarbeit mit den Völkern Afrikas!" Dieses Bei­
spiel soll te gerade auch in Belgien, den USA und der Bundesrepublil;. 
Schule machen. 
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Interview mit Nathaniel Mbumba 

Kein Allibi für Mobutu 

FRAGE: Der blitzartige Angriff auf Kolwezi und die Ein­
nahme der Stadt am 13. Mai d. J. haben das verfaulende Re· 
gime Mobu lus und die Aktion der Kräfte, die die internatio­
nalen Interessen repräsentieren und ihm erlaube,o, sich an 
der Macht zu halten , wieder in den Mittelpunkt dt:r Aktuali­
tä t gerückl. Was ist zwischen dem 8. März 1977 \lind diesem 
13. Mai passien? 
N. MBUMBA: Seit dem Ausbruch unseres Bcfreiungskal1}p­
fes 3m 8. März letzten Jahres haben unsere Kämpfer nie (las 
Territorium des Landes verlas.'lCn. Während des .- wie Mo­
butu sagt - " Krieges der 80 Tage" - der in Wirklichkeit nie 
aufgehö rt hai - haben wir die e nthusiaslische Unlcrslülzung 
des Volkes bekommen. Eine große Anzahl junger Leute hat 
sich unseren Reihen angeschlossen: Baue rn IIOn Shaba ge­
nauso wie Arbeiter dieser Bergbau- uod Industrierregion. die 
aus anderen Provinzen kommen. 

"In zwei Stunden war Kolwezi befreit" 

Nach de r französisch-ägyptischen-marokkanischen Interven­
tion haben wir uns im Land verstreut und in unS(!:ren Basen 
im Innern des Landes versteckt , zur intensiven VorJ:>erei­
tung auf die großangelcgle Aktion der letzten Tage. Wir 
wo llten die Interessen. die den korrupten Diktator Mobutu an 
der Macht halten. ins Herz treffen . 
Und mi litärisch sind wir natürlich nicht inaktiv geblieben. 
Unsere Kämpfer haben mehrere Male die Einheiten der 
zairischen Armee angegriffen. Sie haben industrieUe Einrich­
lUngen und Nachrichteneinricht ungen sabotiert , in Shaba wie 
in Kasai. Das hat es uns erlaubt . mi litärisches Mat<:rial. Waf­
fen und Munition zu erbeutcn, die wir fü r die vorgesehene 
Operation gelagert haben. 

FRAGE: Warum jetzt? Gab es einen besonderen Grund? 
N. MBUMBA: Wir wußten, daß die Armee Mobunus extrem 
demoralisiert war. Sie hat die schlimmsten Schikanen erdul-
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det. Unterdrückung, die bis zur E liminierung eines Teils ihrer 
Führungskrähe ging. Unsere Freunde in Kinshasa und in den 
wichtigsten Städte n teilten uns die vollständige Aunösung 
aller Strukturen des Staates und der Verwaltung und die un­
glaubliche Verbreitung der Ko rruption mit. Was die Bevölke· 
rung betrifft , insbesondere in dieser Region und in der von 
Kwilu - wo kürzlich Aufstände gegen die lokalen Autoritä­
ten im Blut erstickt wurden - waren wir gut genug verankert , 
um zu wissen, daß eine grausame und ausgedehnte Unter· 
drück ung das entsetzliche Elend gcsteigen hat, in dem unscr 
ganzes Volk scit der kolonialistischen Ära lebt. Insbesondere 
die Bewo hner dieser Region, die zu Sündenböcken des Schei­
(e ms des Regimes und der Soldateska MobulUs geworden 
sind. haben alle Anen schlechte r Behandlung erlinen. Sie 
sind aus ihren Dörfern deportiert worden, um die Bevölke­
rung aus den Zonen zu ent rernen, wo sie Gefahr liefen. durch 
unsere Volksmobilisierung becinflußt zu werden. 
Oberal l wo wir vorbeikamen . gab es nur einen- Wunsch der ge­
samten Bevölkeru ng: Wann wird man den Aufstand durch­
führen können, um mit diesem Regime Schluß zu machen? 
Wir konnten nicht mehr warte n. Auf der einen Seite waren 
unsere Kämpfer ungeduldig. zu härteren Aktionen gegen Mo­
butu überzugehen und dazu beizu tragen. mit der Ungerech­
tigkeit Schluß zu machen. Auf der anderen Seite war die Be­
völkerung an der Grente der Verzweiflung. 

FRAGE: Wie hat sich die Befreiung Kolwezis abgespielt? 
N. MBUMBA: In der Nacht vom 12. auf den 13. Mai haben 
unscre Kämpfer die Stadt umzingelt. Um 5 Uhr begannen sie 
de n Angriff gegen die Kasernen der zairischen Streitkräfte 
(Forccs Armees Zai roi5 - FAZ) und der Polizei sowie gegen 
das Hotel Impala, wo sich Söldner. westliche mititärische 
..Be rater" und Mitglieder der UNITA befanden. Der Ober­
raschungseffekt bewirkte bei ihnen Panik und sie haben sich 
praktisch damit begnügt. nach allen Seiten zu fliehen; obwohl 
sie mehr als 5000 Soldaten waren . kommHndien \'on Gene-



ral Likuta. Eine unse rer Kampfgruppen hat sich so fort des 
Flughafens bemächtigt und zerstörte drei Mirage. vi.er Aer­
macchi, sechs zivile Transportnugzeuge und zwei Hubschrau­
ber. 
In der Stadt baIJcn einige isolierte europäische mili:tärische 
Gruppen versucht zu reagieren, sie sind jedoch vert rieben und 
e inige sogar gcfangengenommen worden. Die Kasernen wa­
ren VOilgestopft mit Bewaffnung aller Art, einschließlich 
schwerer Waffen: und wir haben uns ausgiebig bedienen 
können. Einige Panzer sind verbrannt, aber zwei ganz neue 
wurden erbeutet. darunter ein Panhard sowie Militärfahr­
zeuge, die uns crlaublen. uns schneller als zuvor zu Fuß zu 
bewegen. 

Der Terror der Mobutu-Annee 

Zwei Stunden späler. die Nachrichtensysteme waren abge­
schnitten, hallen wir die Stadt vollständig unter Kontrolle. 
Der Generalstab der FAZ, der es nicht geschafft hauC', in die 
Felder der Umgebung zu niehen, wurde entweder gefangen 
oder war in den Kämpfen gefallen. Die Soldaten der F'AZ, die 
in wilder Unordnung flohen , riefen der Bevölkerung zu. 
ihnen zu folgen. da die Tigerkommandos daran seien. sich 
der Stadt zu bemäch tigen. Sie hofften, nach der lan~;en Ver­
teuflungskampagne gegen die FLNC die Zivilbevölkerung zu 
terrorisieren. 
Jedoch nach einem Moment der überraschung und des Zö­
gems versammelten sich noch am Morgen des 13 .. als unsere 
Kräfte die politischen Gefangenen - darunter viele Militärs -

f ranzlhi$me fremdenleolonäre In KOlwezi 

aus dem Gefängnis von Kolwezi befreiten, an verschiedenen 
Stellen in der Stadt die Bewohner. Die politischen Kommis­
sare der Fron! improvisierten Kundgebungen, auf denen sie 
d ie Ziele unserer Aktion. des Kampfes der FLNC, erklärten. 
Anweisungen gaben, um die Ruhe wiederherzustellen und um 
- in Zusammenarbeit mit unse ren Volksst reitkräft en des 
Kongo (Forces Armees Populaires du Congo - FAPC) - die 
wm überleben der Einwohner notwendigen Dienst leistungen 
zu sichern. Man bat sie, die Wohnviertel nicht zu verlassen, 
außer zur Verpflegung nicht auszugehen. Man fürc htete die 
Bombardements, und die Aufräumung der Stadt mußte be­
endet werden. Maßnahmen wu rden sofort ergriffen, um Plün­
derungen und Diebstähle zu verhindern und die Ban kdirek­
toren bekamen un ter Bewachung Hausarres t. Aber man er­
laubte ihnen. ihre Tresorschlüssel bei sich zu behalten. 
Die einzigen gewaltsam geöffneten Türen waren die der Le­
bensmittelläden. insbesondere der Verwaltungsstelle der 
Stadt. von wo aus die notwendigen Lebensmittel an alle ver­
teilt we rden konnten. Die Ausländer, die für die Gecamines 
(Minengesellschaft) arbeiteten , durften sich in ihren Ge~ 
schäften verpflegen. jedoch - um jegl iche Verschwendung 
und jedes Horten zu ve nneiden - waren Verantwortliche un­
serer FA PC bei den Einkäufen anwesend . 
Am 14. wurden aus dem Hospital , das nicht aufgehört hatte. 
zu arbeiten, die Kranken evakuiert , da sich nach unseren In­
forma tionen Flugzeuge anschickten , es zu bombardieren. 
Die Ärzte wurden nach Hause gebracht und die ernstlich 
Kranken in privaten Häuscrn untergebracht. I.n der Tat inten­
sivierten sich die Bombardements auf dem Flugplatz. In der 
Stadt herrschte Ru he nach der Lokalisierung und Elimin ie­
rung einiger Heckenschützen, die noch hier und da aktiv 
ware n, Zivile. von der FAZodcr Elemente der UNITA. 
An diesem se ihen Montag näherten sich die Verstärkungen, 
die von Mobutu aus Lubumbashi geschickt wurden. Unsere 
Widerstandskämpfer erwarteten sie jedoch am Fluß Lualab,1 
und schlugen sie zu rück. 

FRAGE: Nur zairische Soldaten an jenem Tag? 
N. MBUMBA : Ja. Erst Dienstag morgen gegen 3 Uhr !Tafen 
die ersten französischen Fallschirmjäger in der Nähe des 
Flughafens ein. während sich die Bombardements der Mi ra­
ges verstärkten. Und zweifellos gab es dort die meiste n Opfer 
unter der Zivilbevölkerung! In diesem Augenblick haben wir 
e in Kommun ique veröffent licht, in dem wir unsere Entschei­
dung bekannt gaben. im Fa lle einer ausländischen Interven­
tion die Mineneinrichtungen ems!lich zu beschädigen. Wir 
dachten, daß dies das einzige Argument se i, das geeignet sei, 
diese Intervention zu stoppen. 

Einflug der westlichen Fremdenlegionäre 

FRAGE: Während dieser Zeit ging der Vormarscn in Rich­
tung Mutshatsha weiter ... 
N. MB UMBA: Es war Sonntag. der 14 .. als die Kämpfer der 
FLNC (immer noch zu Fuß) Mutshatsha angriffcn. Das Ba­
taillon der FAZ, das dort seinen Standort halle. wurde ver­
nichtet, ohne daß es Zeit zum Reagieren gchabt hätte. Dann 
gi ng der Vormarsch nach Westcn weiter. In zwei Tagen wur­
den so die Bahnhöfe \'011 Mungu lung'l. K:liongo und Kakopa 
befreit. 
Die Posten der FAZ. die wir trafen. waren meistens verlassen. 
ihre Besatzung war schon vor unserer Ankunft geflohen. 
ohne Waffen und meistens ohne Uniformen. Man muß sa­
gen, daß der Brigadege ne ral Mulimha. der in der Region den 
Befehl innehalte. dort nur über 2300 Männer verfügte . wiih­
rend das Gros der Truppe. wie ich schon sagte, in Kol wezi 
"c lbsl stationie rt war. Viele suchten sich uns anzuschließen. 
nachdem sie im Busch umhergeirrt wan,'n. 
Während Radio Kinshusa und die z<l irische Presscagcnlur 
(Azap ) die .. hemi~chc" Intervcntion seincr Fallschirmjägl.' r-
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elite korps ve rkündeten, waren das, was wir vom Himmel fa l­
len sahen, in der überzahl weiße Spezinltmppen. Etwa 30 
aus der ersten französischen Fallschinnjäge rtruppe , die am 
16. Mai im Umkreis der Stadt von den FAPC .geschlagen 
wurden, versuchten am 17. eine n anderen Angriff vom We­
sten her zu starten , indem sie einige Gruppen der FAZ. die 
sich im Busch verstreut hanen . zusammenfaßten. Sie wurden 
jedoch am Nachmillag wieder zuruckgeM:hlagen und zer­
stre ut. Da gab es noch zivile Opfer. da sie St ützpul1kte in den 
Villas suchten, in denen sich die Europäer eing.eschlosscn 
haUen. 

Unte rdessen schlossen Fallschirmjäger einer gemei nsamen 
französisch-belgisch-amerikanischen Stre itmacht im OSLCn 
schon das Gebiet des Flughafens ein und begaßlnen einen 
Zennürbungskampf gegen unsere Beffeiungskämpfer. An 
diesem Morgen des t 8. Mai gab es zahlreiche Tot,~ auf dem 
Feld. Zwölf Fallschirmjäger wurden von der FAPC gefangen­
genommen, die Kämpfe dauerten jedoch an und I:S wurden 
immer mehr Interventionskräft e. 
Trotz der durch die Kämpfe und die sehr nahen Bombarde­
me nts provozie rten Spannungen wurde ein Treffen zwischen 
zwei unsere r politischen Kommissare und dem Delegie rten 
des ausländischen Pe rsonals der Gecamines, Renard, in An­
wesenhe it andere r Ausländer durchgeführt. Wir wollten . daß 
sie verstanden, daß unser Befreiungskampf nicht gegen sie 
persönlich gerichtet war und daß sie an der Verv.·altung der 
Stadt mitarbeiten könnten. Sie akzeptierten und ve rsprachen 
auf diesem Gebiet dem Stadt komitee, das sich aus unseren 
Kämpfern und der Bevölkerung gebildet hatte, aktive Unter­
stützung zukommen zu lassen. Herr Renard hat sogar ein 
Dokument unterzeichnet, das diese übereinkunftt felithlelt 
und das fes thielt, daß das Verhalten der Widerstandskämpfer 
der FLNC lobenswert und in keiner Hinsicht mit dem der 
FAZ zu vergleichen sei. 

Mobutu: nur not:h dank der Neokolo nialisten 

FRAGE: Gab es Echos von Solidaritätskundgebungen mit 
der FLNC in anderen Regionen des Landes? 
N. MBUMBA: Ja, am 16. Mai fanden in ein.igen Wohnvier· 
te in von Lubumbashi Unterstützungsdemonstratio'ncn stan . 
Die Leute kamen aus ihren Häusern, versammelten sich und 
riefe n: " Die Stunde hat geschlagen . . . Die FLNC ist gekom­
men!" Sie wurden mit der übliche n Grausamkeit unl:erdrückt. 
Auch in Kinshasa blieben unsere gt!heimen Zellen nicht un­
tätig. ( ... ) 

FRAGE: Wenn Sie gezwungen sind, wieder unterl.:lUtauchen, 
wird das also wie in der Vergangenheit das Werk ausländi­
~her Interventionskräfte sein? 
N. MBUMBA: Ganz genau. Es ist allen bekannt ,. daß uns 
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die zairische Annee nie Widerstand, der diesen Namen ver­
diente, e ntgegengesetzt hat , wenn man sich nicht unseren 
Streitkräften anschloß. Und noch vie le wollen sich uns an· 
schließen, um Mobutu zu bekämpfen. Der "Führer" selbst 
hat gerade eine Gene ralmobilmachung angeordnet. Es haben 
sich jedoch weniger dazu gemeldet. als zur Bewunderung der 
Folklo reumzüge. die schwiilstig " Unterstützungsdemonstra­
tionen" getauft wurden. Selbst in der MPR, der Einheits­
partei, wo es nicht zum Besten fürden Diktato r läuft , existiert 
Unbehagen. Wie soll man sich sonst diese " rigorose Auf­
passere!" unter den Parteikadern gegen die Versuchung der 
a ktiven oder passiven Koll<lboration mit der FLNC erklären? 

FRAGE: Und das Risiko gilt nicht nur für die, die kollabo· 
rieren. Nguza Karl I Bond, de r Premierminister . . 
N. MBUMBA: Mobutu vertraut niemandem mehr - zu 
Recht - und er läßt seine Widersacher aus dem Weg schaffen. 
Nur noch die Neokolonialisten halten ihn ühcr Wasser. Die 
Promptheit der ame rikanisch-französisch-belgischen Inter­
vention zeugen von den Interessen, die im Spiel sind. 

FRAG E: Der Befreiungskampf geht also Ihrer Meinung 
nach über d ie direkte Konfrontation mit dem Imperialis­
mus . . 
N. MB UMBA: Das wäre nicht das erste Mal in der Eman­
zipationsgeschichte der Völker. Und Mobutu ist sogar bereit, 
Panellen seines Landes rur die Einrichtung von Militärba­
sen zu verkaufen , um die westl ichcn strategischen Interessen 
zu befriedigen. Kinshasa ist in der Tat eine vorgeschobene 
Basis der NATO geworden. Der Fall OTRAG ist eine aus­
gesprochene Herausforderung fü r alle afrikanischen Völ­
ker. ( . .. ) 

Die Kubaner - schwaches Alibi fü r den Weslen 

FRAGE: Was is t mit Ih ren Beziehungen zu den Nachbar­
ländern Angola und Sambia, die man besch~ldigt , Sie zu uno 
terstütze n? 
N. MBUMBA: In Angola waren wir im Augenblick der 
doppelten Invasion der Zairer und der Südafrikaner, und wir 
haben- für die MPLA Partei e rgriffen , das heißt für das ango­
lanische Volk. Seit der Befrei ung Angolas 1976 haben wir 
uns jedoch heimlich in Zaire eingeschleust bis zum Aus­
bruch unseres bewaffneten Kampfs am 8. Män 1977. Seit 
diesem Tag haben wir das '-<IOd nicht mehr verlassen, haben 
wir uns auf Kosten der zairischen Annee versorgt. ( ... ) 
Was Sambia betrifft, haben wir nie wirkliche Beziehungen 
unterhalten . Und wir brauchten überhaupt nicht ihr Tcrri­
torium zu überqueren. da wir uns sehr wohl bei uns bewegen 
können . Dagegen freue n wir uns über die Hilfe, die diese bei­
den Länder. Angola und Sambia, den Flüctnlingen gewähren, 
die vor den Bombardements von Mobutu im letzten Jahr ge­
flohen sind. und die hinter ihren Grenzen Schutz gesucht 
haben. 

FRAGE: Parallel dazu hat (der gabunesische Staatschef) 
Omar Bongo, der amtierende Präsident der Organisation für 
Afrikanische Einheit, an die Mitgliedstaaten appelliert , Mo­
butu zu Hilfe zu eilen . 

N. MB UMBA: Wir haben unsere überraschung schon aus­
gedruck t als wir von dieser Initiative erfuhren. Das Schreck­
bild des sowjetisch-kubanischen Eindringens ist nur eine Aus­
flucht, dazu bestimmt, der Intervention ein Alibi zu verschaf­
fe n. die die Befreiung des kongolesischen Volkes verhin­
dern.will. 
Jedoch alles, was jetzt auch geschehen mag, wir sind der fe­
ste n überzeugung, daß das, was gerade geschehen i~t , eine 
unumkehrbare Situation gcschaffell hat. die sich perspekti­
visch auf den Sturz Mobutus und seines Regimes hinent­
wickeln wird. 
(Quelle: Afrique Asic, Paris. Nr. 162129.5. 1978) 



Am Morgen des 4. Mai 1978 verübte SÜdafrika durch lJombenjlüge und Oberfülle von Fallschirmjägereinheiten eineernelIte schwere 
Aggression gegen die Volksrepublik Angola. Ziel des Angriffes war ein Flüchdingslager der Siidwestafrikanischen Volksorganj­
sation (S WAPO) nahe der Bergbaus/adt Cassinga, 250 km nördlich der Grenze nach Namibia. Die Durchführung des Angriffes, 
ausgerechnet 24 Stunden nach einer erneuten UN- Ve.rurteilung der südafrikanischen Namibia-Politik, machte die Ziele Pretorias 
deudich: Einmal die SWAPO als einzig legitimen Reprtisell/all/en des Volkes von Namibia zu eliminieren, lind lum zweiten die Poljzik 
der Destabilisierung gegenüber Angola neu anzuheizen. Die GrausamkeiL des südafrikanischen Oberfalls zeigt sich daran , daß die 
Angriffswellen gerade zwischen 7.00 und 9.00 Uhr mOI'gens geflogen wurden, als die Kinder au.f dem Weg zur Schule waren und sich 
der Großteil der 3000 Fliichtlinge auf dem zetllralen PlalZ im Lager zusammengefwtden halle, um dem Hissen der SWAPO-Fahne 
beizuwohnen wtd die anstehenden Tagesaufgaben ZJI verteilen. Die Bilanz des Oberfalls: mehr als 500 Tote, 350 Leicht- lind 160 
Schwerverletzte, das Lager, die HÜlleli , Zelte und Geb'äude, in Schull und Asche. 
Audl wenn die südafrikanischen Verantwortlichen der Aggression zu ihrer Rechtfertigung immer wieder behaupteten, sie hätte dem 
Hauptquartier und militärischen Ausbildungszentrum der SWAPO gegolten, so konnten mittlerweile eindeutige 8eweise~ vor allem 
des holländischen Fernsehens - belegen, daß dieses Lager der SWAPO ausschließlich der Aufnahme namibischer Flüchtlinge diente 
und keinerlei militärische Funktion hat/e. Aber nicht nur die Truppen des südafrikanischen Rassisten-Regimes, sondern nach wie vor 
auch die imperialistischen Marioneuenorganisationell FNLA (Natiol/ale Froll/ zur Befreillllg Allgolas) Imd UNITA (Nationaftmion 
für die völlige Ullabhängigkeit Angolas) spielen in diesem imperialistischen Komplott gegen Angola und die SWAPO eine wichrige 
Rolle. Der Beitrag der Angolakorrespolldemin Augwla Lonelliglia zeigl dies sehr anschallIich, und erlämert insbesondere, wie nach­
lIaltig diese Aggressionsakle den Wiederaufbau Angohu erschweren. 
Daß es siell bei den Aktivitäten von FNLA und UNITA um Aktionen im Rahmen der imperialistischen Strategie lIandelt, untermauern 
einmal mehr' nelle Veröffentlichul/gen des ehemaligen CIA -Agenten John Stockwe//, der 12 Jahre lallg in den Diensten des US-Ce­
lIeimdienstes stalld und auch im Anl:olakrieg 1975/76 mit ~'on der Partie war. In seinem soeben erschienenen Blich "In Search .ol 
Enemies: A CIA STORY" (Auf der Suche nach Feinden: Eine CIA Geschichte) deckt er auf. daß der CIA Holden Roberto (FNLA) 
lind Jonas Savimbi (UNITA ) mit 31 700 000 Dollar finanzierte; daß Präsident Mobutu von Zaire weitere I Mio Dollar zllr Unterstüt­
zung dieser Organisalionell erhielt; daß 26 amerikanisehe lind 63 afrikUllische Agelllen fü r Roberto Imd Savimbi Söldner anwarben; 
daß besonders enge Verbindullgen zwischen dem ClA lind dem siidafrikanischen Geheimdienst BOSS während der Zeit des zweiten 
Befreiungskrieges bestanden /ll/d daß es nielli die Sowjellmion, sondern die USA waren, die veralllwortlich zeichnen für die militäri­
sche Eskalatioll in Angola /975. Beweise, die auch von aktlleller Bedemung sind. 

AuglJsla Conchiglia 

Aggressionsziel Angola 

Während die phantastischsten "Kriegskommuniques" der 
angolanischen Marionettenorganisationen die Eroberung die­
ser oder jener angolanischen Stadt oder Region ankü.ndigen, 
die auch in der west lichen Presse breite Resonanz finden. 
sollte die Öffentlichkeit wissen. daß eine reale Gefah r für den 
unmitte lbaren Ausbruchs eines 3. Krieges besteht, verur­
sacht durch die neuerliche Aggression gegen die Volks­
republik Angola durch reguläre Truppen angolanischer 
Nachbarstaaten. 
Bemerkenswerte und beunruhigende Truppenbewf:gungen 
sind in der Tat kürzlich an den Grenzen gemeldet worden. 
was den Verteidigungsminister Angolas, Iko Caneira. zu der 
Erklärung veranlaßte, daß die militärische Lage in die.scn Re­
gionen immer noch sehr gespannl sci. Am 18. März .. anläß­
lich einer offiziellen Feier zur Beförderung von Offizieren, 
die ihre politische und militärische Ausbildung an der Mili­
tärakademie aller Waffengattungen von Huambo abgt~sch los­

sen hatten, gab der Min ister Einzelheiten bekannt: .,Die Re­
gierungen Zaires und der Republik Südafrika fahren fort , ihre 
Streitkräfle an unseren Grenzen zu verstärken. Die rassisti· 
sche RSA, die zur Stunde ihre' Amlee umrüstet, oh.ne sich 
dabei auf konventionelle Waffen zu beschränken . . - jeder 
weiß, daß sie sich mit Atomwaffen ausrüstel - v,~rstärkt 

systematisch ih re an unserer Grenze zu Namibia zusammen­
gezogenen Kräfte. Es handelt sich um etwa 3'J 000 Solda­
ten, die über ca. 400 Panzerfahrl.euge, mehr als 250 Pan­
zerabweh rgeschütze, Panzer, Flugzeuge und Krieg,sschiffe Opfer des sudafrikoniscnen Canin"a·Mo!saker! 
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verfügen. Weshalb diese Machlcnlfahung an der, Gr~nz~ zu 
einem friedliebenden. halbzerstörten Land. das sIch In emer 
Phase des nationalen Wiederaulbaus befindet? Um die 
SWAPO zu bekämpfen .. . oder um uns erneut z.u überfal­
len?" 

Eine ,,schwane, sozialisti5che Republik" 

Der ,Südafrikanische Ven eidigungsminislc r " Pik" BOlha hai 
sich öffe ntlich das Recht zugesprochen, mit Repressalien auf 
die " terroristischen Aggressionen" aus Angola -- denn so 
wi rd de r bewa ffn ete Kampf der SWAPO genannt - zu ant­
worten. Er erklärte: " Die Grenzzwischenfälle wc"rden nicht 
unbean twortet bleibe n ... Aber Südafrika hai nicht die Ab­
sicht, Angola anzugreifen." Es ist jedoch offensichtlich, wie 
Iko Carrei ra bemerkte. daß die militärische n Vorl<ehrungen 
im Norden Namibias nicht de n, im übrigen illegale n, Zielen 
e ntsprechen. die Botha propagie rte. Inzwischen, unter Einbc­
zie hung von Söldnern - zum größten Teil .. portugiesische 
AüchtlingC. die Angola "l,: rlassen haben. um in der RSA..Z~­
nucht zu rinden, sowie DculSChe. Italiener. Engländer und 
Fran~n - setlt die südafrikanische Armce das militärische 
Training der UNITA - und FNLA-Oipenda-' Banden fort . 
die ihre Akt ionen der Infiltrat ion fortführen. 
Schon im e rsten Halbjahr 1917, und - welch bemerkens­
werter Zufall - vor allem in der Zeit, in der der PUlschvcr­
such de r fraktionistischcn Gruppe um Nito Alves2 stanfand. 
hatten diese Infiltra tionen an Quantität und Qualität zuge­
nomme n. Man konnte fast "on regelrechtcn mi.litärischen 
Abteilungen sprechen . die ein regelmäßiges Training erhal­
te n halte n und mit den modcrnsten Waffen ausgerUstet wor­
den waren. Das zwang die Angolanische n Bcfreiungsstreit­
krä ne (FA PLA) zu breit angelegten Aktionen, um die Punkte 
aufzuspüren, über die die Marionellen nach Angola ein­
dringen, und ihre inländischen Basen zu vernichten. Wäh­
re nd dieser Aktionen wurden Hunderte fri sch ausgebildcter 
.. Kwachns" (UN ITA-Kämpfcr) gefangengenommen. Andere 
ergaben sich oder flüchtcten zurück zu ihren südafrikani­
sehen Beschützern nach Namibia. 

Jedoch scheint es, daS der von Savimbi (Vorsitzender der 
UNITJ\ . d . Red.) und Vorste r (südafrikan ischer Premier­
minister, d. Red.) gchegte Plan noch nicht aufgegeben wurde . 
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den Süden Angolas abzutrennen, um dort eine angeblich 
.. schwarze sozialistische Republik" zu grunden. die ein 
Schutzgebiet für die südafrikani schen Rassisten darstellen 
würde; doch dieser Plan wurde. noch bevor er Fo rmen an­
nehmen konnte, im Keim erstickt. Die Anwesenheit von 
über der Hälfte de r südafrikanischen Annee in Nordnam;­
bin. der Söldncrzust rom und d ie vielen neuen Trainingsba· 
sen könnten aber Zcjchen für den Beginn einer erneuten , 
diesma l noch mächtigeren Aggression sein. 
Die 2000 km lange Grenze. die vor alle m die Grenze der 
Provinz Kuando Kubango erschwert das Aufspüren der ein­
gedrungenen Mationellenorgani~tionen , dic sc~ oft, .v~n 
moto risierten Einheiten der Rasslstenannee begleItet. bIS 10 

das Inne re der VR Angola vordrangen und anschließend das 
Gebiet wieder ungehindert ve rlassen konnten. Die Provinz 
Kuando ist in der Tat dennaßen dünn besiedelt. daß eine 
umfassende und konsll:lntc Kont ro lle durch Einheiten der 
angolanischen Streitkräfte ode r Milizen fas t unmöglich ist. 
Außerdem wird das militä rische Nachschub- und Transport­
wesen du rch die feh lende Infrastruktur mehr als irgend .... 'O 

anders schwierig und kompliziert. In dem Maße, ..... ie die Mit­
hilfe. Unterstützung oder das Stillschweigen de r Bevölkerung. 
von den Marionenen dringend benötigt, um anhaltende mili­
tärische Aktionen durchführen zu können, nach und nach 
versagt werden, ist es die südafrikanische Armee, die die 
Ablösung übernimmt und die direkte Versorgung mit Mu~i­
tion und Lcbensmilleln sicherstellt, die von kleinen Aug­
zeugen aus über angolanischem Gebiet abge ..... orfen wc rde n. 

Infiltration in Cunene 

Auf diese Weise können die Südafrikaner und ihre Mario­
neIlen weiterhin Sabotageakte durchfUhren und zugleich ein 
Klima der Unsiche rheit scharre n durch blutige Aggressionen 
gegen die Bevölkerung. die es ablehnt. mit ihnen zu kolla­
borieren. Und dies ist ein nicht unwichtiger Grund fiir den 
Rückstand in der wirtschaft lichen Reorganisation. vor allem 
in de r Landwirtschaft und anderen Bereichen des zivilen 
Lebens in den Grenzprovinzen Kuando Kubango und Cu­
nene. 
In der le lllgenannten Provinz sind alle Arbeiten am Wasser­
kraftwerk von Cune ne , das nur wenige. besonders in Kalueke, 
Kilometer von der Grenze entfe rnt lit;.gt. und mit dessen Bau 



1969 begonnen wurde, unterbrochen worden. In einem Kom­
muniqut vom Januar d. J . hat das angolanische Imdustrie­
und Energie-Ministerium erklän, daß die Verhandlungen 
über dieses Projekt zu gegebener Zeit mit den legitimen 
Vertretern des fre ie n, unabhängigen und souveränen Volkes 
von Namibia wieder aufgenommen würden . Das Ministerium 
betonte, daß es im Gegensatz zu Geriichten, die dje Well­
öffentlichkeit verwirren, und die " laufenden VorbereilUn­
gen neuer Aggressionen gegen Angola" verdecken sollen, 
kein "von der VR Angola unterzeichnetes, internationales 
Abkommen tiber das Cuneneprojekt gibt". 

D ie Hauptstadt der Provinz Kuando Kubango, Ml!nongue, 
e ine der Städte, die am hänesten durch den Krieg von 1975/ 
76 betroffen war, wird mehr und mehr in ihrer Entwicklung 
durch das fehlende Wasserkraftwerk gehemmt, denn man ist 
gezwungen, auf sehr kostspielige Art und Weise Treibstoffzu 
transportieren, obwohl zwei Flüsse die Stadt durchqueren. 
Eine de r störendsten Folgen dieser mangelnden Strukturen 
und Infrastrukturen in dieser Regio n am "Ende der E rde" ist 
das Fehlen von VcrsorgungscinrichlUngcn entlang de r gesam­
te n Grenze. So müssen die Angolaner dieser R~~ion auf 
die andere Seite des Flusses CUllndo fahre n, die bereits auf 
namibischem Gebiet liegt, um sich zu versorgen. Die Ver­
suche de r Regierung, Versorgungspunkte zu errichten, schei­
tenen an fehlenden Ve rkehrsverbindungen. Diejenigen. die 
sich weiterhin auf die andere Seite wagen , um ihre Einkäufe 
zu erledigen, lauren Gef,!hr, von Südafrikane rn fest.gehalten 
und in die Trainingslager der UNITAgeschickt zu wClrden. 
So erging es Makaio Temba aus Kulto Kuanavale, der die 
G re nze überquerte, um 01 zu kaufen . Er wurde angehahen, 
sich den Marionetten anzuschließen . Als er dies ablehnte, 
wurde er einige Monate in ein Gerringnis eingespern, " das 
so klein war, daß man darin weder stehen noch liegen 
konnte". Nach seiner Aucht erzählte er, daß ein Sü.dafrika­
ner ihm gesagt habe: " Wir werden Dich zu Savimbi bringen, 
zur UNITA ... Dort wirst Du ein Jahr lang arbeiten . .. Sie 
werden Dich gut bezahlen ... und es ist ja nur n<\türnich, daß 
du dorthin gehst, da sie alle Schwarze sind, wie du!" 

Der Zuslrom der Söldner 

Die beharrlichen Anstrengungen. die Lcbensmiuelversorgung 
in diesen Grenzgebieten zu verbessern. werden auch die Tat­
sache in Betracht ziehen müssen. daß die Bevölkerung die­
ser Gebiete fast ausschließlich im Besitz südafrikanischer 
Rands (die Währung der RSA . d. Red.) ist. Der !Provint­
kommissar von Cunene, Kundi Paihama, hat dieses !Problem 
scho n bei den betreffenden Ministerien angesprochen. die 
zur Zeit an einer Lösungsmöglichkeit arbeite n. Der iRand ist 
nämlich in Angola als Zahlungsmittel nicht anerkannt und in 
angolanische Währung nicht konvertierbar. 
We nn auch ein Weg zur Lösung dieses Problems gefunden 
werden muß, so muß jedoch verh indert werden. daß die 
Marionetten. de ren Taschen voller Rands sind , ,.Iegal " in den 
Besitz der gleichen Menge von Kwanzas (angolanische Wäh­
rung, d. Red.) gelangen . 
Das Bündnis zwischen den Marionetten im Süden und im 
Norden wird trotz innerer Widersprüche, trotz persönlicher 
Rivalitäten faktisch durch das Bündnis ihrer Beschützer ge­
stärkt . Zaire ist heute auf dem gesamten Kontinent der 
wichtigste Hande lspartner Südafrikas. Es wäre also zumin­
dest e rstaunlich, wenn es nicht irgendeine Koordinierung 
der antiangolanischen Aktivitäten dieser beiden Länder 
gäbe. 
.. 1m Norden und Nordosten besteht die Bedrohung weiter, 
obwohl die Infihrationen durch Marionetten zuriickgf:gangen 
sind. Die Trainingslager sind nicht geschlossen worden, die 
Basen der FNlA und R.EG' sind weiterhin intakt. In der 
Nähe unserer Grenze wurden Einheiten der zairischen AITTlee 

zusammengezogen in einer Größeno rdnung von etwa 20 000 
Mann, 50 Panzern, über 100 Panzerfahrzeugen, über 250 
Artilleriegeschützen un" Qranatwerfern und etwa 120 Pan­
zerabwehrgeschützen", erklärte der angolanische Verteidi­
gngsminister. Aber die Schwäche der Marionenenorganisa­
tionen im Norden, die von der angolanischen Bevölkerung 
"verlassen " wurde, ist sicherlich die Ursache für die ver­
stärkte Anwerbung von Söldnern durch FNLA-Verall twort· 
liehe. Seit J anuar 1978 kommen regelmäßig Söldner in Zaire 
an ..,.. meist aus Großbritannien . In aller Öffentlichkeit haben 
Ko ntakte zwischen Anwerbern wie John Banks, dem ehema­
ligen FNLA-Gesundheitsminister in der Obcrgangsregierung. 
und britischen Politikern stattgefunden. Diese Kontakte ha­
ben Proteste \ 'on Labour-Abgeordneten zur Fo lge gehabt. 
Das traurige Los der Söldner, die im lanuar/Februar 1976 
in Angola einmarschie rt sind, die getötet oder gefangenge­
nommen wurden, oder hatten flüchten müssen, noch bevor 
ihre erste "Venrags"- Wochc abgelaufen war, scheint deren 
Nachfolger nicht zu entmutigen . Nicht etwa weil es an War­
nu ngen seitens der angoJanischen Regierung gemangelt 
hätte, die erklärt hat , daß " jeder Söldner, der angoJanisches 
Te rrito rium betritt, auf Sicht niedergestreckt wird ... " 

Atombedrohung durm Frankrekb und die BRD 

In Cabinda" aber, traditionell Gegenstand der Gier westli­
cher Länder, die am stärksten die R...EC unterstützen, kann 
die militärische Lage nach Aussage von Hauptmann Dibala 
aus dem angolanischen Verteidigungsministerium als relativ 
ruhig bezeichnet werden . Dies trotz der genauen und bestätig­
ten Informationen über die Existenz feindl icher Basen aur 
zairischem Gebiet. Die.lnaktivität dercabindischen Marionet­
ien läßt sich als Folge der unzähligen Ausschüsse und Spal­
tungen, der Zerrisscnhcit dieser Gruppe erklären. 

Kürzlich hat ein VerantwOrtlicher eine r Miniabspaltung der 
FLEC in einer Sendung einer europäischen Rundfunkanstalt 
die Spaltungen in der. "UnabhängigkeilS"-Organisation er­
wähnt. Mit demselben Schwung erzählte er, daß eine "Gue­
rillero" -Gruppe der FLEC mof portugiesische Techniker der 
Cabinda Gulf Oil e ntführt, und daß eine Ko nkurrenzgruppe 
sie überfallen habe, um sich der Geiseln zu bemächtigen. Die 
Sendung war noch nicht beendet. da erhielt der Journalist 
e inen Anruf von einem Vera'ntwortlichen der europäischen 
Niederlassung der Gulf Oil, der kategOrisch dementierte, 
"daß irgendein Techniker, weder portugiFsischer noch eincr 
anderen Nationalität, jemals in Cabinda entführt worden 
wäre." Also ... 
Aber in diesen Bre iten des afrikanischen Kontinents sind es 
nicht nur die Söldner, die Marionencn oder die zairische 
Armee, die Angola bedrohen . Auf die Versuchsrampen der 
OTRAG5 anspielend, erklärte Iko Carreira nochmals: .. Das 
Territorium unseres Landes wird di rekt von Atomwaffen und 
atomähnl ichen Waffen. die von de r BundesrepubJik Deutsch­
land und Frank reich ferngeste ue rt werden, bedroht." 

(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 159/ 17.4. 1978) 

Anmerkungen der Redakltuil: 

I) Daniei Chipenda war ein portugiesischer Agenl in den Reihen 
der MPLA, der nach verschiede~n vergeblichen Spahungsver­
suchen Anfang 1975 zur FNl.A überlief. 

2) Nito Alves, Innenminisler der VR Angola bis Ende 1976, unter­
nahm im Mal 1977 zusammen mit Jost van Dunem eine Ver­
schwörung gegen die Regierung Neto; vgl. dazu AlB 71 1917. 

3) Pront für die Befreiung der Exklave Cabinda. gegr. 1963. suel1le 
eine Loslösung Cabilldas vom angolanischen Tcrritoriulll an . 

4) Cabinda "" angolanisChe Exklave, die nur durch den Kongo-Auß 
mit Angola verbunden is t. 

5) Im August 1977 erwarb die wt;SldeuUC:hc Firma UTRAG ein 
Raketenübungsgelinde von der Größe der BRD in Zain:; vgl. 
dazu AlB I0/19n. 
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MIII/",comp! der RSA-Be!olzet und der UNITA enllanQ deI 'lnQolan/!dJen Grenze 

Scil elf Jahren befindet sich Namibia im Kampf gegen den 
mächtigen Mililärapparal Südafrikas. Über diesen Krieg ist in 
der Presse bisher nur unzulänglich berichtet worden , da er als 
ein "schwelender Krieg" abqualifiziert wurde . Aber dieser 
Krieg hat Südafrika an den Verhandlungslisch g,ezwungen. 
Im Moment finden vor allem an der Front im Norden Nami­
bias erbitieTle Kämpfe zwischen der SWAPO (Südwest­
afrikanische Volksorganisalion), Südafrika und d~! r UNITA 
(Nationalunion fü r die völlige Befreiung Angolas) siall, 
Vor elf Jahren griff das Volk von Namibia, angeführt von der 
SWAPO, zu den Waffen, um sein Land zu befreien. Zu jener 
Zeit verfügte die Armee nur über eine gerine Zahl von Kämp­
fern ;. die Aktivitäten fanden im Osten des Capr.i"istreifens 
und der Provinz O kavango statt und beschränkte.n sich auf 
lokale Zusammenstöße mit den bewaffneten Truppen Süd­
afrikas. Bis 1970 verstärkte die SWAPO ihre miJitärischen 
Aktivitäten mit Hilfe der. PLAN, der Volksbefreiungsarmee 
von Namibia, um zu regulären Operationen SOWQhl in den 
größten Teilen Caprivis als auch außerhalb überzugehen . 

UNITA-Kriegserkliirung an die SWAPO 

Nach der Revolution in Portugal 1974 und der darauffol­
genden Befreiung Angolas ist der bewaffnete Kampf in eine 
völlig neue Etappe eingetreten. Die PLAN füh rt nahezu die 
ganze Zeit über militärische Operationen gegen die südafrr­
kanischen Truppen im gesamten Norden Namibias du rch. Die 
Volksbefreiungsarmee verfügt über Einheiten, die ständig in 
Namibia stationiert sind und deren Aktivitäten sich wei, ins 
Landesinnere erstrecken. Die PLAN ist bis in di(~ überwie­
gend von Weißen bewohnten Gebiete sowohl nördlich als 
auch südlich der Landeshauptstadt vorgedrungen., und ihre 
automatischen Waffen wurden bereits schon im Windhuk ge­
hört. 
Südafrikas militärische Präsenz in Namibia richtet sich nicht 
nur gegen das namibische Volk , sondern auch gegen das Volk 
Angolas. Seit der direkten Invasion in Angola im August 
1975 hat das südafrikanische Regime offen die Ve rsuche der 
UNITA unterstützt, die MPLA-Regierung zu schwächen . 
Südafrikas militärische Strategie in Namibia schließt nun den 
Einsatz der von Südafrika ausgerüsteten und ausgebildeten 
UNITA-Truppen gegen die SWAPO ein . 
Die Einheiten der UNITA in Namibia sind in zwei Unter­
abteI lungen gegliedert. Ein Teil ist im Norden des Landes 
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stationie rt und fungiert als erste Verteidigungslinie Südafri­
kas gegen die PLAN , die die angolanische Grenze über­
queren. Sie geben sich als SWAPO~Einhei (en aus, brennen 
die Häuser der Zivilbevölkerung nieder, stehlen das Vieh 
und terrorisieren die Einwohner. Die Schuld schieben sie der 
SWAPO in die Schuhe. Der andere Teil der UN ITA-Trup­
pen ist in Zentral-Namibia und in Windhuk stationiert. Sie 
werden e ingesetzt. um Tumulte zu inszenieren. indem sie 

Brigade- und Bata iJJonshauptquartiere der siidahikanischen 
Armee im nördlichen Namibia 1977 (geschätzt) 

Nördliches KommAndo 

Grootfoll!ein 

Ovamborea1on 

Odangua 

Rucana·Fälle 

Onunu 
Oshakati 
Oshikango 
Eenhana 
Nkongo 
(öst liche Ovamboregion) 

Kavango- Rrgion 

Rundu 
Kuringkuru 
(wes tliche Kavango-Rrgion) 
(zentrale Kavango-Region) 

Caprivlst relren 

Katima .Mutilo 

Andara 
(zentraler Caprivistreifen) 

Hauptquartier des t6 . Reservekom· 
mandos 
Hauptquartier der 30 1. Luftwaffen­
einheit 
RSA· Angriffskommandobasis 

Hauptquartier der Panzer brigade 
Hauptquartier der Infanleriebrigade 
Fallschirmbataillon 
Panzergrenadierbataillon 
lnfanteriebalaillon 
I nf anteriebalaillon 
RSA·Polizeibataillon 
Panzergrenadierbataillon 
RSA· Polizeibataillon 
Infanteriebataillon 
Ovambo-Kavango-Bataillon 

Hauptquartier der Infanteriebrigade 
RSA· Pol izeibataillon 
FNLA·UN IT A· Bataillon 
FNLA-UN ITA·Batailion 

[nfanleriebataillon 
RSA· Angri ffskommandobasis 
(M'pacha) 
Infanteriebataillon 
FNLA· UNIT A· Bataillon 

tQu<1k s . c..:.aJi in $ou,Mto Mrica. April 1977; 6, . .... h: " .. eio,. Nato.,.,..,. 
Narnib" DuUetin . C<nr. Juli 19n) 
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Leute zusilmmcnschlagcn. vor allem Anhänger und Mitglie­
der der SWAPO. In Katulura. der schwarzen Vorstadt \'on 
Wi ndlmk sowie in Rossing und anderen Be rgbausiedlungen 
zeichne t die UN ITA verant ..... ortlich fü r Gclddicbsliih lc, das 
Verschwinden \'On Kleidung und Nahrung oder für die Zer­
störung von privatem Besitz der Bevölkerung. 
D ie UN IT A selbst hat der SWAPO den Krieg crkr.ärt , Ihr 
Führer, Jonas Savim bi, ha t den Westen beschuldigt, Namibia 

Minimal-Mannschaftsbedarf der südafrikanischen 
Grenztruppen in Namibia 1977 (geschälzO 

Schwelkrieg 

5 Infanteriebataillone 
J sIldafrikanische Polizei-"Keil"- Bataillone 

Ovambo-Kavango Bataillon 

MannschafTS­
stärke 
3500 
2 100 

J FN LA-UN ITA- Bataillone 
Kampf reserveeinheitcn t 

Gegf nsloßlruppen 

1 Panzerbalaillon 
2 Panzergrenadierbatail10nc 

In f anteriebataillon 
Fallschirmbataillon 

Kampf reservccinheitcn: 

Bodl'nkampftruPPl'n 

ßQdenrrsef"eeln hdtfn~ 

16. Reservekommando, Fernmeldeeinheiten. Pionierein. 
heiten, Sanitötseinhciten, Lager· und Ausgabeeinheilen, 
tcchnische Einheiten, Nachrkhtendienst usw. 

Luf tst r~j tk liHtf und Lllftkummllndos 

175- 200 Hubschrauber und leichte Angriffs- , Transport­
und Verbindungsnugzeuge, 301 Ll!ft und Reser ... eein· 
heilen 

SildafrikanjS(hr Strt itkriif' r insgr samt 

700 
2100 
",00 

500 
1 llOO 

700 
700 

2900 

22 600 

22 600 

.000 

53200 

I) Pao, ... r.nld~r.. I."ft. b .. '.hr . ,"roh,. i\ttil .. nc. F<mnrrid.... I'ion,.,· , und 
SOn;II'"..,o ..... '<o . 

2) 'Iont .. lInd· lnfrauru"ur, oIIr,r,,'1r1lich. 1'01;"". 

(Quolle: S. Ga, .. " ,n Sou,h.rn Arri<., i\pnll917, l;' , IIUh: V.rnDl. No,,,,,,,,n. N.mibia 
liulI<I;o, Genf. N, . UI 9'17) 

- in der Gestalt der SWA PO - an die Sowjetunion zu ver­
schleudern , Er weiß, daß seine Gruppe keinerlei Opcrations­
basis mehr hat, wenn die SWA PO an die Macht gelangt. Des­
halb hat er geschworen. den Kampf gegen die SWA PO fort­
zusetzen und jegliche Wahlen zu blockieren, um cinen Sieg 
der SWAPO zu verhindern. Außerdem sagte er. daß er ango­
lan ische " Flüchtlinge" in Namibia dazu bringen werde, für 
d ie T urnhallen-Marionetten zu stimmen. Diese sogenannten 
Flüchtlinge sind Angolaner, die von der UNITA gewa ltsam 
gezwungen wurden. zu Begi nn des Jahres ( 1977, d. Red.) die 
Grenze nach Namibia zu überqueren. Südafrika benutzte 
diese Leute fü r Propagandazwecke. indem sie behauptete, 
sie befänden sich auf der Ruch t vo r der MPLA- Regierung. 

Gewaltige Mililärpräsenz der Rassistenannee 

Im Norden ist die SWAPO zu einer starken militärischen 
Kraft geworden ; möglich wu rde dies zu einem großen Teil 
dureh die Unterstützung. die wir von der dortigen Bevölke­
ru ng e rhalten. Es gibt im Norden Gebiete, in die sich die 
südafrikanischen T ruppen nur mit Luftunterstützung hinein­
wagen - hatbbefrelte Zonen, in denen die PLAN-Kader 
aktiv sind , politische Erziehungsarbcit leisten und die medi­
zinische Versorgung fü r die Bevölkerung sichern , in denen 
die südafri kanischen und Stammes-Autoritäten abgesetzt 
worden sind und in denen die SWAPO die wirkliche Macht 
ausübt. 
Dies trifft t rotz der T atsache zu. daß Südafrika im Momerlt 
50000 Soldaten in Namibia stationiert hat , von denen die 
meisten im Norden des Landes konzentriert sind Die Luft­
waffe Südafrikas bombardiert völl ig wahllos das Land, dic 
T ruppen verminen Fußwege, ve rgiften Wasserstellen und 
pflanze n giftige Gewächse. De r gesamte nördliche Landes­
te il steht unter Kriegsrecht. Das Gebiet entlang der G renze 
zu Angola ist zu einer feue rfreie n Zone erklärt worden. Und 
der Krieg eskaliert weiter. (Vergl. Tabellen.) 

Das auffälligste bei einer Reise du rch Namibia ist das Aus­
maß der mili tärischen Präsenz Südafrikas. Fast jedes zweite 
Fahrzeug ist ei n MilitärfahrLcug. Entlang der gesamten 
Grenze zu Ango la verteilen sich kleine südafrikanisehe 
Camps; es gibt über 20 Militärbascn ersten und zweiten 
Ranges. e inige, wie z. B. G rootfontein, mit Bunkern und 
Landebahnen, Das Regime hat ein ausgeklügeltes Radio­
und Telekommunikationssystem im UKW- Bereich aufgebaut 
( importiert von de r britischen Fi rma Marconi, mit der still­
schweige nden Du ldung der britischen Regierung), das das 
Kriegsgebiet mit den mili tärische n Hauptzentren in Wa lvis 
Bay und in Südafrika verbindet. Darüber hinaus hortet das 
Regime Versorgungsgütcr. die in scinen vielen Depols und in 
a nderen Gebäuden, die es zu diesem Zweck übernommen hat. 
gelagert we rden . 
D ie bciden Hauptzentren im Norden, Osha kati und Ondan­
gua. sind·zu befestigten Städten geworden. Heide wurden mit 
Sicherheitszäunen umgeben und haben im Inneren Lager. 
Zutritt gibt es nur durch ein von einem Mili tär bewachtes 
Tor. Sogar das Krankenhaus von Oshilkati wi rd von patroul­
liercndcn Soldaten auf das schärfste kontrolliert und liüd ­
afrikanische Ärzte tragen auf ihren Visi ten Schußwaffen. 
Es ist nicht ausgeschlossen. daß Siidafrika versuchen wird. 
be i Wah len in Namibia UN IT A-Söldncr einzusetzen. um da­
mit jede Verantwo rtung zu rückzuweisen, um vict leicht sogar 
die Aktio nen der UN ITA der SWA PO anzu lasten. Diese 
Möglic'hkeit wird auch nicht durch ein Au~gehvcrbol für die 
südafrikanischen Truppen verhinderl werden. 
Es muß zu einem VÖlligen Rückzug <kr slidafrikanischen 
T ruppen und ih rer UN ITA-Banditen kommen . .;()tl ,t bleiben 
d' e Kricgsursaehen beslehen. die nur durch den bewaffne­
ten Kampf hese itigt werde!1'könnerl. 

(Quelle : Namibia Today. Lu .. aka. Jg. I. NT. 211977 ) 
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Südafrika 
Umer (Ie", Druck du I'rctorü' 12 -Solidaritiitskwtz/X,gne in {Iller IVdr IlIml.' es die siida!riktJ/ljsclle ).,st;" im April ,I. J . nidll gell'agt, 
die \'0" der Stu(n~a",,,,dtschafl ge/ort/ertCII Todesllrteile i" dia~m 8rÖP"!" Sdltlllprozeß sdl dem berühmten Ril'oflia~ProZt'p ;" deli 
60er Jahre" (Aburteilung VOI' Nt'lSO" Malldda ,md .um/CUII Fjjhrem lies Afrikmrischt'll NQliollii/koI/8rt'j·.w~S);;/1 l'erhiillgen . 'm Pro­
'l.eß gegen die Prc/Orifl 12 " 'lude die Hälfte der Angeklugt/!II freige.l'prochl'lI. die lindere" sech.f ANC-Mitglieder ZII i".I'g/!'I'f/Jnt 73 )(lI"e" 
Gefällgnis verurteilt. 2" , gleichen Zeit aber "crlzä" gfe die Rassisft!lljlls1iz il1 einem kaum beachle/ell Prol eß ill )O/UlIIlIl?l'burg ein To­
desl/ rteii gegell delI 2 / jiihrigen SOl011l011 MO"'(1II811. Er war 1111/ /3. Juli 1!l77 gC/IIeinsam mir einem anderell A NC· /lhtglied, MOl Iti)' 
MorloulIg, in einen ScJwßh'ecJrsel mi/ der Rassisli'lIpol izei I>erwickefl /11/(1 - obgleich 1'011 lien Hflllpll. /!lIge/l fll,~ Schi/lU nidll idell/i· 
filiert - um 2. Män /978 für schuft/ig befunden 'I\.'Ordel/ (da.f Urteil für /110mi)' MO//ol/llg steh/noch lJIu). Die beiden Angekfflgll'll 
wurden beächtigt, das Feuer gegen die Rf/Ssi.flenpoli,tei eröffl/t'11/1II1 gt'gen d/ß' " Terrorismus·GeseIZ" /IIß' dml Jalrre /967 verstoßen 
zu habe" (t/mwch gi/I jeder WitJers/{md gegen die Staatsgl'tI.'ul/ als "lcrrQri!ilisrher Akt"), Mi/gfied einer l'trOOtellclI Organisatioll (des 
A NC) 1,11 sein sowie das LUllt! illegal ~lIm Zwet:ke eüter lIuli/äri,fclren At/Sbildllllg in M{}f/lttlbique, Al/gollI oder Swal.ilfllldl'erltuSt'1I 
ZII habe/l , 
Der ANC hul die imernm;Ollufe O/femlichkeit nachdrücklich IlaZII (IU/gem/en, tlie Anstrengl/ngen 1.IIr Be/reiung der ubgeurteilten 
Kämpfer (Ier Pre/oriu 12, VOll 5010111011 Malt/ungll. Nelson !I1(1flllc/tl /ll/d III/ell (lIIderell politi.fc1u.'11 Ge/ullgem·n des Vors/er· Regimes 
zu I'er.ftiirkefl: " Der ANC ver/ureil, schür/sums dieu bmwlell U"eih' , , . Vor IIlIem. f ordern wir (tUt· ;menwtiolltlle Gemeillsclwfl) 
Z/I Aklionen zur Rellung des Lebens von Solomonl Mahlwlgu tl/l/, der J'I)//I !« /Ssislell-Regime Will TOlle I'er/meilt worden i.w. 111 
diesem A nti·Apan/teül·Jaltr rll/t der ANC zur Verdop(Je/!mg der AI/strengungen 1I11f' proteslien, deIlIOIIJ"triertl/lU/ selIdeI Petitione" 
(li/lIlie l"Ül/u/riklllliscl!ell Bo/schaftell , UmerstiilZt deli ANC! Npl,~oll MlIIl(leftllllul seine Genossen müssen /reigl!lussen werden/" Akti· 
vitüten wie der hier dokuml'IIIierte offene Brief der Allli·Apllrthd ll· Be .... t·gllllg (11/ BundeskulIzier SeI,m idi oder die UmerstiitZlll/g 
einer /JroteJtkcm en-Kllmpugne fi;r dk siilJllfrikmlis fhen po/i/ischen Ge/ullgenel/ sind flllCh hienu/mllie drillglich (siehe fi ei/age). 

Offener Brief: der AAB 
zum Todesul1teil gegen 

S. Mahl,mgu 

Bonn, den 18.5. 1978 

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! 

Am 23, März 1978 wurde der 21jährigc schwarl <: Süd:l fri · 
kaRer Solomon Mahlangu. Mitglied der Befreiungsbe ..... egung 
Afriean Nat ional Congress (ANC), nach dem ocrüeh tigtcn 
Gesctz zu r Bekämpfung des Terrorismus und de.m Gesetz 
zur in nere n Sicherheit zum Tode \'erurteilt. Solomon Mah­
langu ist cin Südafrikaner, der wie unzählige ande:rc Patrio· 
ten rur ein nK:hlrassistisches. demokratisches Südafrika unter 
Eins;ltz seines Lebens kampftc. Er war am 13. Juni 1"977, 
3 Tage vor dem ersten Jahrestag des Massakers VOll Soweto, 
mit :r.wei Freunden im Zentrum von Johannesburg von Poli · 
zisten angehalten und bedroht worden. Im Zuge ihrer Fest­
nahme wu rden zwei Weiße gctötct. Vor Gericht wurde nath· 
gewiescn. daß Mahlangu die Schüsse nicht abßcf(:uert hat, 
Dennoch wurde er aufgrund der ,.Mittätcrsch:lft. bei der 
Schießerei" für schuld ig befunden und zum Tode verurteilt , 
Seit Ju ni 1976 ist d ie Welt Zeuge der unvergleichlichen 
Bruta lität des VorsIerregimes gewesen. Friedlichen Protesten 
der unbewaffneten Jugend wurde mit blu tigem Terr.or begeg. 
net. Seit dieser Zeit wurden über 1000 Menschen durch die 
Gewalt der Rassisten getötet, Ebenfalls seit 1976 wurden 
mehr als 20 Südafrikancr von der Sicherheitspolizei in Unter­
suchungshaft ermordet, 

Doch das Apartheidsystem erfährt mehr und meh r Wider­
stand in nerhalb und außcrhalb seiner Grenzen. Ni.:ht Mah. 
langu und zahlreichen, aus politischen Gründen vo:r Gericht 
stehenden Südafrikane rn, sondern dem Aparthc:idregimc 
und seinen Vertretern muß der Prozeß gemacht werden, Das 
rassIstische Minderheitsregime ist VQn der UNO als t:in ., Ver. 
brechen gegen die Menschlichkei t" (Internationale Konven· 
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tion über die Verfolgung und Bestrafung des Apartheidver· 
brechens vom 30. November 1973) bezeichnet worden. 
Nationaler und internationaler Protest ist e rforderlich, um 
Ontck auf die .. üdafrikanischc Regierung auszuüben und die 
Vollstreck ung des Todesurteils gegen Solomon Mahlangu 
zu verhindern. Dieses Urteil darf nicht zu einem Präzedenz· 
fall für 7..ahllosc weitere polit ischt, Gefangene in Südafrika 
werden. Die Aufhebung der Todesuneile gegen die Nami· 
biancr Aaron Mushimba und Hcndrik Shikongo im letzten 
Jahr erfolgte nicht zuletzt aufgrund monatelanger Protest· 
kampagnen von Regierungen. internatiomtlen und mHiorlalen 
Organisationen. 

Die Anti-Apartheidbewegung fordert Sie, Herr Bundeskanz· 
le r, auf, 
• von der südafri kanischen Regierung die Freilassung \'on 

Solomon Mahlangu und allen politischen Gefangenen in 
Stidafri ka zu verlangen, 

• tier erwei te rten Genfer Rotkreuz· Konvention zuzuqim­
men, ..... onach "der Kampf de r Völker gegen eine Kolonial· 
herrschaft, gegen die Besetzung durch eine fremde Macht 
und gegen rassistische Regime gemäß ihrem SelbstbeSIim: 
mungsrecht und dcr UNO·Charta künflig als bewaffneter 
inte rnationaler Konflikt" gilt und ..... odurch Fre iheits· 
kämpfer als Kriegsgefangene anerkannt werden, 

Mi t freund lichen Grüßen 

1 u r r?c .. ~ L ()ce.. 
(lngeborg Wiek, Geschäftsfü hre rin und Vorstandsmitglied 
de r Anti-Apanheid+Bewegung) 



Friedensbewegung 
Jürgen Ostrowsky 

Baseler Antiritlssismus-Konferenz 

Für die Zeit vom 18.-2 1. Mai 1978 halte dN Wcltrr.icdcnsrdl 
nach Basel zu einer Wcltkonfcrcnz zur Ausmcl'zung des 
Rassismus und der Rassendiskriminierung gc lad,cn - zur 
c rsten deranigcn Konferenz auf nitht:.t:latl ichcr Ebene. wie 
Wcltfriedensralspräsidcnt Romesh Chandra belont/!. 

Im Kommuniquc eines Vorbcrcitungslfcffcns im Januar d. J. 
h.m c es zu Aufgabcnslcllung und Stellenwert der ~;onfcrcnz 

gche ißen : ,.Die We lt konferenz IIli rd einen wcscmfil:hen Bei· 
trag zur breitesten Mobilisie rung der Öffentlichkeit auf allen 
KOnIinenten leislen. um die Bemühungen der Vereinten 
Nationen während der Dekade des Kampfe~ gege n Rassis­
mus und Rassendisk riminierung zu unterstützen. Die Wch­
friedens ratskonferenz - die zusammentreten wird vor der 
UN-Weltkonfcrenz (iber Aktionen zum Kampf gegen Rassis­
mus und Rassendiskriminierung (August (978) _. wird alt 
jenen als Forum dienen. die gegen Rassismus käm.pfen. um 
die gegenwänigc Situation einzuschätzen und VOf"S(:hläge rur 
weite re internationale Maßnahmen zu formulieren. Sie wird 
ein Aktio nsprogramm zur endgültigen Au .. mcrzung des Ras­
sismus in allen sci nen Fonnen und ErscheinungeIlI erarbei­
ten. das politischen Parteien. Gewerkschaften. Kirchen. Frie­
densbewegungen. Jugend- und Frauenverbiinden und anderen 
Organisationen dienen soll. Sie wird einen wescntl iehen Bei­
trag zum Inte rnatio na len Anti-Apartheid ·Jahr leisten. das Olm 
11 . März 1978 beginnen wird," 

In Basel fanden sich Delegat ionen \'erschicdenstcr Organb .. "l­
tio nen aus 43 Ländern zusammen, insgesamt über .2:00 Tei l­
nehmer. Darunter befanden !iich Repräsentantcn der Verein ­
ten Nationen - ein Abgcs.1ndter de .. UN-Gencralsckretärs 
Waldheim sowie tlis Vertreter des \'erhinderten Vo rsitzen­
den des UN-Sonderausschusses gegen Ap:mheid. Le:.lie O . 
Harriman . der Direk tor des Ausschu"-'>Cs, E. S, Rt.-ddy -. der 
Organisation für Afrikanische Einheit (OAU ), des. Weltge­
werkscha ft sbundes und anderer internatio naler df'mokrat i­
scher Organisationen sowie Veflretcr der Palästi",~n s ischen 

Befreiungsorganisation (PLO) und der Befreiungsbewegun­
gen Südafrikas (ANC), Namibias (SWA PO) und Zimbah­
wes (Patriotische FrontIZAPU). Das Spek trum der nationa­
len Organisationen umfaßte Abgeordnete von Anti. Apart ­
heid-Gruppen, Friedenskomitees. Gewerkschaftsvc'Tbändcn. 
Parteien - z, B. sowohl der regierenden Janata Panf:i Indien:. 

wic der Kongreß-I'artei als auch der Kommunistischen Partei 
Indiens -, kirchlichen Organisationen. Stammesorganisatio­
nen nordamerikanischer Indiane r bis hin zu einem Reverend 
de r amerikanischen Southern Ch ristian Lcadership Con­
ferencc, deren Präsident früher der [968 ermordete Martm 
Luther King gewesen war. 
In Form von Plenumsbeiträgen. in vier Kommissionen (Po­
litische. Rechts-_ ökono mische, Ko mmission zu sozitllen und 
'kulture llen Fragen)_ SQwie in gesonderten Hearings zu Spe­
zialthemen a rbeitete die Konferenz ein umfangreichcs The­
menspektrum auf. Es reichte von der Be handlung der Lage 
de r australischen Ureinwohner (der .. Aborigines··) bis zum 
massierten Auftreten faschisti scher Kräfte in England und 
der BRD (über deren Berufsverbotspraxis ebenfalls berichtet 
wurde). SchwerpunkIthemen waren die rassistische Unter­
drückung und Ausbeutung im südlichen Afrika. die Diskrimi· 
nierung in den israelisch besetzten arabischen Gebieten, in 
den USA und in Latciname rika: zur Sprache kam die Lage 
der eingeborenen Völker wie der ausländischen Arbeits­
kräfte in westeuropäischen Ländern : dargestellt und ange­
klagt wurden die Ro lle der imperialistischen Mächte und der 
mult inationalen Konzerne bei der Unterstützung rassistischer 
und f3 schistischer Hcrrschaftsve rhaltnissc. der Aufrecht~rhal ­
tung \'on Kolonialismus und neokoloniaJcr Ausbeutung. 
In allen Beiträgen und \'o rgelegten Thcscnpapieren ..... urde 
d3bei .- trotz oller Unterschiedlichkeit der ;'kzentsclzung 
und ..... e llanschaulichen Her.lI1gehens ..... eisc - eines deutlich: 
Daß zum e inen zwischen allen angesprochenen Problemen ein 
ZU5.1mmenhang besteht. DN afroamerikanische Gewerk­
schafter Leo Robinson umriß dies mit einem Zitat des 1965 
ermordeten Führers einer fort schrittlichen afro-amcrik3ni­
sehen Bewegung. Malcolm X : " Wenn Du nicht weißt. wa~ 
im Kongo (heUle: Zaire) \·orgchl . weißt Du nicht . was in 
Mississippi (US-Uundesstaat) \·orgeht!" . Und zum anderen: 
Daß dieser Zusammen hang zu suchen iSI im Profitintercssc 
des Kapitals, se i es auf n3lion3lcr. !>Ci es auf intematiOlllllcr 
Ehene. 
Hierin bestand Wc1testgehende Einigkeit . ob diese r Zus;tm­
menhang nun als Ausbcutung.<;- und He rrschaftscrhaltungs· 
interesse des monopolistiSChen KapitalS bezeichnet wurde. 
oder allgemein als Profitgier. 
Beispiele ergllben sich - vielfach au~ unter;chiedlichen Bei-
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trägen - in Fülle: Ob Niedrigentlohnung <tusländischcr Ar­
bei tskräfle in Wolfsburg, Konzernexpansion und in deren 
Fo lge Vertreibung sowie Vernichtung vun Indiostämmen in 
Brasilien. oder Profitieren von rassistischer Ausbeutung in 
Südafrikil - VW ist immer dabei. direkt oder indirekt. Die­
selben US-Konzerne, auf deren Betreiben zur Zeit wesent­
lich eine Gesetzesi nit iative ("Bill 9054") zurückgeht. die mit 
einem Male alle noch verbliebenen Landbcsitzrechte der 
US- India nerstämme auslöschen soll - mit der Folge, daß 
diese faktisch liquidiert werden. damit Bergbaukonzerne <tns 
Werk gehen können -. dieselben Konzerne ließen in Chile 
das faschistische Pinochet-Regi me etablie ren. und profitie­
ren gle ichfalls von der Ausbeutung und Unterdrückung afri­
kanischer Bergarbeiter in Südafrika . 

Somit ergibt sich als ein wesentliches Resultat di~r Konfe­
renz, daß der ursächliche Zusammenhang dargestellt wurde, 
der besteht zwischen Kolonisierung, rassischer Diskriminie­
ning zum Zwecke der überausbeutung, Herrschaftssiehe­
rungsinteressen des großen Kapitals. Neokolonialismus, An­
wendung fasc hist ischer Herrschaftsmdhoden, Widerstand 
gegen e ine neue Weltwirtschaftsordnung und offene,r Aggres­
sion (wie an der Politik der Regi mes in Südafrib und Rho­
desien de monstriert wurde). 
Die Konferenz stellte zur Rolle. des Rassismus fes t: "Die 
Welt konferenz erklärt. daß Rassismus ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkei t ist" - womit sie die Formel der UN-Kon­
vention über Apartheid von 1973 au fgriff - "und eine Gef'lhr 
für den Frieden"; und wei ter: "Es kann keinen sicheren 
Frieden und keine wirkliche internat ionale Zusammenarbeit 
geben. solange der Rassismus in allen scinen Erschein ungen 
nicht ausgelösch t ist". 
In diesem ;Sinne waren die Berich te aus den einzelnen Kom­
missionen sowie die Resolutionen abgefaßt, die \'On der Kon­
ferenz am SCh lußtag angenommen wurden. So bezog die 
Konferenz aktuell Ste llung gegen die Interve ntion französi­
scher und bclgischer Kommandos in der Shaba- Provinz und 

verurtei lte deren e ntstabilisiercnde Absichten (~iehe A Iß ­
Aktuell in diesem Heft ). Weitere Resolut ionen - zumeist 
abgcfaßt von den "belroffenen" Delegationen - beschäftig­
ten sich mit der nationalen und rassistischen Diskriminie­
rung in Israel. den Kriegsverbrechen und Israels rassistischer 
Politik in den besetzten Gebieten sowie in dem von Israel 
überfallenen Libanon; verabschiedet wu rde eine Reso lution 
gegen die Diskriminierung der eingewanderten Sehw:lrLen 
in England und gegen das dOTlige Auftreten faschistischer 
Organisationen wie der National Front ; eine Resolution 
fo rde rte die Wiederherste llung der Rechte der aUSlr:ll ischen 
Ureinwohner: eine weitere nahm Stellung zu r Diskri minie­
rung und politiSChen Repression gegen Afroamerikaner, 
Puerto- Ricane r. Chicanos (Mexiko-Amerikaner) und India­
ner in den USA; die umfangreichste verurteilte die rassisti­
sche He rrschaft im südlichen Afrika , die Rolle der "West­
mächte". zu mal auch der ßRD bei der Unterstützung der 
Rassistenregimes und die mil itärisch-nukleare Kollabonllion 
der BRD mit Südafrika , und, forderte die Vereinten Na1io­
nen sowie alle Regierungen auf. stri kte ökonomische Sanklio­
nen gegen Südafrika zu ergreifen, verlangte Freiheit für alle 
politischen Gefangenen im südlichen Afrika und rief zur Soli­
darität mit dem ANC, der SWAPO und der Patriot ischen 
Front auf. 

Beispiele antirassistischer Aklion 

Die Hearings - zum südlichen Afrika. den USA. Nahost und 
England - bildeten Höhepunkt e der Kunferenz . Mitglieder 
der Delega tionen aus den betroffenen Liindern bzw. Regio­
nen gaben eindrucksvolle Darstell ungen der Lage. analysie r­
ten Urs<lchen und Zusammenhänge. klagten die verantwort­
lichen Kräfte mit kompromißloser Schärfe an, stellten aber 
auch die Gegenbewegung dar: Die Befreiungsbewegungen im 
südlichen Afrika. die internationale. Solidari tiilsbcwcgung, 
das Anwachscn der demokratischen Gege1lkräftc etwa in 
England gegen fasch istische Strömungen. 
Dabei wurden vor allem die Darstellungen der US-Delega­
tionsmitglieder zu te ils ergreifenden Bekundungen. So. als 
Wende l! Chi no. Priisidcnt dcs Mesctllero-Apachensl<lmmes 
(und Nachfahre des legendii ren Häuptlings Gemnimo!), mit 
ätzender Schärfe die Indianerpol itik der Clfter-Regierung 
und die Heuchclei ihrer Menschenrechtspropaganda an­
klagte: ode r. als der (weiße) Gewerkschafter und Kommunbt 
D:tve Ruhi nstcin aus New Vork bcispiclhaft auf Kuba ver­
wies. wo jede Form der Rassendiskriminierung überwunden 
ist. und sch ließlich das Motto aus de r Gründungszeit der 
e iD-Gewerkschaftsbewegung aus den JOe r Jahren zitierte: 
"SchwarL und Weiß. wi r kiimpfen ZUSlmlmen". 
Es wurden Beispie le vorgetragen, daß Appelle z, B. an die 
Gewerkschaften in den kapitalistischen Liindern. die Rassi­
stcnregimes im süd lichen Afrika zu boykoll,ieren, konkret 
umgesetzt werden können. Leo Robinson. 1'\'l ilglied der Inter­
nationalen Hafen- und Lagemrbcitergcwerkschaft (ILWU ) 
aus Oakland. berich tete von der Bildung eines Unterstüt ­
zungskomilees für die Befreiung des süd lichen Afrika in sei­
ner örtl ichen Organisation, de r :.Indere gefolgt sind. da~ be­
reits nach dem MasSllker \'on Sowc\() Boykotte siidafri ka­
nischer Schiffe durchgdiihn halte lind gegenwärtig umge­
rechnet DM 100000 zu s;lmmeln !x:strebt isl. 
In solchen Beiträgen vor allem leigte sich. daß die \Vehkon­
ferenz zu Recht für sich beanspruchen konntl'. W:IS Romesh 
Chandra an ei nem Symbol verdeutlichte: Ein<.' Kon ferenz dcr 
Repräsentanten der Wünschc li nd Hoffnungen von hunderten 
Mill ionen Menschen zu Sl' in und der Solidari tät. die ihre Kraft 
ist. ihre Ziele zu erkämpfen, Symbolisch fiel in den Konfc­
renzzeitraum der Geburtstag Ho Chi Min hs. der mit dem 
Namen Vietnam untrennhar verk nüpft ist, das - ohne. dalt 
diese r in irgendcine Sprilche ühe rsctzt werden müsse, so 
Romesh ClwndTi1 - für diese Ziele und fiir Solidarität stcht. 



Prälmienangebot 
für die Werbung neuer AlB-Abonnenten 
Ihre Werbung neuer Abonnenten ist uns eine große 1-liUe. Wir bieten Ihnen dafiir eine 
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Festivalbewegung 

Vor dllm XI. auf Kuba 
" Jeder Kubaner ein Aklivisl des Festivals!", {awet die umrale 
LOSllllg zur Vorbuei/lmg tfer XI. Wt"/I[esßpiele der JI/gold· 
wltf S flldemenbewegl4ng im k.aribischell Gastgeber/and. Seit 
der Konstilllierllllg eines Nm;ona{m Vorhereilllllgskomilus 
wlfer Fidel Castros Vorsil2 im Jan" ar /976 laI/feil d,~ kuballi­
schell Wettf)ek'efhsak,i ,'itöltm allf 1'()1ft!11 TOIlren: 32 .600 Fesd­
va/komitees mobilisieren an der IJruis, in Betn'ebefJ, auf (Ien 
BaI/steilen. allf dem Lal/d. in (I/" Am/ce oder in deli Bilthmgf­
eilirichllmgl'lI . Hier wühlen tlie JlIgendkol/ekli ,'e die BeJ'ten 
des Somferweubewerbs XI. Festival direkt fü r die kl/banische 
Fe~·til'(lltJelegtUioll. 20()() VOll ;/lsg/'st/mt 3,2 Mio Kllhflllern 
zwischen /4 IIlId 30 Jahren . 
Zu (/1'1/ Vo rberei1llllgsllktil,jlöten g~hörl tlie AnfertigwI8 I'OII 

GcgtlU'ründen fitr deli " Koffer tier Fr~lIl/dsdlflfl ". d. h. I'(H! 

flI/3 indu,wriellen 11 . a. AbfallprOdukten s~/bst8ebasll"/(m Pro­
dllktm für einen lIatiO!UJlen Basar. Da{.11 gelrören ,aue" AIt­
stoffsommlungen und [r~i",'iIIige Ar~it.Seirrsälz(! bei du Zuk­
kercrme mler ZlIr Herstellullg \'on Ersatzteilen für Lam/ma ­
schinell. Schließlich muß mall die mehr als 5 000 Jugendliellell 
hen ·'O rhebf!n. die allf den B(woSlt!llerr in Havanna an der Ver­
schöneT/m g der lümplSIadl arbeil(!n. 
Im Alischluß (m die 4. Tagung des IlIIematiolwlen Vorberei­
mllgskom(tees im März d. J. in ßerlifl fam/ell große vorberei­
tende Jugendtreffen beispiels weise im Mai d. J. fiir gam. Millel­
ameriktl in KOstariktl (mit Teiinehllll'rli alloS Nikartlglla, CII"­
lemal(/, lJelize, EI Salvador. Homillras IIl1 d Palltllllt.lj oder ;'1 

der HllIulcsrepublik dtlS VOll ruml 200 000 Jugendlichen be­
sudl/I! Dortlmmder Ff!Stil'al der JlIgelld SUIlt. 11/ der' BIII/des­
republik . die Enlle Jll/i d. J. als eille \ '011 166 Uillderdelega­
riOllell ein KOrllillgenl 1'0/1 insgel'aml 340 Delegiel"ten nat·" 
f!(II'arltla ell/serulen wird. kam es am 3 I . Mai film d'och I/(JCIt 

Z/lr Vereinbarung einer gemeinsllf"en politirchen Pltmform des 
I"ilimivullssclm .... fes. also VOll Arbeitskreis Festival (A K 1-") wul 
KoordilUltiollsgruppe X I. Wellfes/spiele (KOG). die wir .im 
!'ollell WortlDIII dokll ll1l'lIIierell . Ihre Konkretheit i / I Sache" 
Solidt" i,,-it m it deli Bljreitmgsbell'egllllgell . Abrii.wlIIgsfor· 
derullgell /ll/d demokrmisch,. Rechte hierzulande " 'ie al/eh ihr 
Hekelllltllis ZU den ErrllllGptl'('haftf'1I dej kllbanische"ll Volkö' 
durf uls cin klures VOII/m für "lmtiimperialistische Sofidtlritiit. 
Frieden /Il1d FreIImIschuft" _ so die Fö·/iI ·(llIo.~!l"g _. gt' lI'ertet 
werdell. 

Bonns Furcht vor der "Anklage" 

Wie ern.l·t die IJonlier I'arteien d{M X I. Fcsth'ul ne/lIIlCl'l. mfld"e 
eine "kleim'" Anfmg(! der CD U/ CSU-Fraktion IIl/d " ill .. gro­
ße" All/wort der S /'D IFDI'-Regi(!flmg im April/Mai d. J. im 
Blmdes/{Ig dt/l,lich. Wiihren!/ die chrirldemakmtirche11 11,­
gelldorgunirmiollen JUllgf' Union I/ml RCDS. die gclbhelll(li­
gm SIiJrel/[riede des X. Festivals l'On Ber/in 1973. (liel"r1U11 
I'oneitig VOll ihru Teilnahme zurück/ratell , l'l!rfocht ilie Ihm­
desregierull8 iUe lI'esell//ich eliffl!rellt.iertere "Ansicht. duß die 
.revolllliol/iirt!tl AI/sütze' du KommuniSten floch stiirker ge­
fördert w/irden. wen" die AIlSeimmdersetzllng mit ihneIl (Iell 
nichl kommullistischell Teilnehmern Q/IS der IJriuen Welt nlfeill 
iiber/{ü'~'e" bliebt,. Die demokrati.fcherr JllgcfUh-erbiimle (ge­
nll'illl silld alft, lIielll soziufistij·cllt!!l . d. Re(l.) solIeIl I/ie/mdu 
flic Chanc/' zur Dflrfeglmg 1'011 AltCrt1t11j,,·Pm,-itiOl/en //lI/zell 

find damit eine unkritische Obcrnaltme kOll/lI/unirtircher Ziel­
vorsteJllltigelJ ,lureh die Fes/iwII- Teilncl"ner zu Iluhilltiem 
suchen." (/.)eutselJer BWllleswg. Dnlchache 811786) 
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Um diesen illltikommwrisll:~cheil .... l l1errwtill- Positione" ·· auf 
die S,,,iillge zu helfen. verweigert (lie B"ndesregierung Fil/(II/­
zicnmgshilfel/ fiir die einheitliche BRD·I-'estiI1oldelegatioll. 
t.altl, l';e lIur den KOG- Vertretern einen Prokop[-ZuschujJ 
\ '011 mindestem 900 DM (Gestltmkosrell 1850 DM). tun damit 
über ilen final/ziellen Hebel deli De1t!8i,tiollsallfeil iles AKF 
_ ihm gehört uudr das ill Muihofers Cllt'cklirtefiirden Hemdes­
grelluchlltz als "verfassllllgsfeinrllidl" delllm zierte A l B 11/1 -

weiter IlerwlteTZudrücketl . Der A K f 11m gegen d;e.~e~· neller­
liehe Amullszeug" is der I-!ii!er der ,Jre.iheilfich-demokrati­
selren" MfmiplIltlliol/sortJmmg schärfste Il I~ro(es( erhobeIl IIml 
die gleichberechljgte Finunl.ierrmg der 8eS(llIIlell BRD-Delp­
gmi')II xeforderl. 
Wo die BOllller Rt'gierwrg freilich um meisteIl du Sc/mir 
driickt. ist ihr so oeler so nicht zu helfell . 111 ihrer bt!silgtell Am­
" 'Ort I"or dem Btmdesltlg. halle sie ihrer großen ßefiircll/lmg 
AIl.fdmek I·er/ie/lell. die ZielulZIlIIg der re~'olmio"ürell IVdt­
jugeml sei wohl .. auf eirle Ankluge der wes/lichen Industrie­
stamen. ,lif' Will Teil ehemalige KolOldalmiidlfe silld. geriell­
tet." (ebenda) 
Diese Anklage des BRD-Neokofonialismlls ist in Ilrr gemeill­
Stlf/lell Erkliirung des In itillli\·all~·l·dw.'O·es IIO/gellrllllgen cIJe/u'(J 
(lIIsgl'spftrt wie C/lVIl eill kif/res Bekcllltlnis zum Recht tle.f flrn­
bL~cJICII Volkes Paliistirllls IIlIf eil/!!II IIIwhlriingigen NmiO/wl­
s /{/ (" (UN- Resolulioll 323611~w.). OI!IlIIoch wirt/allf de'lI I-ö rell 
des XI. festil'tlls die. Stimme der Anklllge gf'gell die Expal/sion 
lies BRD-Imperialismli.s in die Dritte fi'tlt. gegel! dru ROII/lt , 
A /QII/kompfotl mit Siidafrikll, di#' Sthwmg [a3"dl irtisclrer Re­
gimes 11. a. m. gewiß tliclrl iIIu'blciIJCII_ 



Erklärung des 
Initiativausschusses 

zum XI. Fes'lival 

Cl.ß 
aa 

v • • • ~ ...... ~ .. ...., 
...... 'Io,_..:...a. ........ .,. 

1.1. Im Iniliativausschuß XI. WcJlfeslspicle der Bundesre­
publik Deutschland arbeiten der Arbeitskreis Feslioval (AKF) 
und die Koordinicrungsgruppe XI. We ltfestspiele (KOG) zu· 
sammen, um die XI. Wcltfeslspic1e vorzubereilel~ und die 
Teilnahme breitester Teile der Jugend und Studenten untcr­
schiedlichster weltanschaulichen, politischer und rel igiöser 
Anschauungen sicherzuste llen. 

1.2 In Achtung der vollen Autonomie der ein~,e lncn Ju ­
gend- und Sludcntcnorganisnlioncn wolle n wir be i den XI. 
Wcltfcslspiclcn zum Ausdruck bringen: 
• da~ Eintreren der Jugend- und Stude ntenorganisationen 
der ßundesrepublik Deutschland für grundlegend.! soziale, 
dem der Drillen Welt, 
• das Eimreten der Jugend- und Studcnlenorganisalionen 
der Bundcsrepublik Deutschland rur Frieden und konkrete 
Abrüstungsschriue. 
• das Ei ntreten der Jugend- und Studentenorgallisalionen 
der ßundesrepublik Deutschland für grundlegend(!, soziale. 
demokratische . rel igiöse und kulturelle Rechte übc"all in der 
Welt. 
• das Eintreten de r Jugend- und Studentenorganisalionen 
der Bundesrepubl ik Deutschland ftir Freundschaft mit dem 
Volk Kubas. dem Land der XI. Weltfestspie le. 

1.3. Die Jugend+ und Studente no rganisationen dcl: Bundes­
republik Deutschland wollen auf der Grundlage der erfolg+ 
reichen Teilnahme und der insgesamt posit iven Erfahrungen 
bei den X. Weltfestspielen durch offene Diskussiooen. bei 
Achtung unterschiedlichster Standpunkte. ihren B,eilrag bei 
der Vo rbereitung und zum Ge lingen der XI. Wel1:feS1Spiele 
und zur Freundschaft und Zusammenarbeit der Jugend aller 
Welt le isten. 

U. Die Jugend- und Sludenlenorganisationen der Bun­
desrepublik Deutschland Ireten für Solidarität mil 
den Ländern der Drihen Welt ein 

11.1 . Die Jugend- und Studeotenorgan;sa tionen der Bun­
desrepublik Deutschland möchten Gerechtigkeit und Freiheit 
in der ganzen Welt und sich nicht abfin den mit Not. Elend 
und Unte rdrückung. die heute ganze Völker bedrüclcen . 

11.2. Die Jugend- und Studentenorganisationen de'r Bundes­
republik Deutschland üben Solidari tät mit Völkern und Min­
derheiten , die gegen Imperia lismus. Milit arismus, Faschis­
mus, Rassismus, Neokolonililismus, Unterdrückung sowie 
gegen wirtschaftliche und militärische Abhängigkeit kämpfen. 
die zur politiSChen Bevonnund ung führt. 
Die Jugend· und Studcntcnorganisationen der Bundesrepu­
blik Deutschland treten e in ruf nntionalc Unabh:ängigkeit , 
Freihe it. Demokratie und auto no me Entwickl ung. 
Aus dieser Oberl.eugung unterstützen die Jugend+ und Stu­
denteno rganis3t;onen unseres Landes die Befreiungsbewe­
gungen in der Dritten Welt. 

11.3. Eine neue, gerechte Wehwirtschaftsordnung muß ge­
gen die Folge einer Jahrhunderte altcn Abhängigkeit durch­
gesetzt werden, in die d ie Kolonialländer die kolonisierten 
Länder drängten . Eine Abhängigkeit besteht auch heute in 
den Beziehungen vo n Induslrieliindern und Ländern der Drit-

te n Welt, die teilweise fonnal ihre Unabhän igkcit von diesen 
errungen haben. Die Industrie länder zwingen den Ländern 
der Dritten We h teure Fertigproduklc aur und ziehen enorme 
Vorteile aus dem A nkauf und der Weilcrverarbcitung von 
Ro hstoffen und tragen so zum Fortbestehen einer abhängi­
gen WirtschaftSli truktur und damit zur politischen Abhängig­
keit bei, d ie den Weg in e ine echte Unabhängigkeit solcher 
Länder behindert und die Lösung sozialer Probleme in der 
Dritten Welt verhindert. 
Die Jugend- und Studentenorganisationen der ßundesre­
publik Deutschland treten dafür cin, daß d ie Mitgliedstaaten 
der Vereinten Natio nen konsequem die Normen verwirkli ­
chen, die seit den 60cr Jahren immer mehr im Zentrum inter · 
nalionaillne rkannter Rechte stehen : Die Verwirklichung des 
Rechts auf Selbstbestimmung und Souveränität, auf Verfü­
gung de r Ro hstoffe im Inte resse der wirtschaftlichen und 
sozialen EntwickJung der rohstoffbcsitzenden Länder selbst 
und des Rechts auf Schutt des eigenen Territoriums und die 
Unverletzlichkeit der Grenzen. Die wirtschaftl iche, soziale 
und de mokratische Entwicklung von Ländern de r Dntten 
Welt darf nicht abhängig gemacht werden von politischen, 
insbesondere wirtschaftlichen oder militärischen Inte ressen 
Dritter. Die Verwirklicbung e iner neuen Weltwirtscharts­
o rdnung hängt auch ab \'on der weltpolitischen L1ge. vom 
Verlauf des Entspan nungsprozesses in Europa und Ln ande­
rc'n Regio nen de r Welt sowie vom Verhältnis "on Staaten 
unterschiedliche r Gesellschaftsordnung zueinander und zu 
den Freiheitskräften in der Drillen Welt . 

11 .4 . Die J ugend~ und Studentenorganisat ioncn der Bundcs· 
republik Deutschland rufen auf zur Solidarilät mit allen Völ­
kern Late inamerikas und der Ka ribik, die gegen faschistische 
und reaktionäre Regimes und nationale Ol igarchien. um nu· 
tionale Unabhängigkeit und sozialen. demokratischcn und 
ö konomischen Fortschritt kämpfen. 
Sie ve rurteilen aufs Schärfste die Mili tärjunta in Chile, die 
gegen Freiheit und Demokratie des chilenischen Vo lkes ge+ 
richtet ist und fordern die Einste llung de r Verfolgungen der 
chilenischen Demokraten sowie die sofortige Freilassung aller 
politischen Gefangene n. 

11.5. Die Jugend- und Studentenorganisationen der Blindes­
republik Deutschland unterstützen nachdrück lich den Kampf 
de r Völker Afrikas für nationale Unabhängigkeit und sozia· 
len Fortschritt . Ihre Solidarität gi lt auch den Vö lkern des 
südlichen Afrika , die gegen Rassistenregimes, gegen Neo­
kolonialism us und Kolo nialismus kämpfen. 

11 .6. Die Jugend· und Sluden lcnorganisat io nen der Bundes­
republik DeUischland fordern die Durchsctzungeines gerech­
ten und dauerhaften Friedens im Nahen Osten, der die Un­
ahhängigkeit und Souveränität aller Völker. insbesonden 
des palästinensischen. ;n dieser Region ebenso siche rn muß, 
wie das Existenzrecht des Staa tes Israel . Grundlage dafür 
bilden die UNO-Resolutionen 242 und 338. 

11. 7. Die J ugend- und Studentenorganisa tionen der Sun­
desrepublik Deutschland werden darstellen, wie sie all den 
Krüfte n in der Bundesrepublik entgegentreten. die die Zu­
stände der Ungerecht igkeit und natio nalen Unterdrückung, 
wirtschaftl icher und politischer Abhängigkeit, Not und Un­
wissenheit für ganze Völker e rhalten wollen. 
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111. Die Jugend- und Studentenorganisatio~len der 
Bundesrepublik Deutschland treten ein für Frieden 
und konkrete Abrüstungsschritte 

11I .1. Die Jugend- und SlUdentenorganisationen der Bun­
desrepublik Deutschland möchten Frieden und Entspannung 
in der ganzen Welt und sich nicht abfinden mit Kricgsherdell. 
Spannungen und de r Politik des Wenrustens. 

1l1.2. In Ellropa. als dem Ausgangspunkt z ..... eier Weltkriege. 
wurde e ine Politik der Entspannung und des friedlichen Aus­
gleichs, der Achtung der Souveränität und der Unverletzlich­
keit der Grenzen vereinbart Die Zusam menarbeit auf wirt­
schaft liche m und kulturellem Gebiet und die volle Durch­
setzung der Menschenrechte wurde weiterentwickelt. Sie muß 
in allen Lä'ndem' mit einer Beendigung des Wettriistens und 
in konkreten Abrüst ungsschritten fortgesetzt werden. 

111.3. Die Jugend- und Studentenorganisationen der Bun­
desrepublik Deutschland treten dafür ein. daß die politische 
durch die militärische Entspannung ergänzt und d.as Wett­
rüsten beendet wird. Sie uß(erstützcn die Fordenmg nach 
gleichgewichtigen Abriistungsmaßnahmen, Durch Verhand­
lungen muß de'r Verzicht auf neue Masscnvern ichlUllgsmhtel 
einschließlich der Neutronenbombe allseits vereinbart wer­
den. Sie sprechen sich gegen jede Fonn entspannungsfeind­
licher Propag~nda aus. Konkret vereinbarte und verwirklichte 
Abriistungsschritte können den Weg zu allgemeiner IJnd voll­
ständiger Abrüstung unter wirksamer international.er Kon­
trolle ebnen. 

111 .4. Die Jugend- und Studentenorganis3tionen der Bun­
desrepublik Deutschland treten dafür ein, daß die positivcn 
Ergebnisse der Konferenz für Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa für dauerhaften Frieden und Entspannung 
auf unserem Kontinent genutzt werden. Sie fordern alle 
Signatarstaaten der Sch lußakte von Helsinki auf. di<:!ses Do­
kument konsequent und vollständig anzuwenden. 
111 .5. Eine solche Entwicklung hängt auch vom Engage­
ment der J ugend- und Studen tenorgrmisationcn ab. Für die 
Entspannungspoli tik spielt die Jugend Europas eine: Vorrei­
terrolle . 

IV. Die Jugend- und Studentenorganisationen der 
Bundesrepublik Deutschland trelen ein fülr grund­
legende soziale, demokratische, religiöse lind kul­
turelle Rechte überall in der Welt 

rv.1. Die Jugend- und Studente norganisationen der Bun­
desrepublik Deutschland möchten gesicherte soziak. demo­
kratische und kulturelle Rechte fü r die Jugend und sich nicht 
abfinden mit Existenzangst und Zukunftslosigkeit. 

IV.2. Im Kampf um grundlegende Mensehenrech1e fühlen 
sich die Jugend- und Stl,!denlenorganisationen J er Bundes­
republik Deutschland aufs engste verbunden mit Jen unter­
schiedlichen Persönlichkeiten, O rganisationen und Bewe­
gungen, die aktiv gegen den deutschen Faschismus. und rur 
eine de mokratische Gesellschaft gekämpft haben. 

IV.3. Chris tliche. konsetvative, sozialdemok ratische. ' Iibe­
rale, marxistische, parteilose, gewerkschaftliche und andere 
Strömungen haben nach der Niederlage des Faschismus 
demokratische Grundsätze in der Verfassung verankert. Sie 
drucken sich aus im 
Be kenntnis zur Volkssouveränilät, 
fre ier pol itischer Betätigung von Parteien und Individuen, 
Sozialstaatlichkeit, 
Prinzip des Rechtsstaates, 
Anerkennung der Regeln des Völkerrechts und des friedli­
chen Zusamme nlebens der Völker, 
zum Recht auf freie Berufswahl . 
zum Recht auf Koalitionsfreiheit, 
zum Recht auf Bildung von unabhängigen Gewerkschaften. 

18 

zum Recht auf freie Meinungsäußerung und 
zum Recht auf Kricgsd ienstve rweigen.mg. 

IV.4. Die Jugend- und Studentenorganisationen der Bun­
desrepublik Deutsch land machen die Erfahru ng. daß Ent­
wicklungen in der sozialen und politischen Wirklichkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland vorhandene verfassungsmäßige 
Rechte bedrohen, Diese Entwicklungen sind u. a. geprägt 
durch: 
Zusammenballung ökonom ischer Macht und in immer gröBe­
ren und multinationalen Konzernen. 
Mangel.an Lehrstellen und 
Arbeitslosigkeit. 
Allssperrungsstrategien der Unternehmer. 
Praxis der Berufsverbote , 
Chancenungleichheil im Bildu ngswescn, 
neofaschistische Gruppen und ihre Propaganda. 

IV.5 . Die Jugend- und Studentenorganisationen der Bun­
desrepublik Deutschland werden darstellen. wie sie ange­
sichts gefährdeter Grundrechte in ihrem Land - in \loller 
Autonomie und un ter Beachtung der verschiedenen politi­
schen. weltanschaulichen und religiösen Grundlagen - disku­
tieren die Proble me der Jugendarbeitslosigkeit. die man· 
gelnde Verwirklichu ng des Rechts auf Bildung, die undemo· 
kratischen Berufsverbote und die Gefahren des Duckmäuser­
turns unte r der Jugend. und welche vielfältigen Lnitiativen sie 
ergreifen für die Sicherung und Verwirklichung der grund­
legenden Rechte. 
So leisten die Jugend- und Studentenorganisationen einen 
Beitrag zur Verstärkung des polit iSChen Engagements unter 
der J ugend zur Demok ralisierung in der ganzen Gese llschaft. 

V. Die Jugend- und Studentenorganisationen der 8un­
des republik Deutschland treten ein für Freundschaft 
mit dem Volk Kubas, dem Land der XJ. WeUfest­
spiele 

V.I. Die X I. Weltfestspiele der Jugend- und Studenten fin­
den zum erstenmal in einem Land der Dritten Welt stau, das 
große Anstrengungen zur Lösung seiner sozialen Probleme 
unternimmt. Die Initiativen. die in Kuba ergriffen werden. um 
alle Voraussetzungen für einen erfolgreichen Verlauf des 
Festivals zu schaffen. verdienen umSQ mehr unsere Solidari tät . 
Deshalb werden die Jugend- und Studen'tenorganis<ltionen 
aus de r ßundesrepublik Deutschland einen konkreten Bei· 
trag leisten , um die Teilnahme von Jugendlichen aus Ländern 
der Dritten Welt zu gewährleisten . 

V.2. Die Jugend- und Studentenorganisationen der Bundes­
republi k Deutschland werden sich über die Lebensbedin­
gungen der kubanbchen Jugend infonnie ren. Sie werden in 
ihren Veranstaltungen und anderen Maßmlhmen diese Infor­
mationen unter der J ugend ihres Landes verbreiten. 

V.3 . Sie wenden sich gegen jeden Versuch, die nmiOllale 
Souveränität und Unabhängigkeit Kuh,ls zu beeinträch tigen 
und unterstützen die Forderung nach Beendigung jeglicher 
Blockademaßn<lhmen. 

VA. Die Jugend- und Studentenorganisationcn der Bundes­
republik Deutschland werden sich in zilhl reichcn freimütigen 
Diskussionen und auf verschiedensten Veranstaltungen in 
Havanna für Frieden. Freundschaft und internationale Soli­
darität e insetzcn. Persön liche Begegnungen mit Jugendlichen 
aus aller Welt im Geiste der Achtung unterschiedlicher Po­
sition .. bewerten sie als gute G rundlage für eine weitere kon­
struktive Arbeit . 

Für die Koordinie rungsgruppe: Heinz Hawreliuk. Werner 
Lichtwark , Rudolf Scha rping, Fritz Schatschneider, Rudolf 
Schmidt 
Für den Arbeitskreis Festival: Dieter Gaulier. Mechtild Jan­
sen, Klaus Mannhardt, Claus Proft 



Kuba 
Rede Fidel Castros 

Kubanische Hilfe für Äthiopien 
Einige imperialistische Nachrichtenagenturen haben verbrei­
tet, daß das kubanische Volk gestern offiziell übo~r unsere 
inlcmationalistische Hilfe für Äthiopicn unlerrichlj~t wurde. 
Nun, wenn sie sagen wollen: "offiziell", ja Wif geboen es zu: 
aber inorfiziell- in der Art und Weise wie wi r über die Dinge 
Bescheid wissen, wie wif die Dinge tun und wie wir wissen, 
sie unter uns zu tun - haben es alle schon lange gewußt. 
Es war genauso mil unserer intemationalislischen Hilfe ruf 
Angola. Das Volk weiß darüber Bescheid, weil wir nichts 
ohne das Volk lun. Natürl ich gibt es Situationen, in denen 
bestimmte Dinge nicht offiziell veröffentlicht werden können, 
de nn wenn man eine komplizierte und gefah rliehe Operation 
durchführen muß, dann muß man das auf vorsichtige Weise 
tun ; es ist nicht nötig, jedem davon zu erzählen. Aber, wer 
sonst als die Arbeiter und Bauern unserer Rescr.·etruppen 
und die Soldaten und OffIZiere unserer regulären Truppen 
hat diese Mission erfüllt? Alle Kampfeinheiten wußten es, 
und auch alle Reserveeinheiten. Und, genau wie im. Fall von 
Angola, es waren nicht 1000 oder 10 000, sondern Hundert· 
tausende unserer Landsmänner, die bereit waren, di.ese inter­
natio nalistische Missio n zu erfüllen. 

Nichts hinter dem Rücken des Volkes 

Wir tun niemals etwas hinter dem Rücken unseres Volkes. 
Sehr oft werden den Massen Dinge , die nicht auf den ersten 
Seiten der Zeitungen stehen, d urch die Partei unddic' Massen· 
organisat io nen bekanntgegeben. Was könnte die Partei und 
die Führung der Partei tun o hne die Massen? Wir sind froh, 
daß unsere Masse n sehr zurückhaltend sind, weil es Zeilen 
gibt, wo ein Geheimnis hier Millionen von Leuten bekannt 
ist und nie mand sonst außer diesen Millionen von Kubanern 
findet das Geheimnis heraus. 
Das ist die Revolution; das ist der Geist unseres Volkes, das 
E rbe von Maceo und des Baraguä·Protestes. Das ist der 
Geist von 1868 und 1895, der in unserem Vo lk gegenwärtig 
ist. Wir sprechen nicht von den Helden der Vergangenheit, 
als ob sie Touristen in der Geschichte oder nur passive Zu· 
schauer der Heldentaten anderer seien. Unser Volk ,kann von 
diesen Helden sprechen, weil es viele Helden in de:r Gegen· 
wart hat. Sie können von ihren tapferen Mambi·Una,bhängig­
keitskämpfern erzählen. weil sie ein Volk von Mambi-Kämi>" 
fern sind (zur kubanischen Geschichte siehe AlB 211976 und 
8/1977, d . Red.). Sie können von den Helde n der Vergangen· 
heit sprechen , we il s ie ein Volk von Gegenw3nsheklen sind, 
das seine Pflichtcn ohnc Prahlerei erfüllt! Unsere R(~volution 
sucht nicht Ruhm oder Prestige; sie erfiillt einfach ihre in­
ternationalistisehen Aufgaben und Prinzipien! 
Natürlich konnten wir unsere internationalisti.sche Hilfe rur 
Älhiopien nicht öffentlich diskutieren, bevor die Äthtiopier es 
taten. So lange, wie sie es für richtig hielten, Sti11S1:hweigen 
zu bewahren, taten wir dasselbe. Als die Äthiopier die Sache 
öffent lich diskutierten, waren wir, unsere Partei, in der Lage, 
es auch zu tun. Es sollle nicht für immer das Geh~ilmnis von 
Millionen von Leuten bleiben. Jetzt ist es ein natiorlales und 
intcrnationales Geheimnis. 
Schön. Wir dürfen damit nicht angeben. Wir haben nicht dic 
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Absicht. mit irgend etwas anzugeben. Vor allen Dingen 
möchten wi r sagen, daß wir den Konflikt zwischen Somalia 
und Äthiopien zutiefst bedauern; wir haben alles getan was 
wir konn ten, um ihn zu verhindern. Ungerahr vor einem Jahr, 
um diese Zeit - vielleicht war es später als der 20. März, ich 
erinnere mich nicht genau - haben wir ein Treffenl zwischen 
den Regierungschefs von Äthiopien. dem Südjeme n und So· 
malia in Aden organisiert, um zu vef!iuchen. die Probleme 
zwischen Somalia und Äthiopien 7.U lösen . Genauer gesagt, 
um einen Krieg tu verhindern; uln eine Entwickhmg zu ver­
hindern, die einen Rückschlag für die internationale revolu­
tionäre Bewegung darstellen würde: um die Führung von So­
malia. mit ihren terri torialen Bestrebungen und ihrer aggres­
siven Haltung, daran zu hindern, zum Imperialismus ilberzu­
wechseln. Wir konnten es nicht verhindern. 
In Somalia gab es zwei Kräfte: rechte Kräfte und linke Kräfte. 
Viele Jahre lang erzählten sie den Massen vom S.~zialismus 
und Fortschri u , aber es gab eine mächt ige reak tionäre 
Gruppe in der Regierung, Leute auf dem rech ten F·lügel. die 
eine Allianz mit dem Imperialismus, der arabischen Reaktion, 
Saudi A rabien, Iran usw. befürworteten. Sie erreie'hten nach 
und nach, daß der linke Flügel an Unterstützung, im Land 
verlor, indem sie - wie die Reak tionäre es überall tun - das 
Banner des hauvinismus hochhielten. Da sie nicht über eine 
soziale. politische und revolutionäre Doktrin verfügen, grei­
fen Reaktionäre auf die niedersten Instinkte der Menschen 
zurück. und insbesondere setzen sie auf den Chau\';nismu$. 

Die äthiopische Rel'olution - ein historisches Ereignis 

Chauvinismus ist dennoch nichl dasein7jge, um den ZeitIiunkt 
des Angriffs zu e rklären. Äthiopicn wurde \'icle Jah re rang 
von einem feudalen Regime regiert, und dieses Regime wurde 
durch die äthiopische Revolution beseitigt. Äthiopien is t ein 
Land , in dem die Bauern 85 oder 90 % der Bevölkerung aus­
machen . Vor der Revolution und prakt isch bis 1973 gab es 
sogar Sklaverei in Äthiopien. Diejenigen. die nicht Leibeigene 
oder Bauern waren, an das Land gebunden und von den 
Landbesitzem unterdrückt. kö nnen als Sklaven bezeichnet 
werden. 
Deshalb bedeutete die äthiopiSChe Revolution eine außeror­
denlliche Veränderung für das Volk von Äth iopien; viele 
Miltionen ausgebeuteter Bauern wurden befreit, und die 
Knechtschaft der ausgebeutcten Massen war zu Ende. Es gab 
keine sehr große Arbeiterklasse, aber auch sie wurde durch 
d ie Revolution befreit. Die Frauen. die besonders umer· 
drück! und schrecklichen Ungerechtigkeiten unterworfen 
waren. wurden ebenfalls durch die äthiopiSChe R.evolution 
befreit. 
Die äthiopische Revolution beseitigtc nicht nur den Feudalis· 
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mus: sie entschied sich auch. zum Sozial ismus voranzuschrei­
ten. Eines der wichtigSten Ereignisse in Afrika in den lelZ\en 
Jah re n war gewiß die äthiopische Revolution. Äthiopien ist 
e in Land, das viel gelitten hut . Es war eines der ..... enigcn 
afrikanischen Länder. das in einem entschiedenen Kampf 
seine Unabhängigkeit über Jahrhundcrle hin erhalten konntc. 
bis die italienischen Faschisten. die - koste es was es ~Io lle ­
eigene Kolonien haben woll ten, Äthiopien in Kompli:r.cn­
schaft mit den Kolonialmächten Europas angriffen. Aber 
Älhiopien ist eine Nation \ '011 Kämpfern . 
Schon Ende des Ict7.!en Jahrhunderts hatte es die italiener 
besiegt. die unf.ihig waren. das Land einzunehmen. 1935 je­
doch bemächtigten sich die italienischen Faschisten dank 
ihn'r tech nischen und materiellen überlegenheit und dcr 
Komplizenschaft dcs Imperialismus Äthiopiens. Das äthiopi· 
sche Volk kämpft e sehr harl während der J ahre der Besat­
zung. denn die Äthiopier zeichnen sich durch Mut und 
Kampfgeist aus. Vor diesem histo rischen Hintergrund und 
genau in dem Augenblick. als die Rc\'olution stattfand, -
oder besser gesagt, nicht genl1 u dann. aber zu dem Zeitpunkt 
Als die rad ikalsten und revolutionärsten Leute die Macht er­
griffen hAtten - griff Somalia an. 
Vorher war Äthiopien mit seinem Kaiser ein Verbündeter 
der Vereinigten St"aten . des Imperialismus. gewesen. In al1 
jenen Jahren hat die Fraktion des rechten Flügels in SomaliA 
niemals davon geträumt. eine In\'asion in Äthiopien durchzu­
führen . Warum? Weil sic sich nicht mit dcm Imperialismus 
anlegen wollte. Als die Revolution stattfand . ober ihr ge­
nauer Charakter noch nicht definiert war. wagten sie es 
immer noch nicht . Äthiopien anzugreifen. 
Im Februar 1977 übemahmen die wichtigslen, r.ldikal!>ten 
und re\'olutionärsten Elemente. angeführt \'on Mengistu 
Haile Mariam. dic Führung der äthiopischen Revolution und 
kündigten ihre Absicht an. den Sozialismus aufzubauen: und 
das war der Zeitpunk t, als die Verhindung zwischen Äthio· 
pien und dem Imperialismus abbrach . Genau in diesem Mo· 
mCnI hielt die Regierung \'on Somalia die Zeit einer Inva­
sion in Äthiopien für gekommen, weil sie wußte. daß ein 
Angriff auf Äthiopien ein Zusammenspiel mit dem Imperia. 
!ismus bei der Zerstörung einer großen Revnlution bedeutete, 
und daß der Imperialismus darüber entzückt sein würde. 
überdies wußten sie, daß die NATO-Mächte ebenfalls er+ 
fre ut sein würden, wenn Somalia dabei half. die iithiopische 
Revolution zu eliminieren. 

Die kriminelle Alli anz gegen Äthiopien 

Heute erkennen wir, daß die somalischen Führer, als wir sie 
im Män letztcn J :thres in Aden trllfen. den Plan schon ausgc­
arbeiiet hallen, - den sie später in die Praxis umsetzten - . 
nämlich Äthiopien anzugreifen, weil sie meinten. daß die hi+ 
storische Gelegenheit gekommen wäre. da der Yankee­
Imperialismus lind die NATO· Länder Nachrichten von einer 
Invasio n Äthiopiens mit offenen Armen willkommen heißen 
wilrden. 
Ihr wißt , daß es viele revolutionäre arabische Länder gibt, 
aber es gibt auch ei ne Gruppe reaktionärer arabischer Län· 
der. Diese reaktionären arabischen L.'inder waren ebenfall s 
erfreut über den Angriff auf Äthiopien. der die Revolution 
ze rstören 5Ol lle. Eines jener Länder. Saudi Arabien, das durch 
eine altertümliche Monarchie regien wi rd. war eines der an 
der Zerstörung der äthiopischen Revolution am meisten in­
teressie rten Länder, denn wenn du das Haus des Nllehbam 
brennen siehst. triffst du Vouiehtsmaßnahmen . Da cin Kai­
ser gesttirzr worclen wa r. WOlr der Ka iscr oder König \'on Saudi 
A rabie n, oder wie immer sie ihn nennen, sehr heunruhigt 
über den Niedergung des äthiopischen Kaisers. 
Dasselbe trifft zu für den Iran, einen reaktionären Verbün­
deten des Yankee- Imperialismus mit einer kriminellen und 
repressiven Regierung, nur ein Land . das auch von einem 
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Schah regiert wird - Schah heißt Kaise r. König. oder. nun. i<:h 
bin nicht ganz sicher was es bcde·utet. Es ist jedenfalls auch 
e ine feudale Monarchie. eine absolute Monarchie. die darauf 
aus war. die äthiopische Revolut ion zu zerstören. und Somalia 
zum Angriff zu ermutigen. Angesichts diese r für sie günstigen 
Umstände suchte die reaktionäre Fraktion - auf eine Flut 
von Öldotlurs von Saudi Arabien und dem Iran und Wirt­
schaftshilfe von der NATO und den Vereinigten Staaten 
horfend - die Revolution in Älhiopien zu nutzen und ver­
führt e Somalia zu einer Polit ik von Krieg und A,ggression. 
Es ist das große Verbrechen der somalischen Führ<:r: Äthio­
pien überfa llen zu haben, um eine Revolulion im Auftrag 
de r umliegenden reakt ionären Nationen, der NATO und des 
Imperialismus zu beseitigen. 
Aber bei dem Treffen in Adcn versprachen die Fijhrer von 
Somalia feierlich, verpfl ichteten sich feierlich. niemals eine 
lnvasion gegen Äthiopien durehzuftihrcn, Äthiopien nicht 
militärisch anzugreifen. In Wirklichkeit hallen s ie schon 
a lles geplant . und der Angriff begann im .kilL 

Äthiopien ist ein großes Land, es hat eine große Bevölkerung. 
es hat Soldaten. und ZWlIT sehr gute Soldaten. Das ist es. 
warum wir \Ins anfänglich auf ihr Ersuchen hin entschieden, 
ihnen einige Dutzend Ausbilde r und Berater zu so:h icken -
die Zahl mag ein paar hunden betragen haben -, um Einhei­
ten zu trainie ren und ihnen beim Umgang mit modemen Waf­
fen e ines Typs. den sie nicht kannten, behilnich zu sein . Da 
der Kaiser ein Verbündeter de r Vereinigten Staaten gewese n 
war, hallen die Äth iopier US-Waffen: dann erhielten sie 
Nachschub aus den sozialistischen Ländern . mit dem sie nicht 
umgehen konnten. Wir meinten. daß die Hilfe bei de r Aus­
bildung ihrer Armee eine vorläufige Maßnahme ~in würde, 
denn wenn die äthiopische Armee ausgebildet und mit Waf­
fen gut versorgt worden ist. kann man sicher sein . daß nie­
mand - niemand - sie belästigen wird. Dessen könnt ihr si­
cher sein! 
Warum wurde es notwendig. daß wir Kämpfer schickten? 
Wegen des Ausmaßes und der Stärke der somallschen 

Aggression. Somalia halle sich ei ne Anzahl von Jahren hin­
durch vorbere itet. Es h:ute sogar das Banner des Sozialismus 
hochgehalten; es behauptete. ein fort schrittliches Land zu 
sein, ein Verbündeter der fort schrittlichen Weh - ich spreche. 
über die somalische Regierung -, und so hatte es scine Armee 
aufgebaut. Somalia halte Hunderte von Panzern. Hundene 
von A rlilleriegeschützen. flugzeuge. viele motorisierte Infan­
Ic riebrigaden. und fast alle diese Waffen und Einheiten wur­
den während der Invasion gegen Äthiopicn benutzl . 

Zu jener Zeit hatte Äthiopien im ganzen Land gegen Grop­
pen konterrevolutionärer Banditen zu kämpfen. die Hilfe \'on 
außen bekamen und \'on feudalen Elementen geführt wur­
den. und gegen die sezessionistischen Bewegungen im Nor­
den. die auch heute noch Hilfe von reaktionären Ländern in 
der Region erhalten. Äthiopien stand vor einer sehr SChwieri­
gen Situation, und es halle keine Zeit zu verlieren. Wenn 
die Äthiopie r ein wenig mehr Zeit gehabt hälten. hänen sie 
den Umgang mit al1 den Panze rn. Anilleriegcschützen und 
anderen modemen Waffen gele rnt. Wir hätten. zusammen mit 
anderen sozialistischen Ländern Ausbildungspersonal zur 
Verfügung gesteHt. Aber die kritische Situat ion, die durch die 
In vasion Ende November entstanden war, veranlaßte die 
äthiopische Regie rung dllzu. e ine dringende Bille um Ent­
sendung von Panzer-, Artillerie- und Luftwaffenspezialisten 
an uns zu richten: und wir taten das. 
Wie in der Granma berichtet. begannen unsere Spezialisten 
Mitte Dezember und Anfang Januar in Äthiopien einzutref­
fen. Sie brauchten wirklich keine Infa nterie: es gab ge­
nügend Infa nteriesoldateJl. Wenn trotzdem einige mittelgroße 
kubanische Einheiten von der Stärke einiger Ballll illone in 
den Osten geschickt wurden, dann um die Zusammenarbeit 
mit den Panzer- und Artilleriekont ingent en, die von kubani­
schem Personal gehandhabt wurden. zu garantieren . Denn 
man muß das VCTStändigungsproblcm bedenken, und auch. 
daß es Ze iten gibt, in denen sich eine Panzereinheit der 
Kooperation mit der Artillerie sicher wissen muß. 
Aber tatsächlich bestand unsere hauptsächliche Unters tüt-
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Im'OgadenJu/eQ ab"esdlo,"enet somali$mer Panzer 

zung für Äthiopien darin, Spezial isten zu schicken. Die Äthio­
pier haben schön Artillerie- und Panzereinheiten, und ich bin 
sicher, daß sie bald exzeUenle Kader haben werden, um mit 
der Ausrüstung umzugehen. Sie haben mehr als g,~nug Sol­
daten, und es ist leichter, einen Infanteriesoldatcn zu trainie­
ren , als einen Panzer- oder Arlilleriespezialistcn auszubilden. 
Wir könnten hinzufügen, daß die äthiopische Infanterie aus 
sch'r tapferen und mutigen Soldaten besteht, die einen groß­
artigen Kampfge isl haben. 

Kubaniscb - äthiopische Waffenbrüderschaft 

Unsere Kooperation wurde unentbehrlich . Die Spezialisten 
wurden geschickt. und - wie in der Granma berichte! wurde ­
nahm kubanische motorisierte Infanterie an der Seite der 
äthiopischen Infanterie an der Endphase der Op'~rationcn 

teil. 
Wir könnten betonen - wie gestern '/eröffe ntlicht wu rde -, 
daß in sieben Wochen prakt isch das gesamte besetzte Gebiet 
in Ogaden befreit wurde, ein Gebiet von mehr als 320000 
qkm . Die Invasoren hatten 320000 qkm überrannt , ein Ge­
biet, das dreimal so groß ist wie Kuba (nahezu eineinhalb­
mai so groß wie d ie BRD, d. Red.)! Vom 22 . Janua r bis zum 
14. März wurde praktisch das gesamte Gebiet befreit ; nur 
einige Städte ware n übrig und ihre Eroberung war nllr eine 
Frage der Zeit, da die äthiopische Armee nicht gen.ug Fahr­
zeuge hatte, und viclc dieser Orte mußte sie zu Fuß errei­
chen.' So hat, was die praktische Seite bet rifft, der Krieg an 
der östlichen Front ein Ende gefunden. 
Die Zusammenarbeit zwischen Äthiopiern und Kubanern 
war großartig. Es gab Artl lJerieeinhei ten, die aus kubani­
sche n Spezialisten und äth iopischem Personal Ix~ Slanden . 

Nach einigen Tagen begannen sie einander zu verst ,ehen, in­
dem sie Zeichen und Zahlen benutzten, und die Art'ilJerieab­
teilung fun ktionierte reibungslos. Trotz der Spraehschwierig­
keiten ka men sie sehr gut miteinander aus und es entstanden 
Kameradschaft, Vertrauen und Brüderschaft , und die Pro­
bleme wurden ohne Reibungen gelöst. 
Ich wiederhole, daß wir uns nicht den Anschein geben wollen, 
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als wollten wir angeben, als wollten wir uns in übertriebenem 
Lob für unsere Kämpfer ergehen. Aber wir meinen wirklich, 
daß es nur fair ist, zu sagen, daß dic kubanischen intema­
tionalistischen Kämpfcr durch ihre besondere Effektivität 
und ihren großartigen Kampfgeist hervors tachen. Es ist wirk­
lich bewundernswert zu sehen , wie viele Söhne unse res Vol­
kes bereit waren , in dieses ferne Land zu gehen und dort zu 
kämpfen , a ls sei es ih r eigenes Land. Das is t proletarischer 
Internationalismus! Tapfere und leistungsfähige revolutionäre 
Soldaten knüpften bald eine wundervolle Freundschaft mit 
den bewundernswerten äthiopischen revolutionären Kämp­
fern an; sie wurden vom äthiopischen Volk in außerordent­
lich herzliche r Weise empfangen, und ich weiß, daß ihre Füh­
re r unserem Volk sehr dankbar für diese Hilfe sind. 
Der Kampf gegen die Invasoren ist praktisch vorbei. Äthio­
pien hat öffentlich e rklärt , daß es Somalias Grenze nicht 
überschreiten wird. Dies scheint uns vollkommen gerecht und 
korrekt zu sein, de nn der Krieg wurde nicht gekämpft, um 
eine Invasion in ein anderes Land durchzuführen, geschweige 
denn, um Land zu erobern, das anderen gehört. Es war ein 
absolut gerechte r Verteidigungskrieg, um ein Gebiet, in das 
fremde Angreife r eingedrungen waren, zu schützen, bis zu 
dem Zeitpunkt, da diese Angrei fer herausgeworfen werden 
konnten. Natürlich bedeutet dies. daß die Angriffe Somalias 
auf Äthiopien aufhö ren müssen, weil wir uns nicht vorstellen 
können, daß irgendein Land gewillt ist, Angriffe von der 
Grenze eines anderen Landes e ndlos zu tolerieren, ohne ent­
spreche nd zu antworten. Aber wir wissen, daß die äth iopische 
Regierung ihre Versicherung, daß ihre Truppen die somali­
sehe Grenze nicht überschreiten werden , absolut ernst ge­
meint hat. In der Tat, vom mi litärischcn Standpunkt aus be­
steht keine Notwendikeit, dies zu tun, da die angreifenden 
Truppen vo llständig besiegt worden sind; und wir unterstüt­
zen voll die Haltung der äthiopischen Regierung. 
Was wird in Somalia passieren ? Das ist schwer zu sagen. 
Aber es ist klar, daß der rechte Fraktionsflügel, der der so­
malischen Regierung seine aggressive und abenteuerliche 
Linie aufgedrängt hat , eine große Niederlage erlitten hat. 
Natürlich , sogar in der Niede rlage versuchen die Imperiali­
sten, zur Ermutigung dieser Gruppe zu manÖvriercn. Wie 
auch imme r, es gibt auch progressive und Kräfte des linken 
Flügels in Somalia, und wir werden sehen. was in den kom­
menden Wochen geschieht. Selbstverständlich ist dies eine 
Angelegenheit, die nur das Volk Somalias angeht, nicht uns 
oder irgendein anderes Land. 
Die Imperialisten haben während des Konflikts eine sehr 
heuchle rische Posit ion eingenommen, denn sie wußten von 
Anfang an - im Juli -, daß Somalia in Äthiopien eine Inva­
sion durchführte. Die Vereinigten Staaten und die NATO­
l ände r wußten davon und schwiegen: sie sagten nicht ein 
Wort, und sie waren erfreut. Sie lieferten Waffen an die An­
greifer - Waffen aus den Vereinigten Staaten und aus NATO­
Mitgliedsstaaten - über Saudi 'Arabien. den Iran und andere 
Länder, und während die Somalier vordrangen, sagten sie 
nicht ein Wort. Als Somalia fa st den ganzen Ogaden besetzt· 
hatte, waren die Imperialisten optimistisch; aber als die 
Äthiopie r internationalistische Hilfe zu erhalten begannen , 
als sie anfingen. Waffen aus dem sozialistischen Lager zu er­
halten, und als die internationa lis!ischen kubanischen Kämp­
fe r einzutreffen begannen, erhoben die Imperialisten ein 
wah rhaftes Zetergeschrei. Da bestanden sie darauf, daß es 
ein Treffen der OAU, der UNO usw., usw. geben müsse, 
und sie sprachen von der Notwendigkeit eines Waffensti ll­
stan~es. Wann aber begannen sie. über einen Waffenstill­
stand zu sprechen? Als die Angreifer anfingen, den Krieg zu 
verlieren. 
Solange die somalischen Streitkräfte vordrangen, sagten die 
Imperialisten kein Wort . Als sich die Dinge nach J en ersten 
erfolgre ichen Schlachten dcr Äthiopier zu ändern begannen, 
als sie e rkannten, daß sich die Situation schnell ändern 
könnte, da erhoben sie das Zetergeschrei und entfesselten in 



der ganzen Welt eine Propagandawelle, die über die inter­
nationalistischen kubanischcn Kämpfct - die kubanischen 
Truppen , wic sie sie ncnnen - in Äthiopien berichttcle. Als 
sich das Glück zu wenden began n, fingen sie an. über eincn 
Waffenstillstand zu sprechcn, etwas, das sie in all den Mona­
ten, als dic rcaktionären Angreifer vordrangen, nicht getan 
hatten. Selbstverständlich sagtc die äthiopische Regierung, 
ganz korrekt, daß es keincn Waffenstillstand geben könne, so­
tange ein Teil ihres Gebietes besetzt war. Das ist auch unsere 
revolutionäre Haltung: Es kann keinen Waffenstillstand ge­
ben , !'tOlange es besetzte Gebiete gibt. 
Die ersten Gegen-angriffe und die Offensive folgtcn, und die 
fe indlichen Truppen wurden rundweg besiegt. Sie mußten 
sich fluchtartig zurückziehen. P3nzcr. Kanonen. Artillerie. 
alle Arten von Waffen zurücklassend, um der Einkreisung 
und Gefangennahme zu entgehen. Denn sie waren besiegt 
worden, vollkommen besiegt. Wir müssen betonen. daß der 
Rückzug der somatischen Truppen durchaus nicht freiwillig 
geschah. Wenn sie vier Tuge länger geblieben wären, wären 
buchstäblich all ihre Truppen in Ogaden eingekrei">1 worden. 
Dank der Art und Weisc, wie die revolutionären Truppen 
vorgingen und die Hauptkommunikationszentren einnahmen, 
wären die überreste der somalischen Armee in Oga.den ein­
gekreist worden. häHen sie sich nicht schnellstens zurückge­
zogen. Auf diese Weise sind die Angreifer gezwungen wor­
den, abzuziehen. 
Sie können niemandem etwas vormachen, indem sie behaup­
ten, daß die somalische Regierung die Geste machte, ihre 
Truppen zurückzuziehen. Denn häHen die Somalier es nicht 
getan, hätten sie das wenige, was übrig geblieben war, auch 
noch verloren. Das ist die Situation: Sie zogen im Ergebnis 
der militärischen Operationen ab, bei denen sie besiegt wur­
den. 
Das ist die Waltrheit: es besteht keine Notwendigkeit zu 
lügen. Wir meinen, daß der Krieg zwischen Somalia und 
Äthiopien in dem Augenblick beendet wurde, da das Gebiet 
befreit war. Ich glaube nicht, daß die Somalis so dumm sein 
werden, der Versuchung zu unterliegen. Äthiopien noch ein­
mal alleine anzugreifen ; aber weil die reaktionären Länder, 
die NATO-Staaten und der Impe rialismus sie einmal ermutigt 
haben, könnten sie das wieder tun. 

Das Gift des Chauvinismus 

Wir befürworten ernsthaft den Frieden zwischen den beiden 
Ländern. Ziel des Krieges war es, besetztes Gebiet zu be­
freie n. Wir hoffen ernsthaft. daß das Volk von Somalia nun 
in Frieden leben kann und den wirklichen Pf3d des Fort­
schritts und des Sozialismus einschlagen kann. Das Volk von 
Somalia hat große Werte und Tugenden. Wie die Granma 
erklärt hat. si nd Somalias Soldaten nieh! feige. Es ;s[ fair und 
gerecht, dies zu sagen. Sie waren hart und zeigten echten 
Kampfgeisl. Sie sind unzweifelhaft von jenem Chauvinismus 
und mit der Idee ei nes Groß-Somalia betrogen und vergiftet 
worden. Niem3nd sollte denken. d3ß somalische Soldaten 
schwach oder nicht fachkundig sind, aber sie wurden besiegt. 
Der Feind schätzte die Situation nicht richtig ein und machte 
Führungsfeh ler. Es besteht kein Zweifel, d3ß die somalischen 
Führer e rnste politische Fehler machten und einige mili tä­
rische, welche die Niederlage erklären - nicht zu uwähnen 
die Tatsache, daß sie versuchten . ein großes Verbrechen an 
der Geschichte zu begehen. Die Tücht igkeit der revolutio­
nären St reitkräfte hat die Zahl ihrer Verluste im Kampf er­
heblich reduziert. Es darf gesagt werden. d3ß unsc;:re inter­
nationalistischen Kämpfer, aufgrund ihrer Tüchtigj(eit und 
ihrer großartigen Kampferprobtheit, nur sehr geringe Ver­
luste erlitten. 

(Quelle: Granma, Havanna, 26. 3. 1978: leicht gekürzter 
Schlußteil einer Fidel Castro-Rede) 
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Kuba, die rote Perle der 
Karibik, fasziniert je­
den Besucher. Dieses 

::~~~;:~:::~~i~;Land des ameri-hat sich von ei-
I i des US-Kapitals zu ei­

modernen Staat entwickelt, der 
Hunger, keine Arbeitslosig-

und kein Analphabetentum 
kennt. Mit Kuba begann die 

Entdeckung Amerikas. Das Beispiel 
Kuba steht auch am Anfang der Zu­
kunft Lateinamerikas. 
Hannes Stütz, der Autor und Foto­
graf dieses erre~ nden Buches, berei­
ste mehrfach die Insel. Er sprach mit 
Tabakbauem und fuhr mit Arbeitern 
in die Zafra, die "höllische" Zucker­
rohremte. Stütz berichtet von der 
Sc.hweinebucht. wo die Kuban~r die 
Revolution gegen die Eindringlinge 
veTleidigten, und von der Sierra Ma­
estra, wo der bewaffnete Freiheits­
krieg gegen Ausbeutung und Unter­
drückung begann. 
Als Augenzeuge erlebte Hanne~ 

Stütz den ersten Parteitag der kuba­
nischen Kommunisten. Er inter­
viewte Guerilleros und fOlog rafiene 
Landschaften von paradiesischer 
Schönheit. Sein Bericht macht uns 
mit Kultur und Geschichte des Lan­
des vcrtr.lut, das 1978 die Jugend der 
ganzen Weil zu den XI. Weltfcstspie­
len in Havanna empfängt. 
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Intervilew mit Vilma Espin 

Die Aktiviierung der Frau 

Die Srigade • Parli!an Tanla ' bel de, Zalm, dei Zup.etetnle 1!l77, im Rahmen de~ WeUbewerb! Xl. Fe!l/val 

Als Clm 23. AliglISI 1960 der Kl/bul/ische F,allenblllld (FMC) 
gegründer wllrde, ließ sich floch nicht vorhersehen, daß er sich 
Z/lr driugrößtl!/1 MassellOrgallisarioll nach den Komitees zur 
Verteidigllng der Revofwion (CDR) !/fltl der Zem:rale der 
Werktätigen Kubas (CTCj entwickeln würde. Das folgende 
Interview mit Villna Espill, der Vorsill.cndcl1 des FMC, elll­
stantJ llllläßlich des illlernatiolllllen Frfmcmages am 8. März. 
d. J. 

FRAGE: Was hat die Organisation nach Ihrer Meinung im 
Jahr 1977 geleistet, und welche Aufgaben stellt sie sieh für 
dieses Jahr? 
V. ESPIN: Die von den Mitgliedern des Kubanischen Fnlu­
enbundes im Jahr 1977 geleistete Arbeit war ohne Zweifel 
sehr posi tiv und fruchtbar. Am 22. Juli (1977. d. Red.) 
brachte unsere Organisation dem Polithüro der Parte·i unsere 
Wettbewerbsverpflichtungen zu den XI. Weitfesispiden der 
J ugend und Studenten. Alle Ziele., die wir uns ges tellt ha­
ben, wurden voll erreicht. Auch unsere Mitglieder sind von 
der Begeisterung erfaßt, mit der die Bevölkerung unseres 
Landes sich darauf vorbereitet, die revolutionäre und fort­
schriUliche Jugend der Welt willl,:ummcn zu heißen. Sie hat 
uns bei allen unseren Aufgaben und Aktivitäten beflügelt. 

Da ich hier unmöglich die gesamte Arbeit unserer Mitglie­
der im Jahr 1977 darstellen kann , konzentriere ich rnich auf 
die Hauptpunkte: 
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• Alle Leiwngsmitglicder des Frauenbundes. von den 
Grundorganisationen bis zu den Bezirksvorständen. wurden 
entweder bestätigt oder abgelöst. Durch diesen Prozeß, der 
jetzt abgeSChlossen ist. wurde die organisatorische Struktur 
unserer O rganisation verbessen und sie bekam vie le neue 
K<lder. 
• Unsere Mitgliederzahl stieg auf2 264 453. das sind 81 ,5 % 
alle r kubanischen Frauen und Miidchen zwischen 14 und oS 
Jahren. 
• 136693 Leitungsmitglieder unserer Organisation und 
84417 Hausfrauen besuchten eine Schule . um ihr Bildungs­
niveau zu erhöhen. 41 434 Mitglieder des Frauenbundes 
absolvieTlcn das sechste Schuljahr. 
• über I Mio Frauen setzten sich in der Bewegung "Mütter 
kämpfen für die Bildung" mit den Schulen imcnsiv für eine 
Erhöhung der Qualität unsercs Bildungssystems ein. 
• Unsere Organisation setzte ihre systemat ische ideologische 
Arbeit fort. mit der wir das politische Bewußtsein uJ)serer 
Mitglieder e rhö hen. Die Beteiligung an unseren regelmäßi­
gen Studi enzirkelll betrug im M onatsdurchschll itt 72 %. 
• Die Ausbildung der Kader unserer Organisation an unse­
rer nationalen Schule Fe deI Vatle und an der Tamara Bunke­
Schule in Santiago de Kuba - rür die östlichen Provinzen _ 
wurde mit guten Ergebnissen fortgeführt. 
• Zum Jah restag des Baragua- Protests ' wurden Arbeits4 
gruppen gebildet. in denen übe r 2\00 Aufsätze zum Anderl4 



'-en an dieses große hiSlorische Ereignis geschriebel1 wurden . 
• I 705 74~ Milglieder des Frauenbundcs \'erpflichlclcn 
sich. das D iplom im Weltbe ..... e rb zu den XI. Weltfestspielen 
7.U erreichen. Die Spendensammlung lind die anderen Auf­
gaben zur Vor!)creitllng des Fe~ l ival .. wurden e rfolgreich 
abgeschlossen. Unser,' Organisatio n hat bis jelZ! :3 0 19 719 
Pcsos geSllmmelt . 
• Zum 60. Jahresulg der Großen Qktoberre\'o!uti<Qn gab es 
zahlreiche AktlVltälcn. wie Konferenzen. Versammlungen. 
Freiwillige Arbeilscinsiitze: es wurden AufsälZC und Briefe 
geschriebe n. und noch vieles andere getllll . 
• Unsere Mitglieder sclzten ihre ß emlih ungen um das Fa­
milic ncrLiehungsprogramm fort. Es zid1 daruuf ab. daß die 
Ehern auch im AJllag das Prinzip der G leichberechtigung 
innerhalb der Familie pruktizieren. 
• 69528 Frauen und Mädchen si nd hcrufstätig. [)er AllIeil 
der Frauen an der bcrufsliitigcn Be\vlkerung octliiigl jel7.l -
ohne die T eilzeilarbciterinnen - 28,Y %. 
• Die Unterstützung der Gesu nd heitsförderungsprogramme. 
vor allem für Mütter und Kinder, wurde verstärkt. Die ent­
sprechenden Sanitätsbri,gadcn umfasscn je tzt 53978 Fr<luen 
und Mädchen. 

Angcsichls der besonderen Bedeutung (der Zuckerernie. d. 
Red.) betone n wir amt.. die Anstrengungen un ... ~rer Mit· 
glieder in diesem Jahr. entsprechend dem Aufruf Fidels und 
der Partei zu veNitiirken und dazu bcizlilragcn. daß die Plan­
rückstände in eier Zuckerproduktion aufgehol t und die beiden 
nächsten Zuckerern tcn ge~ichert werden. 
Dic Frauen haben verstanden. wie wichtig der Erfolg der 
je tzigen Zueke rernte für unsere Wirtschaft ist. Wir wissen, 
duß die Frauen in den Provinzen dem Aufruf gefolgt sind : 
Sie haben sich Brigaden angesch lö~~n , die das Zuckerrohr 
verladen. um die Brigaden der Schnitter und Bauern , die 
das Zucke rrohr schneiden. zu untcrstii lzcn. Sie helfen in den 
Wiegest at ionen . in den Zuckermühlcn. in den Masc~hjnensta ­

tionen. übernil. wo sie gcbroucht werden . 
Wir vertrauen wie immer auf den revolutionären Elan und 
auf die Begeisterung unsere r Mitglieder, die bis rum letzten 
Tag de r Ernte weiterarbeiten werden. damit der Plan ru r die 
Z uckerproduktion crfüllt wird. 

G leichberechtigun g alltäglich machen 

FRAGE: Auf dem 2. Kongreß der "'~1C hat Fidel die ganl.c 
GCM!lIschaft aufgcrufen. den noch \(lrhulldenen Oberre~t cn 
der Diskriminierung in unserem Land den Krieg ~Inzusagcn 
und dil: volbtilndige Gleichberechtigung der Fr.tu durch711-
seilen. Was ist sei tdem in diesc r H in~idH erreicht: worden. 
welche Probleme gibt es. die noch gclö~t werden müssen? 
V. ESPIN : Sie werden sich e rinnern. eilt Jahr danach fand 
dl' r I. Partcllag der Kommunistischen f'anel Kubas Sial! . 
em hislOrische .. EreIgnis von besonderer Bedeutung für unscr 
Land. Bei seine r Vorbcrciu1Ilg Lind auf dcm Parteitag selbst 
wu rde die Fmge der \'olls tändigen Vel'\\'irk lichung der Gle ich­
berechtigung von Mann und Fmu au~siehig diskutiert . E .. 
wurden \'er)Chicdenc Be~chlülose gefaßt. die der ge!'<1.mten Ge­
.. e llschaft die Wege 7ur Verwirklichung die~e' \\ichtigen Zieh 
aufzeigen . 
In den seitdem "e rgangenen z\\ ei Jahrcn hat es deutliche 
Veränderungen und Zeichen de" Fo rt :ol'hr1lt!> im Kampf für 
die GleichbereChtigung gegeben. deren Probleme - wie I-1del 
lIuf dem 2. Kongreß da FMC tlusfiihrte - lilie Männer und 
Frauen sehr ernst nehmen und genal! erkennen mü~~n , 
und für die ~ic gemei nsam kämpfen ll1üs~ n . 
Zur Beteiligung de r Frauen am Wim,ehaftslchen unsere~ 
Lande~ - na tü rlich im Rahmen der Grcn7cn. die un~.cre wirt­
SI..'haftlichen Möglichkeiten setze n - i~t 7U !>agl'n. daß immer 
mehr Frauen und Mädchen berufstiuig "erden und daß ein 
Programm zur Erhöhung dc~ kulturellen Niveaus d(:r Frauen 

in Angriff genommen worden ist. Es wurden neuarlige Fo r­
men der Berufstätigkeil. auch mit Arbeilsverträgen und un­
tersch iedlichen Arbei tszeitregelungen geschaffen . Wi r ~ind 

auch bemüh!. du rch praktiSChe M:lßnahmen den Frauen die 
Arbcit~bdastung zu erleichtern, damit sie ihre Arheit und 
ihre sonstigen Tätigkeiten besser koordinieren können . Unter 
anderem werden berurstätige Frauen beim EinkaufbevoT7.ugt 
bedient: es gibt besondere Öffnungszeiten und sie bekom­
men einen besonderen Ausweis. Mit solchen Maßnahmen las­
"en sich die häuslichen Probleme ~iner bcrufstäligen Familie 
leichter lösen. 
Die Zahl der Beihilfen. der Schul- und Werkskantinen und 
der Kinderkrippen - alles Dinge. die fü r berufstätige Frauen 
besonders wichtig sind - wurde erhö ht . 
Bedeutsam im juristischen Bereich war die Verabschiedung 
des Familiengcsctzbuches 1975, das die GleiChbereChtigung 
innerhalb der Familie festlegt unt.! der Verfassung 1976. die 
die Rechte und Pflichten der Bürge r in allen Lebcnmercichen 
grundsälzlich regelt (\VorHaut in AlB iiIl977, d. Red .) . 

Frauenanleil in Volksmachl orgllnen erhöht 

Unsere Bemühunge n. den Anteil der Frauen in den staatli ­
chen Organen zu erhöhen. fUhrte n 1976 zu einem Erfolg. in­
dem sich die Zahl der weiblichen Delegierten in den Organen 
de r Volksmacht erhöhte. und zwar aur 8 "I .. in den Kommu ­
nalparlamenten und auf 22 % in der N:Hional\'ersnmmlung. 
Besonders hervo rzuheben ist. daß die Nationalversammlung 
nls Organ der Vo lksmacht eine Kommis~ion für die Kinder 
und für die Gleichberechtigung der Fr.m eingesetzt hat. Sie 
~dchtet darauf. daß die Poli tik des Staates zur Forderung der 
Kinder und zur Einbeziehung der Frau in alle Lebens!)c­
reiche konscquelll durchgeführt wird . 
Fortschritte gab es auch bei den ßemiihungen. fU hrende Po­
sitionen in st<latlichen Inslitutioncn und in politischen und 
Massenorganisatio nen mit Fr:luell zu besetzen. Die Organe 
de r Volk~macht wurden bereits erwahnt . Bei den staut lichen 
Institutionen ist ein Anwachsen des Anteils der Frauen als 
Betriebsdirekto rinnen. als leitende Beamtinnen in zernralcn 
Staatsorgane n, als s tellvertretende Min isterinncn und als 
Ministerinne n sowie in anderen Positionen offensichtlich. 
Auch in den Org:tnisationen der Arbei te rbewegung hat sich 
die Zahl der Frauen in Lc!itungsfu nktionen deutlich erhöht. 
Einen großen Fortschrill in dic~ r Richtung gab c. .. ferner in 
den Komilces zur Verteidigung dcr Revolution und im NlI­
tionalcn Verband der KleinblHlern . 
Auch der Anteil der Frauen in un~rer Partei und ihren 
Leitungsorganen hat sich erhöht. Im Augenblick si nd fil % 
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der Mitglieder des Kommunistischen Jugendverbands Frauen 
und Mädchen, und das ist sehr ermutigend. 
Man könnte noch andere Errungenschaften aufzählen . aber 
vergessen wir die Probleme nicht . die noch gelöst werden 
müssen. Ich habe bereits einige Lösungsmöglichkei!en ange­
sprochen, mit denen wir die Probleme der benlfstiitigen 
Frauen bewältigen wollen : Einrichtungen für Kinder, Beihil­
fen , Speisesäle für Kinder, neue Formen der Berufstätigkeit 
und anderes. Es werden wirk lich außerordentliche Bemühun­
gen in dieser RichlUng unternommen. Aber es gibt noch 
längst nicht so viele Einrichtungen wie wir brauchen. Wir 
können noch längst nicht alle Anforderungen bewältigen, die 
sich aus der Berufstäligkeit von immer mehr Frauen e rge­
ben. Die Investitionen in diesem Bereich werden auch in den 
kommenden Jahren gleich hoch bleiben. so daß wir altmäh· 
lieh - in dem Maße, wic sich unsere wirtschaftlichen Mög­
lichkei ten verbessern -dem Bedarf gerecht werden ~; önnen. 

Diese objektiven Hindernisse, aber auch die subjektiven 
Faktore n. d ie die Durehsetzung der Gleichbcre<:htigu ng be­
hindern, wurden auf dem Parteitag klar beim Namen ge­
nannt. 

Es gibt noch Vorurteile genug 

Wir müssen erst noch die fehlerhaften , ungerechten Vorur­
teile und Vorstellungen aus der Welt schaffen. die zum Tragen 
kommen , wenn die Arbeit einer Frau eingeschätzt wird, 
wenn über die Besetzung einer leitender Posit ion beschlos· 
sen wird . wenn Probleme in Partnerbcziehungen und auch 
andere Probleme analysiert werden. Das behindert di'e Frauen 
bei der Ausübung ihres Recht s auf Gleichberechtigung. Es 
gibt auch heute noch negative Beispiele, Verständnislosig­
kei t, wenn es um die dringend notwendige Beteiligung aller 

Exklmiiiv auf 

Familienmitglieder an der Hausarbeit geht. damit nicht mehr 
die Frau als die allein dafür Verantwortl iche angesehen wird. 
Es ist unfair und ungerecht. wenn diese Aufgabe ausschließ· 
lich auf ihr lastet und es hindert sie. die ihr zustehende Rolle 
im gesellschaftlichen Leben zu spielen. Alle diese Probleme 
wurde n auf dem 1. Parteitag deutlich ausgesprochen. 

Es gibt Fortschri tte bei de r Lösung dieser Probleme, aber 
die ideologische Arbeit zur Beseitigung diskriminie render 
Einstellungen und Vorstellungen muß fongesetzt werden. 
In diesem Sinn muß das vom Parteitag angeregte Familicn­
erLieh ungsprogramm intensiviert werden. das unter Beteil i­
gung unseres Verbandes. der Kommunistischen Jugend. der 
Pionierorganisation und der Ministerien für Volksbildung. 
Gesundheitswesen und Kultur sowie des Instituts zur Förde­
rung der Kinder durchgeführt wird. 
Es ist sehr viel über das Vorbild der Eltern. Lehrer und über­
haupt der En\'achsenen bei der Erziehung der Kinder und 
Jugendlichen gesagt worden. Um die Gleichberechtigung zu 
e rreichen. muß auch - in dem M'1ß. wie die Männer und 
Frauen sich dieser Probleme immer mehr bewußt werden -
die Erziehung der künftigen Gencr3tioncn auf der Grund ­
lage der Gleichberechtigung und in Übereinstimmung mit den 
Prinzipien unse rer sozialistischen Moral erfolgen. dic keine 
Ungerechtigkeit oder Diskriminierung duldet. 
In diesem Kampf bedarf es großer HartnäCkigkeit und umfas­
sender Anstrengungen der Massen. Aber wir sind überlcugt. 
daß wir siegen werden . 
(Que lle: Granma. Havanna. 19.3.1978: ge kürlI) 
Anmerkung der Redaktion: 
I) Der Baragull.Protesl fand am 28. 2. 1878 gegen Ende des zchn­

jährigen Unabhängigkeitskrieges statt. Antonio Maceo wider­
setzte sich hier als einziger General auf kubanischer Seile den 
Friedenspläncn der Spanier. die eine Unabhängigkeit Kubas nicht 
mitumfaßten. 

11" "PI tt , "p .ane - a eo. 
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Jamaika 

Anna Hermanns Manley am Scheideweg 

Jilmaiku - ci n Nam~·. bei dessen Erw:ihnung ... tek sogleich an 
Sonne. Strand und c rhobamc Ferienluge denken: .. Denn 
hier sind sie wirklich. die plllmcngc<;'1Unlll'll 811dc::buchll'n au~ 
den Bilderbüchern mr En\lIchscnc. Hier taucht rn,m vom hel­
ten S;mdstrand sacht in da~ handwilml(, Wasser, das nie küh· 
le r ab 26 Grad wird . .. Dic Natur g.cf.1 Ih sich im Obernuß 
dichter Wälder und wa~M' rrcichc r Fliisse. Es grünt und blüht 
wic im Garten Eden ...... so pric~ u. 11 . im Dezember 11)76 
das Handelsblatt loelneo Lesern die größt,.. cnglischsprachigc 
Insel in der Karibik an . 

Ein .. Pa radies" mit Ft!hlem 

Doch Ja maika ist mehr als cin Tummelplatz für sonnen­
hungrige Touri~ lcn und amc rikanischc Millionäre. So SIcht 
die dringrößlc der An1illeninsc ln . zu Beginn diesc!. Jahrhun­
den s noch eine r der größten Z ud.er- und ß ananentieferan· 
tcn. he ute an drillC-1 Stelle in der Reihe der ßau);i t-A lumi ­
nium-Exporte ure der westlichen Welt. Die Verlage rung des 
wirtschaft lichen Schwerpunktö "om Ifindwi rt )oC h;tftl ichell zum 
industriellen Sektor - hedi ngt durch die Entdeckung hoher 
Ilauxit\'orkommcn und die zunehmend i n ~tabilcr we rde nde 
Lage auf dem wcttwciten Zuekt'r- und ß :lIl;tncnm;Jrkt - führt e 
tibC' r die Ent wicklung des I~ergbau~ auch /.0 zahlreichen In· 
\'c.<;titioncn in der In rrast ruktur (Ene rgiewirtschaft. Tnll1!>' 
porTwesen) und (,lila ,orgf'iilt ig geplanten gcnen:lkn In­
duslTi a lisic rung~pol il i k der Insel. Im Rahmen eine", Indu,trie­
förderung~programm~ erhöhte mun "0 1.wi-.chen 11)(,0 und 
1973 die Indu!>lriebc tricbc \'on $5 auf 106 1• 

J iunaika - abo ein GlIrten Eden'! 
Der e rsle Eindrud. tliuM:lll und auch d:L' HamJelMllau kumml 
nicht umhin. fe.\ltSlellen zu müssen. daß dle~!> .. Paradie~" 
auch einige .. Fehle r" aufzu"eiSt!1I hat , \o""nngkich die ..... n 
" Fehlern " 1976 auch nuch n:eht w~'nlg Bedeutung ho:;go:-

messen wurde. Inzwischen hat sich dIe poli tische Lage auf der 
Insel so deutl ich vc rändert, daß be reits erste Vergleiche zur 
Situation in Chile un mittelbar vor do.:m Putsch gegen die Re­
gierung der Unidad Popu lar gezogen "erden. 
August 1977: Jamaika feiert den 15. Jahresttlg der Erlan­
gung der Unabhängigkeit \'o n Großbritan nien. Doch dic${' 
Unabhängigkei t ist bis auf den heutigen Tag nur in wenigen 
Punkte n Realiliil geworden. Jamaika leidet immer noch unter 
den Folgen der jahrhundertelangen Kolonis.1lion durch Spa­
nier und BTi to:n (~ie he Kasten,. So wird die britische Königin 
auch heute noch a l ~ Staatsoberhaupt des Insclstaates. der 
~'l itglied des bri tischen Commonwealth or Nations is t. aner· 
kann! . Ein l1 ueh weitaus gra\'ierenderes Relikt aus der Ko­
lonialzei t ist jedoch die wirtschaft liche Abhängigkeit der In­
sel nicht nur vom einstigen " Muttcrl;md". sondern auch in 
wachsendem Maße von den USA. für die Jamaikn bis 1972 
gewissermaßen ein ruhender Pol im poli tiSCh unruhigen kari· 
bischen Raum war. _ 
De r Grund fur diese politische "Unauffälligkeit" la& 111 der 
Poli tik de f efSten .. unabhängige n" Regie rung der Insel, die 
von Vcrt retern der Arbeiterpartci Jamaikas (JLP) gen agen 
wurde. Die JLP, IIH3 VOll AleXfinder Bustamentc gcgriin­
J et. nachdem die po litischen Differenze n in der Parte iflih· 
ru ng de r 193~ von Alcxandcr ,Bu,tamente und No rman W, 
Manley gebildeten Nationalen Vnl~ ~parte i (PNP) unüber· 
brückbar geworden waren. halle in den enoten zehn Jahren 
der Unabhängigkei, dL'n Insclstaat "öllig. dem Diktat auslän­
dische r Intercs~n ausgeliefert. D ie US- Mo nopole ALCOA, 
Anaconda . K:li ~c r . Revcrc und Rcynolds, sowie das k!Lnadi­
sehe ALCAN -Konsort iu1l1. weiche die BU\lxi t\'orkom men 
ausbeuten . britische Unternehmen und die ßc~i t7.e r der gro­
ßen Plant agen bc,timmten praklhch alle,. WlLS aur der Insel 
7.U geschL'hcn hmll' . Für die J ahre~fj;rdenlllg von 1:l.J Mio t 

Bauxii ,gabC'n die Monopole dem St:H1t lächerliche 25 Mio 
Do llar. 25 ~'" de r c rwcrrn.f:ihige ll Bevöll..eruns - bei einigen 
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Gruppen der Ncgcrbc"ölkerung, der Nachkommen de r Skla­
ven aus Afrika, sogar bis zu 50 % - waren arbeitslos, Das 
durchschnitt liche Jahreseinkommen pro Kopf der zu 90 % 
aus Farbigen bestehenden Bevölkerung betrug 500 Do llar. in 
der Landwirlschaft o ft nur 100 Dnllar.2 

Manleys tiefe Einschnitte 

G egen diese Polit ik zog 1972 Michael Manley. Sohn Nonnan 
W. Manleys und bek anntes Gewerkschaftsmitglied. als Kan ­
didat der PNP zu Felde und konnte 56 % der Wählerstim ­
men (36 von 56 Sitzen) auf s ieh vereinigen. 
Be reits die ersten Amtsjahre des neuen Premierministers 
brachten zahlreiche tiefgreifende Einschniu e in das politi­
sche und soziale Leben Jamuikas: 1972 durchbrach J amaika 
gemeinsam mil Guayan<l. Trinidad. Tobago sowie Barbados 
den Bo ykotl der OAS (Organisation Ame rikanischer Staaten) 
gegen Kuba und nahm diplomatische Beziehungen zu dem 
benachbanen Inselstaal auf. Im Rahmen l' iner A lphabeti ­
sie rungskampagne wurde 150000 Erwachsenen Lt:sen und 
Schre iben beigebrachl, e in Jugendprogramm für di(: Ausbil­
dung armer Minderjähriger entwicke lt , ebenso ein Arbeits­
beschaffungsprogramm für die ste tig wachse nde Zahl der Ar-

~--Jamaika-Daten-·-~ 
Terri torium und Bevölkerung: Auf eincr Fläche von ca, II 525 
ljkm (elwa 11I0·Größe Kubas, 1120 der BRD) leben etwa 2. 1 Mio 
Einwohner, 30 % davon leben in der Hauplstadt Kingston. Die 
Bevölkerung setzt sich zu 90 % aus Negern UflP Mulanelfl. zu S % 
aus Weißen und zu 3,4 % aus Indem und Chinesen l usammen. 
60 % der Bevölkerung leben auf dem Land. 
Amt5sp" che: Englisch 
Wirtschaft: Jamaikas Wirtschaft wandelte sich in den letzten 3 
lah17.ehnten vom kapitalistischen Agrarstaat zum - obzwar schwach­
entwickelten und abhängigen - Agrar· lndustriestaat. Der An· 
tei l des Industrie/Bergbausektors am Brulloinlandsprodukt be· 
trug 40 %, kam also Argentinien (43) oder Chile (46) nahe: Blp· 
Anteil der Landwirtschaft : 7 % (ebenso Chile: Argentinit:n 15 0/0) ' 
Anteil der Beschäftigten in der Indu$trie: 22 % (Chile 33 %). 
Landwirtschaft 35 % (Chile 2 1 '-0 ). Auch das Prokopf-Einkommen 
Jamaikas reichte 1974 mit 11 90 Dollar nahe an argentinisches 
Niveau ( 1520; Kuba 710) heran. Jamaika gehört heute zu den be­
deutendsten Bauxit· und Tonerdetieferanten der Welt. Auf den 
Inseln Morant Cays und Pedro Cays wird Guano abgebaut. Die 
einheimische Industrie verarbeitet außer Bodenschätzen vorrangig 
landwirtschaftliche Produkte (Zuck(' r, Rum, Tabak l U Z ig:lrctten. 
Konserven). Darüber hinaus ,,'e rden in der Land""'irtschaft Mais. 
Reis, Bataten. Maniok und Bohnen für den Eigenbedarf angebaut. 
Soriale Lage: Die Lebenshaltungskrn;ten sind steigend, 20.8 % der 
Einwohner arbei tslos; viele Arbciter gehen aufgrund der schlechtcn 
wirtschaftlichen Lage als Saisonarbeiter ins Ausland. Rund 18 % der 
Bevölkerung sind Analphabeten. Dlls Bildungs- und Ges undheits­
wcscn ist durch die große Abwandcrung von Fachkräften stark be. 
einträehtigt. Die Lebenserwartung liegt bei 62.5 Jahren (Argen· 
tinien 65, 1; Kuba 70). 
Geschichte: 

1494 
1655 

18]3 
1955-1962 
1962 

1968 

1972 

1973 
1974 

1976 

ZI 

Kolumbus entdeckt die Insel 
Eroberung durch die Engländer. die J. in ein Zentrum 
der Plantagenwinschaft und des Sklavenhandels ver· 
wandeln. 
Aufhebung der Sklaverei 
Westindische Föderation. in der 1. führend war. 
Unabhängigkeitserklärung. J. erhält den SW'luS eines 
Commonwealth.Mitglieds und UN-ALlfnahme . 
Behrill zur Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) 
J. nimmt entgegen OAS-Beschluß diplomati :iChe Be­
ziehungen ~u Kuba auf. 
Gründungsmitglicd des CAR ICOM (siehe KiIS'ten) 
Teilnahme an der Gründungstagung für die Organisa­
tion Bauxitexportierender länder 
Wiederwahl Michael Manteys 

beitsloscn. Im Bereich der Lnndwirtsehllfl wurden große 
Landteilc der ZuckergeseJischaft en zu den bei den Steuer­
ämt ern eingetragenen Werten abge kaufl und land lose n Bau­
e rn übereignet. G enossenschaften gebildet und die Erschlie­
ßung und Bewässe rung kultivierbarer Böden veranlaGI, 
Besonderes Aufsehe n erregte die Regierung Man1cy, als sie 
Ende 1974 von dem US-Alumin iumko nzern Kaiser eine 
Mehrheitsbeteiligung \"on 5 I % de r A ktien erm.·ang und "uf 
diese Wei~e versuchte. stärke ren Einfluß auf die BaWlilwirt­
schaf! zu gewinne n. Schon im Juli 1974 war es zu lautstarken 
Proteste n vor allem seitens der ß :lI1xi tunternehmer gekom­
men. nachdem mil Hilfe eines G cscl;.es, das die Erhöhung 
de r Exportsteue r für A lum inium und Bauxit vo rsah. eine Er­
höhung de r staatlichen Einna hmen \'on rund 200 Mio Do lI:lr 
e rreicht werden ko nnlc.3 

Be re its die Durchführung diese r ersten Maßnahme n führte 
zu wütenden Angriffen natio nale r und int ernationaler rea k­
tionärer Kreise auf die Regie rung Manley, a llen voran die 
JLP unte r E x- Finanzminister Edwa rd Scaga. Er wOIrf M:lnley 
wiede rho lt \'or, er lid ere die Insel der Einflußsphäre Fidel 
Castros aus und ~il h sich bcsonders be~t ätigt , uls Manley 
1974 erk lärte. daß J amaika von nun an ve rstärkl den Weg 
des " demok ratische n Sozialismus'· gehen we rden. 
Um diesen Kurs der Regienmg aufzuhalten. war und iSI deren 
G egnern jedes Millel recht. So sah sich Mantcy im Juni 1976 
gezwungen. den Ausnahmezustand zu verhängen. nachdem 
Brandstiftungen, bewaffnete ü berfä lle. Bombenattentate ge­
gen Regie rungsge bii ude und Mo rdanschläge auf Politiker der 
PNP die Insel in ei nen bürgcrk riegsähnl iehcn Zustand ver· 
set;.t hau en. Innerhal b eines halben J;t hres fieten ca. 200 
Menschen Terroranschlägen zum O pfe r. Eine ganz besonders 
abgefeimte Varionte der Destabilisicru ngspolit ik wurde bei 
der Aufdeckung e ines Komplotts deut lich. das die I n ~7.enic­

rung vo n vorgetäuschten Morden an Opposilionsführern zum 
Z iele haue. um auf diese Weise die P:l rteimilglieder der PNP 
und vor allem die Mitarbe iter Miln lcy~ ~ u belasten. 

Destabilisierung a uf antikubaniSt'h 

E in weiteres Mittel. die Po litik ManJeys zu e iner Niederlage 
zu fUhre n, stellten die zahlreichen Hetz kampagne n in den 
Ma~"'Senmedien dar. die u. iI . auch zu eincrn dcutlichen Rück­
gang des zuvor recht starken und fi nllnzie ll lukra tivcn Touri­
stenstroms führl en. Darüber hin ll u ~ Wll rnlen in l eserbrief­
kolumnen Briefk astenorga nisationen das jamaikanische Volk 
vor den Übeln des kubanische n Komm unismus und beschul ­
digten kubanische T echn ike r. die se it Aufn ahme de r diplO­
matischen Beziehungen in Jamaika Schulen. Dlint llle und 
Wohnungen hauen, G eheimagen len 1u ~ein . · 

Besonders schwerwiegende Folgen brachte die \·crstii rkt ein · 
setzende Kapitatnueht : sch ~itzungsweiS(' 400 M io Do ll.'Jr flos­
sen illegal ins Ausland S. Um dic Wirtschafl noch weiter in 
Bedrängnis zu bringen. provozierte m:l n Arhe i t~nicdc rle ­

gungen und Fabrikstitlegungen. Angebliche Ausschreitungen, 
z. B. be i ALCOA. d ienten dazu , die Produktion des Be· 
t riebes für einen Monat einzuste llen und ,luf diese Weise der 
Regierung erhebliche fimm zie ll e VertusIe zU7.ufügcn.6 

All dies und die Tatsache . daß d ie Preise für Jamaikas 1,wci­
tes Exportgut, den Z uckeT. 1976 ebe nfa lls ~tark ahsanken. 
sorgte dafür, daß die A rbeitslosenquOle gegen Ende des Jah­
res erneut auf 25 % anstieg. 
Angesichts dieser politischen Lage kam dem überwältigen· 
de n Wahlsieg der PN P Ende 1970 (49 von 6() Sitzen) und 
de ren erne uter Bcstätigullg in den Kommunalwahlen im 
März 1977 eine besonders große Bcde\l!ung zu. Mit diesem 
Wah lerfol g wurde de r progressiv-ant iimpcrütl is!ische Kurs 
de r Regie rung Manley von de r jamaikanischen Bevölkerung 
nachhaltig unterstützt. Gleichze itig aber dient e dieser Sieg 
den reaktio nären in- und ausländ ischen Krii ft en dazu. die 
Poli lik der Destabilisie rung noch offensive r fo rt zu~tzen und 



die Regiemng Manley auf diese Weise in eine besonders 
zwiespältige Lage zu bringen. 
Auf der einen Seite ließ Manley auch in seiner neuen Re­
gierungsperiode deutlich erkennen. daß er nicht bereit ist. den 
Weg Jamaikas hin zur nationalen Unabhängigkeit aufzuge­
ben. So kündigte Manley noch (ür dieses Jahr ein.! öffent­
liche D iskussion darüber an, ob durch e ine Verfassungsän­
derung Jamaika de n Status einer Republik erhalten soll. 
Darüber hinaus bemüht sich Jam"ika in verstärktem Maße 
um engere Kontakte sowohl zu den Ländern der sog. Dritten 
Welt _ hier besonders zu seinen Nachbarn - als auch zu den 
sozialistischen Staaten, Bereits im März 1977 wurden die 
ersten Schrille unte rnommen. diplomati sche Beziehungen 
zur DDR aufzunehmen, am 19, 12. ]977 kam es zur Unter· 
zeichnung eines Handelsabkommens zwischen Jamaika und 
der Sowjetunion. da s die Lieferung \'on Maschinen und Aus· 
rüstunge n aus der UdSS R und den Export von Rohstoffen 
und Fertigprodukten in die Sowjctunion vorsicht. 7 

In der Bauxitindustrie zeichnet s ich ei ne immer festere Zu­
sammenarbei t zwischen Jamaika , Mexiko und Venezuela ab. B 

Besonders eng sind - wie schon erwähnt - die Kontakte zur 
Nachbarinscl Kuba. die durch den Staatsbesuch Fidel Castros 
im vergangenen Jahr noch eine zus.:üzliche Vertiefung erfuh+ 
ren. 

Angloamerikanischer Druck zeigt Wirkung 

Auf der anderen St;!ite dürfen all diese politiSChen Schritte 
jedoch nicht darüber hinwegtäuschen. daß für Jamaika immer 
noch die USA und die Länder der Europäischen Gemein­
schaft (EG) die wichtigsten Handclspartner darstellen und 
jeder polit ische Zug z. B. der USA in Jamaika gral/ie rende 
Fo lgen zeitigt. Immer noch importieren die USA z, B. SO % 
d es gesamten Bauxitexports der Inscl 9 und lassen dabei sehr 
d eut lich erkennen. daß sie, um ihren Einnuß auch zukünftig 
zu erhalten. bereit sind. ihre wirtS(:haft lich so schwerwiegende 
Stellung auch als Erpressungsmittel auszunützen . Di ese Hal­
tung erklärt sich nicht nur au~ den wirtschaftlichen Interessen, 
die sei te ns der USA an der Inse l bestehen - '1.. B. ve rfügt 
J;)maika üher zahlreiche und infolgedessen billige Arbeits­
kräfte -, sondern auch aus der zentralen mililärst ra tegischen 
Lage Jamaikas. 
Das hat bereits schwerwiegende Folgen für die wirtschaft­
liche Entwicklung der Insel gezeitigt. So erklärten die USA 
Anfang 1977 Jamaika zu einem Kreditrisiko und erreichten 
auf diese Weise. daß etliche Investoren der Regierung Man­
ley ihre finanzielle Unterstützung entzogen . Mit Hilfe eines 
Notprogramms versucht Manley die Ausweitung der wirt­
schilft lichen Krise abzuwenden. Dieses Notprogramm sah 
u. a. Devisenbeschränkungen. Steuererhöhungen. einen 
scchsmonatigen Preis- und Lohnstopp sowie Kürlungen der 
Ausgaben der öffentlichen Hand vor. Ur1:lUbsreisen ins Aus­
land wurden den Jamaikanern insofern nahezu unmöglich 
gemacht. als nur 50 Jamaikanische Dollars (J$) ausgeführt 
werden dürfen. 10 
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Die Karibische Winschaftsgcmcinschaft (CARICOM) wurde ]973 
unler Beteiligung \Ion 12 Staaten aus dieser Region gegründet. 
Die CARICOM ist hervorgegangen aus der bereits 1968 von den· 
selben Staaten ins Leben gerufenen Freihandelszone der karibi­
schen Länder (CARIFrA) und unterscheidet sich von dieser durch 
umfassendere und längerfristig angelegte Integrationsbestrebungen. 
Zu den Mitgliedsländern derCARICOM zählen: Jamaika, Trinidad 
und Tobago, Guayana. Barbados, die Insclgruppe Antigua. Mont­
scnal, die Föderation SI. Kilts, Ncvis, Anguillll. (Leewards Inseln) 
sowie die Inseln Grenada. St. Lucia. 51. Vincenl und Dominica 
(Windwards Inseln), und schließlich der zentralamerikanische Staat 
Belize. 
Von den genannten Inseln stchen alle mit Ausnahme von Grenada 
noch unter brit ischem Protektorat. 
Das spezifische wirtschaftliche und soZiale Gepräge der CARICOM· 
Länder resultiert aus der Präsenz vor allem US·amerikanischer und 
bri tischer Monopole. So beläuft sich die Höhe der in diesem Raum 
getätigten US-Investi tionen auf mindestens 4,5 Mrd Dollar. 213 
aller Importe an Baultit und Tonerde beziehen die USA aus dem 
karibischen Becken; 1/4 des importierten Erdöls wird dorl raffi· 
niert und in den Häfen umgeschlagen. 
Die Zielsctzungen der CARICOM verraten antiimperialistische 
Züge: überwindung der Abhängigkeit vom Aus]andskapitaJ und 
Aufbau einer nationalen Wirtschaft. Sie soll realisiert werden u. a, 
durch die Ausweitung und Stabilisierung der Wirtschaftsbeziehun· 
gen dieser Länder untereinander; Verbesserung des Hande]s durch 
Senkung bzw. Aufhebung der bestehenden ZoIlbe5timmungen für 
die Produkte aus diescr Region; verstärkte regionale Kooperation 
und Effektivierung der Produktion; verstärkte Zusammenarbeit auf 
sozialem, wissenschaftlichem und kulturellem Gebiet; Koordinie­
rung in der Außenpolitik. 
Außenpolitisches Prinzip dieser Länder ist eine aktive Politik der 
Nichtpaktgebundenheil. Sie treten entschieden für eine Verände· 
rung der internationalen Wirtschaftsbe1.iehungcn im Sinne der 
Gleichberechtigung und des gegenscitigen Vorteils ein. 
Zwischen den CAR]COM-Staaten Trinidadrrobago einerseits und 
Jamaika. Guayana andererseits sind in letzter Zeit gewisse Kompli· 
kationen aufgetreten, die aus unterschiedlichen wirtschaftspoliti­
schen Konzeptionen und der US·amerikanischen Destabilisierungs­
politik herrühren . ]n diesem Konteltt gewinnt die wachsende Zu­
sammenarbeit der karibischen Länder mit den sozialistischen Staa­
ten an Bedeutung. In jüngster Zeit erfolgh:n offizielle Besuche 
von Regicrungsvertrctern Guayanas und Jamaikas in Kuba, wobei 
u, a. ein kubanisch·jamaikanisches Abkommen über die Verbes· 
scrung der Beziehungen beider Staaten auf den Gebieten Land· 
wirtschaft. Gesundheilsschulz. Sport und Tourismus abgcschlos.'ien 
wUNe. 

Doch Manley erreichte nur wenig. Zahlreiche kleine jamai­
kanische Geschäftsleute verließen die Inse l. ebenso wander­
ten Facharbeiter und Akademiker \'or allem in die USA aus, 
so daß die Insel heute einen großen Mangel an spezialisierten 
Fachkräften (Technike r. Lehrkrlifte. Ärzte) aufzuweisen hat. 
Viele Fabriken reduzie rten ihr Personal und ]ießen die Ar­
beitslosenquote somit wciler ansteigen. Das Prokopf·Ein­
kommen sank im ZeitnlUm 1976-1977 von !249 J$ auf 
1002 J $ .11 
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Die sich stetig verschlechtcrodc winschaftlichc Situation -
Jamaika ist zum ersten Mal in der Geschichte der Insel ge­
nöt igt, gegenüber Banken und anderen Gläubigern im Aus­
land Aufschub für fä ll ige Zah lungen zu e rbitten und neue 
Z iele a uszuhandeln 12 _ hat auch in der PNP selbst ;w hefti­
gen A useinandersetzungen geführt und den Druck auf Man­
ley, seine fortschrittliche Polit ik aufzugeben, verst:ii :-kl. So 
wurden z. B. auf dem Parteitag der PNP im September 1977 
d ie fort schrittlichen Kräfte in der Paneiführung abgewählt 
und durch rechte Parteimitg lieder e rsetzt. Bezeichnend für 
die aufbrechende Spaltung de r Parlei war der Rückt rill des 
Generalsek re tä rs D r. Duncan, der als einer der fü hrenden 
Vertre te r des linken Flügels in der Parte i angesehen war. 13 

Jamaika am Scheideweg 

A ls zusätzliches Problem erweist sich die rela tiv pass:ive Hal­
tung de r Mehrheit der jamaikanischen Bevölkerung, gegen­
über der Politik Man leys. Dies haI seine U rsache insbeson­
dere darin, daß die Schwarzen, die doch den überwiegenden 
Teil der Bevölke rung stellen, die ihnen oktroyierten Verhal­
tensmuster soziale r rassischer Inferiorität bis heu le noch nicht 
gänzlich haben aufbrechen können. So sind auch heme noch 
kaum Schwarze in der Ober- oder oberen Mittelsch ieht der 
Inse l vertreten. 14 

Erste Erfolge dieses Rechtsdrucks zeigten sich bcre i~s Mitte 
1977. als Jamaika nach langem Zögern den Inte rnat.ionalcn 
Währungsfonds ( IWF) um finanzielle Unterstützung an" 
sprach, obwohl Manley diesen zuvor mehrfach a ls ,.I\gentcn 
des Imperialismus" bezeichnet hatte. Auch die Konta:kle zum 
" Mutte rla nd" sind in der letzten Zeit wieder vertic:ft wor­
den. Ende 1977 vereinbarten Jamaika und Großbritannien 
e inen Ausbau der gegenseitigen Handelsbeziehungen und 
der technologischen Z usammenarbeit 1s• 

All diese Maßnahmen machen deutlich. daß Jamaika jetzt, 
eineinhalb J ahre nach dem so großen Wahlsieg Man leys, an 
einem Scheideweg angelangt ist. Immer stärker ve rsuchen 
die imperialistischen Kräfte , dem Land ihren Willen aufzu­
zwingen. Das Ende ist offen - die Gefahr e ines möglichen 
zweiten Chile in der Karibik noch lange nicht beseitigt. 

Anmerkungen: 

1) Vgl. D. Nohlen/F. Nuscheler (Hrsg.), Laleinamerika, Hamburg 
1976, S. 261 

2) Vgl. Neues Deutschland, Berlin, 28.129. 8. 1976 
3) Vgl. auch L'economiste du tiers monde, Paris, Scpt./Okt. 1977 
4) 3. Welt Magazin, Bonn, Nr. 111977 
5) Die Zeit, Hamburg, 24. 12. 1976 
6) Vgl. 3. Welt Magazin, Nr. 1/ 1977 
7) Vgl. Horizont, Berlin, Nr. 211978 
8) Mitteilungen der Bundesstelle für Außenhandelsinfomlalionen 

(BfA), Köln, Februar 1978 
9) Ebenda 

10) Bfa, 21. I. 1977 
11) Mitteilungen der DiA, Februar 1978 
12) Ebcnda 
13) Africa, London, Nr. 76lDezember 1977 
14) Vgl. D. NohlenlF. Nuscheler, Lateinamerika, a. a. 0., S. 264 
15) Pensa Latina, Havanna, I. 10. 1971 
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Guayana 

Barbara Pflug 

Progressive Züge des 
Burnham-flegimes 

[n jüngster Zeil macht dieses rchlliv kleine. im Nordosten 
Lateinamerikas ge lege ne Land durch zunehmende Bcstrc+ 
bungen in Richtung auf eine Lösung von de r bisher do minie­
renden Vormundschaft durch den angloamerikanischen 
Impe rialism us und auf eine fortschrittliche Außenpolitik von 
sich reden. 
Dieser Prozeß setzte [970 cin, als es in " Kooperative Re­
publi k Guyana" umbenannt wurde. Ei nige Ereignisse. die 
die We ltöffentlichkeit aufmerksam machten. seien hier auf­
geruh r!: Im Jahr 1975 slaltcle der Premierminister Burnham 
dem sozial istischen Kuba einen Staatsbesuch ab, d cs!>Cn Er­
gebnis im November 1976 in de r Untcrlcichnung eines Ab­
kommens über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit 
bestand , nachdem das Land zuvor schon die von den USA 
über ganz L:ueiname rika verhängte Kuba-Blockade durch ­
brochc n haue; im Juni 1976 e rklärte die Regierung das aus 
dem Jahr der Unabhängigkeit ( 1966) stammende Verteidi­
gungsabkommen mit den USA für beendet und im Januar 
d. J . bekundete der Minister für industrielle Entwicklung, 
Hoyte. anläßlich einer Begegnung mit Vertretern eier RGW­
Lände r. daß seine Regierung an der Emwicklung gegensei­
tiger voneilhafter Handels- und Wirtschaftsbezichungc,n 
interessie rt se i. 

Bumhams rechte Ve~angenhcil 

Es mag zunächst ve rwundern , daß die Regierungspartei - der 
Natio nale Volkskongreß (PNC) - eine solche En twick lung 
vollzieht, da sie sich, zunächst als proimperialis tiscb und z. T. 
rassistisch orientie rt. aufg rund von Wahlmanipul ationen an 
die Regierung gebracht hat und auch dort hält . Um diesen 
Prozcß verständlich zu machen, ist ein Rückgriff auf den 
Kampf um die Unabhängigke it der ehemaligen Kolonie 
British-Guiana no twe ndig. 
Im Jahr 1950 fo rtn iertc sich unte r Führung von Cht:ddi Jagan 
eine ma rxistische MassellPartei - die fo n schriulicl1e Volks­
parte i (PPP) - die die bewußtesten Kräfte der Arbeiter, An­
geste llten, der Inte lligenz und des Mittelstandes unabhängig 
von ihrcr ethnischen Zugehörigkeit umfaßte. Unter Be rufung 
auf den wissenschaftlichen Sozialismus bestand ihr Ziel zu­
nächst in de r Erringung der nationale n Unabhängigkeit. 
Noch unter dem britischen Kolonialjoch ge lang es ihr in den 
Wahlen 1953. 195 7 und 196 1 eine Regierungsmehrheit 7.U 

e rkämpfe n und damit der Kolo nialmacht im Rahmen ihrer 
eigene n Spiel regeln eine Niederl age zu bereiten. 
Durch das Schüren rassischer Gegensätze zwischc~1 den bci-

den Hauptrasscn, einerseits den Indem, die als unte rprivile­
gierteste Schicht zume ist als Landarbeite r beschäftigt ,.sind, 
und ande re rseits den relativ gut bezahlten Afrikanern. gelang 
es jedoch den Briten, die Parte i im Jahre 1955 zu spalten. 
Unte r Füh rung von L. F. S. Burn ham, dem heutigen Premier­
minister, gründeten Kräfte, d ie sich hauptsächlich aus dem 
städtischen Kleinbürgertum und Bauxitarbeitern afrikani­
sche r Herkunft rekrutierten, 1957 eine in RiChtung Sozial­
demo kratie tendierende Parte i. ' den Nationalen Vo lkskon­
greß (PNC). 

In den wichtigsten Fragen ihre r Po li tik vert rat sie die Inter­
essen der e nglischen Ko lo nial macht und des US-Imperialis­
mus, d ie offen ihre Furcht vor der Entstehung eines "zweiten 
Kuba" in Lateinamerika zum Ausdruck brachten. 1964, 
zwei Jahre vor der Unabhängigkeit von Großbritannien. 
wurde de r PNC in Koali tion mit der United Force (UF), der 
äußerst rechten Partei der einheimischen Großbourgeoisie, 
mi t der Regierungsbildung beauft ragt. obwo hl es der PPP 
tro tz einer von den Briten veran laßten undemokratischen 
Wahlgesetzgebung gelungen war, mehr als die Hälft e der 
Stimmen zu erhalten. 
Auch die folgenden "Wahlsiege" der PNC waren, wie die 
PPP nachwies, nur ein Ergebnis des Verwendens betrügeri­
scher Mitte l wie ve rt retungsweisen Abstimmens, gefälschter 
Stimmscheine sowie der Aufnahme von verstorbenen und er· 
fundenen Personen in die Wii hlerlisten. Die PPP beschloß 
daher im Anschluß an die Wahlen von 1973. die ihr zuste· 
henden Mandate nicht wahrzunehmen. 

Wirtschaftlicher Tiefgang 

Die Wirtschaft Guyanas ist als ein Ergebnis der kolonialen 
Ve rgangenheit rohstoffexportorientiert und zeigt die allge­
me inen Merkma le eines unte re ntwickelten Landes. Wich­
tigsle Exportgüter sind Bauxjt und Zucke r. 
Ende de r 60e r Jah re erzielten dabei die beherrschenden in­
ternationalen Konzerne; insbesonderC' aus den USA , K.anada 
Großbritannien, jährl ich rund 60 Mio Guyana-Dollar Profi t, 
de r größtenteils ins Ausland transferie rt wurde. Insgesamt 
liefe rten d ie karibischen Te rritorien - Guyana, Surinam, 
Jamai ka und die Dominikanische Republik - 86 % des für 
die Rüstungsindustrie stra tegisch wichtigen Rohsto ffes Bauxit 
fü r die nordame rikan ische Aluminiumindustrie. erhielten da­
für abe r nur 4 %, des Gesamt-Nettoein kommens dieser In­
dustrie. Da gleichzeitig die Kosten für import ierte Fertig-
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,-------Guayana-Daten-·------, 

Territorium und 8eYölkenlng: FTäche 214969 qkm (fast so groß 
wie die BRD). 
Hauptstadt : Georgt lown (200 000 Einwohner). 
Bevö]kerungszahJ: 800 000: Zuwachs pro Jahr 2,5 % (1971). 90 % 
der Einwohner leben in dem kult ivierten KÜSltnSlrc!fen. Ethnische 
GrupPen: 50 % Inder, 31,S"" Afro-Amerik2ncr. 11 ,5 % Mestizen. 
4,6 % Indianer, I ,.. Portugiesen. 0.6 % Chinesen. 0,9 '%. amk:rer 
Herkunft. 
Religione n: 60 % Christen, 15 % Hindus, 5 % Mohammedaner. 
Wirtsdallft : G. ist ein rückständiges Agrnrland. 8S % des Landes 
sind mit ti"opisc:hem Regenwald bedeckl, nur 0.9 % der fläche 
werden bebaut. 
Landwirtschaft : hauptsächlich Plantagenwin.schaft. Hauplpro­
duktil' : Zuckerrohr und Reis: Ca. 50 % der Expongülc~ kommen 
aus diesem Bereieb, wobei allein 30 % auf den Zuckerexpon 1.'111· 
fallen . Die Landwirtschaft trägt 20 % (1971) zum Bruuoinlands· 
produkt bei, beschäftigt aber noch 34 % der Erwerbsläligen, 
Indnstrie : G , steht an 5. Stelle (1972) der bawdtprodurierenden 
Länder; Bauxit und Aluminium bilden 47 % de, gesamte,n Export­
wertes, Weiter werden Diamanten, Gold und Mangan abgebaut. 
Der Bergbau trägt 19.1 % (197 1) zum BIP bei und IJeSChäftigl 
3,5 % der Erwerbstätigen, Da~ BIP pro Kopf der Be"ölk:erung be· 
trägt (1974) 291 Dollar, gegenüber Haiti 106 Dollar und Brasilil!n 
596 Dollar, 
G, ist Mitglied im CARICOM (siehe Kasten zum Jamaika-Artikel), 
der Gruppe der nichtpaktgebuodenen Staaten, der UNO" der OAS 
und des internationalen Bauxitkartells (gegrundet 1974), 

waren immens anstiegen 'md die Ausgaben für de'n Illrfgeo­
blähten unproduktiven bürokratischen Apparat - Steigerung 
von 27 Mio Dollar 1967 auf 1200 Mio Dollar 1976 - den 
Slaatshaushalt G uyanas weiler belasteten, geriet da.'!; L1nd in 
eine katastrophale Auslandsverschuldung. In den vergange­
nen 20 Jahren stieg so die öffenJliche Verschuldung um dm; 
2 lfache an ; im Jahr 1973 belfug sie nach offIZiellen An­
gaben 38 1,9 Mio Dollar. Anfang der 70er Jahre mußten zur 
Tilgung de r Schulden schon mehr als 30 % des Haush'alts­
budgets aufgebracht werden, 
Verglichen mit der Zei t der Regierung der PPP (1954---1964) 
und den zehn Jahren der PNC (1964---1974) fiel di(~ Wachs· 
lumsrate der Z uckerproduktio n von insgesamt 33 % auf 5 % 
und die der Re isproduklion \'on 100 % auf %. J \.uch das 
Ansteigen de r lebenshaltungskosten \'on 1965-1973 liegt mit 
4, I % weit über dem Zeitraum von 19.57-1964 mit 11 %. 
Die Arbcitsloscnrate betrügt im Durchschnitt 25 % 'lind liegt 
bei den J ugendlichen in den Städten weit höher, 

Vor dem Hinte rgrund d ieser wi rtschaft lichen Lage ver­
schärfte sieh der insbesondere von der PPP lIngefüh rte Klas­
seni(ampf. In den Jahren von 1965-1968 kam es j<:weils zu 
emer Rekordzahl von Streiks. auf die das Regime zunächst 
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mil b rut aler Unterdrückung reagierte. Je mehr sich die Le­
bensbedingungen auch angesich ts der geometrisch gewachse­
nen Slcucrlasten verschlechte rten, wuchsen aber auch die 
Widersprüche zwischen den einfachen M it gl iedem und de r Füh­
rung des PNC. Hinzu kam, daß gerudc in dieser Zeit das re­
volut io näre Kuba seine Wirtschaft festigen. bedeutende Er­
folge auf sozialpolitischem und kulturellem Gebiet erzielen 
konnte und von daher eine besonderc Anziehungskraft ge­
rade auf die Länder der Karibik ausübte. 

Die politische und ö konomische Krise Guyanlls rühne 
sch1ie ßI,~ch dazu, daß 1968 die UF aus der Regierungskoali­
tion ausschied , und die PNC unte r Bumham am 23. Februar 
1970 die ., Kooperative Republik Guyana " ko nstituierte. 

Die Wandlungsprozesse der PNe 

Das dami t verbunde ne Konze pt beinhnltete die Durchfü h­
rung eine r Reihe von Refonnmaßnahmen, deren Inkonse­
q uenz und z, T. Widersprüchlichkeit aus dem Charakter des 
PNC se lbst resul1ie rt . Neben der Ingangsetzung fortschrin­
lieher E ntwick lungen in der Außenpolilik wurden im Rah­
men des von de r Regie rung propagien en .,kooper;uiven So­
zialismus" 1971 und 1975 die beiden die Bauxitproduklion 
kontrollierenden Gesellschafte n Alean und Reynolds "er­
staatlicht. Außerdem kündigte die Regie rung 1975 an , die 
Holding-Gesellschaft en des britischen Z uckerkonzerns Jcs­
se ls zu verstaatl ichen. die 11 Zuckerr;lfrinerien und -planta­
gen in Guyana besitzen. Der andere große Zuckcrkonzem 
Booker b lieb bis1:mg noch unbehelligt. 
Aufgru nd der mehr als großzügigen Ent~ehiidigungen, die die 
Regierung zu 7.ahlen vereinbarte. um einer direkten Konfron­
tation mit den Westmächten aus dem Wege zu gehen, stießen 
die Verslaatlichungen nicht auf harten Widerstand seitens der 
Konzerne. Andererseits ist die guyane,ische WirtschMt heute 
mehr an das ausländische Kapital in Gesta lt <:Ier Export- Im­
port Bank , der We ltbank und der Chase Manhattan Bank ver­
schuldet als je zuvor. 

Vor dem Hintergrund der Veränderungen vor allem in der 
Aulknpolitik sah sich d ie PPP 197sn6 veranlaßt. ins Parla­
men t zurückzukehren und die R('gienmg dort mit einer Hul­
tung de r ., krit ischen Snlidari tiit" w unterstützen. Im August 
1977 wandte sich die r Orl.sehrillliche Volkspartei mit dem 
Aufruf l.ur Bildung eincr Kationalen P;ltriotischell Front und 
einer Regierung der Nationalen Front (siehe Kasten) an alle 
fortschrilll ich-antiimpcrialistischen Knifte. da nu r durch ein 
gemeinsames entschlossenes Vorgehen die Krise in Guyana 
überwunden werden kann. 



Forts(:hrittliche Volkspartei 

Programm für eine Nationale Front-Regierung 

.~.~~ 
ppp. VOII;lzf'nder Ch r.ddi Jogon 

Um Guayana aus der Krise zu führen und die Gdahr. die der 
Nation dro ht , abzulO.'cnden. ruft die Fonschriul ichc! Vnlkspartl'i 
( PPP) zur Gründung einer Nationalen Patriotische," Front und 
zur Bildung einer Regierung dieser Front auf, ~'dche alle Par­
h:icn und Gruppen einschließt, die progress; ... und aßtiimperiali ­
stisch sind, und die GUllyana einen sozialistisch oric:nticrten oder 
nichtkapita listischen Ent ..... icktungsweg einschlagen se:hcn mbehten. 
Eine solche Front !IOllIe ein revolutionäres BündniS -der Arbeiter­
klasse. de r Bauern, der revolutionären Intellektuellen und der 
progressiven Geschäftsleute und der Miuelschichl schaffen. Sie 
wird lilie reakliQnli ren. proimpcrialislischen. rassisti schen Parteien 
und Groppen ausschließen. 

Ein rcvolulioniires nündnis sch affen 

Diese nat ionale Regierung muß auf einer politischelll. wirtschaft­
lichen und sozi.,k:n Dcmoknuic basieren. Auf der poli tischen 
Ebene solllcn die \'Olle AlIllübung der demokralischo~n Freihei ten 
gewährleistet ebenllO sein wie freie und faire Wah~n. Auf der 
wirtschilftlichcn Ebene sollten die Arbeitet die Kon trolle bei voll ­
ständiger Mitwirkung im Management Lmd bei Entscheidungs­
prozcsscn ausüben. Auf der sozialen Ebene muß dins Volk nicht 
nur das Recht haben. Vereinigungen zu bilden _ Gewerkschaften. 
l'"UJturelte. religiöse. Spom -ere ine usw. - vielmehr mÜS-'il:n diese 
auch llllgcmcsscnc Anerkennung und die gebüh rende Achtung er­
halten. 
Unter Berücksichtigung der realen Ullllitändc in Gua\'l:Lna ist es not­
\lcndig. ein System tu ent\l ickeln. 111 dem .. der Gewinner nicht 
IIlIes übernimmt" und in dem die beiden großen Pun den, die 
linken und die demokrat ischen Kräfte, am PrOleß des Regierens 
beteiligt ~ind . 
Die Verfassung sollte einen Staatspräsidenten. einen Premiennini­
ster und eine ;1111' runf Jahre 'lU wahlcodc NatiOOlll~et'Sanlm l uns 
\·orschen. Um l(lJ gllnmticren. daß die Wahlen frei und fair sind, 
sollte n neue Wiihlerlisten millels eincr Haus-zu·Haus Volks:f.iih-

Jung unter der neutralen Überwachung durch Vertre ter der regie­
renden und Oppositionsparteien erstellt werden; die Vertre tungs.. 
Brief- und Obcrseewahl sollten abgeschafft werden. und die Stimm· 
ze ttel sollten am Wahlon ausgel.ählt werden. 
Der Präsident wird wie in den Verein igten Staaten oder in Frank­
TCkh vom Volk gewählt oder \'On den Mitgliedern der National­
versammlung. Er wird das Recht haben. Botschaften zu über­
mille ln, Vorschläge zu machen und vor der Nationalv..:rsammlung 
zu reden, sowie das Vetorecht auszuüben. Die Nationalversamm­
lung wird das Recht haben. das Veto mit einer Mehrheit von 2/3 
ihrer Stimmen aufzuheben. ~'onach die Maßnahme au tomatisch 
zum Gesetz werden würde. Der Premie rminister wird von der Panei 
oder den Parteien. die die mehrhdtliehe Untenitüuung der Na­
tionalversammlung haben. gestellt . Er wird einem Kabinett oder 
Ministemll vorsitzen. der sich aus Vertretern aller Parteien (die 
revolutionär sind und ein sozialistisch orientiertes ProTlmm befür­
wo rten) im Verhältnis ihrer Stärke in der Nationalversammlung 
zusammensetzt. 
Welche Panei !luch immer die Wahlen gewinnt. sie 50IIte sich nicht 
der Kandida tur für die Präsidentschaft de r anderen großen Partei 
entgegenstellen. 
Auf lokaler Ebene sollten Bczirksräte dIrekt gewählt ~·erden. wobei 
die Bezi rke auf kleinen. historisch gewachsenen Gemeinden basie­
ren sollten. Den Regiona lräten. die indirekt durch die Be;drksräte 
gewählt werden. sollte ein entscheidender Anteil an Selbständig­
keit eingeräumt werden. 

Rcgicrungspronullatik e Iner Natiollalen Front 

Ein Minimalprogramm der Regierung de r revolutionären Ila tiona­
l$!n Front soll te auf folgendem beruhen; 
I . Verstaatlichung der Schltisselindustrien einschließlich der Ban­
ken und Versicherungsgesellschaften . 
2. Zentrale Planung von ~lilfsmaßnahmcn zur proport ionalen Ent­
wicklung der Winschaft mit Schwerpunkten in de r Industrie und 
der Landwirtschah. 
J . Ausbau des staatlichen und Genosscnschafl5Sc: ktors. 
4 . Eine Bodenreform zur Beendigung dci ausbeuterischen Groß­
grundbesirlef1ums. 
S. Kostenlose medizinische Versorgung. kostenlose Erziehung und 
angemessene Renten. 
6. Die Aufsicht der Werktätigen und eine bedeutsame Bctei ligung 
des Volkes in a llen Aspekten des sozioökooomischen Aufbaus. 

7. Entwicklung enger Beziehungen zur sozialistischen Welt . 
8. Strenge Maßnahmen zur Beendigung der Korruption. der Vet­
tern· und Günstlingswirtschaft. der SchW'dl'lIllark tgt:5ehäft e und der 
rassischen und politischen Diskriminierung. 
\) . Besondere Erleichterungen für alle unterd rückten Gruppen. vor 
a llem für die Ameroinder (ML'iChlinge llmerik;mischer und indi­
scher He rkunrt . d. Red .). ru r deren Entwk klung. 
10. Gehälter. Diäten usw. rur Mimster. Parlamentarier. Beamte 
und andere müssen so festgelegt ~·erden. daB der de,.,ei t beste­
hende Abstand lWischen den höchst- und niedrigs t ße7.uhlten I'er­
ringert wird. Eine Person darf nur ein Gehalt beziehen. 
11. Schaffung einer demokllilisch geführten und \'Om Volk be­
fe hligten nat ionalen Volksmili1. mit Zweigstellen in jc.'tIem Stadt­
vlend. Dorf und jeder Niederlassung. 
12. Erfüllung dl"li Volkes mit einer revolutionären. wissenschaft­
lich-sozüll istischen (mar:cislisch-Ieninistischen) Ideologie. 
13. Effekth'e Kontrolle der Mieten und Preise. 
14 . Rcspckt LC rung und BeaChtung der Grundrechte. die in der 
Verfassung niedergeschrieben sind. 
15. Verordnung der Rechtsstaatlichkeit und Einsctzung einer Kom­
mission mit " Waehhund"- Kumi tees ~.ur Untersuchung von Kor­
ruption und Diebstahl öffen tlichen Eigentums. 

(Ouelle: PPP calls for Natiorl3l PatriOlic Front and National Froot 
Govcrnmel1t . Georgemwn 1977 . Auszug) 
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US-Imperi al ismus 

J. Rodriguez LatE~inamerikanische 
US-IM iI itä rpolitik 

Ocr folgende Artikel soll die Hauplmcrkmale der US-Mili­
lärpolilik gegenüber Lateinamerika, vor allem wäh r(:nd der 
Zeit des Kalten Krieges, darlegen, um vor diesem Hinter­
grund da.s Aufkommen abhängig faschist ischer Regimes 
(siehe A lB 3-5/ 1978) zu erklären, und den histo rischen 
Stelle nwert, die polit ischen Grundprinzipien und die Wide r­
sprüche der ,.neuen' · Latcinamcrikapolilik von US- Präsidcnt 
Cancr zu bestimmen. Wir wollen der Frage nachgeh,en. wic 
die direkte n Famlcn der mi litärischen Abhängigkeit des la­
teinamerikanische n Mil itärs von den USA variierten und 
nicht näher auf die in ternen Faktoren dieser Gescllsdl .. ftcn 
eingehen. Letzteres dürfte aber in einer umfassendeTt~ n Dis­
kussion nicht ausgelassen werden 1. 

Der militärische Einfluß der USA vor dem 2. Weltkrieg 

Die erste St ufe der militärischen Ellpansion der USA bei der 
sowohl dauerhafle Mililiirs tützpunkte errungen wie auch ab­
hängige Streitkräfte organisiert und ausgebildet wurden, war 
größtenteils auf die Karibik begrenzt. Die wichtigsten stra te­
gischen Fragen während dieser Zeit drehten sich um di,c kom­
merzie lle und militärische NOlwendigkeit, d.en Kanal in Pa­
nama zu bauen. und den europäischen Einfluß endgültig von 
der karibischen Szene fernzuhalt en. 
Der Erwerb Kubas und Pueno Ricos im Krieg gegen Spanien 
1~98 stärkte die stra tegische Position der Ve reinigten Staa ­
ten, indem e r den Seestreitkräften ständige Stützpunkte in 
e inem Protektorat und einer klassischen Kolonie ( Puerto 
Rico) verschaffte. Demgegenüber machte die Besctzung Ha­
wais. Guams und der Philippinen den Bau des Kanals mil itä­
risch gese hen noch dringlicher. Zwischen 1903 und 19 12 
dehnten die USA ihren militärischen Einfluß in der Karibik 
weile r mit Hilfe ihre r aggrcssiven interventionistisch,~n Po­
lit ik aus; dabei spie lte die vergrößerte Marine die Haupt­
rolle. Erstrangiges Zie l dieser Politik, bekannt unte,r dem 
Namen " Dicker Kniippel". war es. die europäischen Mächte . 
besonders G roßbritannien, zu zwingen. die regionale Vor­
machtste ll ung der USA anzuerken nen. 
Von 191 2 an - als der Kanal e röffnet wurde - stieg.en die 
USA auf ei ne ehrgeizigere Politik mit langfristigen mi litäri­
schen Interventionen um . Sie zielte darauf ab. den schwachen 
Widerstand der ei nheimischen herrschenden Klassen gegen 
das Eindringen der Vereinigten Staaten zu brechen und Ma­
rionettenregimes in diesem Gebiet e inzusetze n. In dieser Zeit 
zerschlugen die Verei nigten Staaten auch die vorhandenen 
Streitkräfle, wenn sie irgendwelchen Widerstand aufboten. 
und organ isierten sie neu nach dem Vorbild ihrer Armee. Die 
Entstehung der he utigen Armeen in den meisten z,~ntra l ­
amerikanischen und karibischen Lä ndern läßt sich aulf diese 
Periqde zurückfü hren . Nur Mex iko war in der Lage. diesem 
Schicksa l zu e ntgehen I'nd einen gewissen Grad militärischer 
Selbständigkeit zu bewahren . 
Die Politik der "guten Nachbarschaft·· Präsident Roosevelts 
(193J.-45) hieß jcdoch keineswegs. daß das System der Mili-

34 

tärstützpunkte aufgegeben oder der mi litä rische Einfluß der 
USA über abhängige Arnleen in diesem Gebiet vermindert 
worde n wäre. 

Dll"t'kte militärische Inten 'f nlion der USA ~on 1890- 1\133 

1890 Argenti nien 1912 Honduras 
Ig91 Haiti Kuba 
1894 Brasilien 19t2-25 Nikaragua 
189S Kolumbien 1913 Mexiko 
1896 Nikaragua 191 4 Haiti 
1898 Nikaragua 1914 Domini!.: . Republik 

Kuba 1914-17 Mexiko 
Puerto Rico 1915-)4 Haiti 

1899 Nikaragua 19 t6-24 Domini!.:. Republik 
1901 Kolumbien (Panama) 1917-22 Kuba 
1902 Kolumbien 1918-19 Mexiko 

Kolumbien (panama) 1918-20 Panama 
1903 Honduras 19 19 Honduras 
1903- 14 Panama 1920 Guatt:n13la 
t904- 06 Dominik . Republik 192 1 Panama/Cos ta Rka 
1909 Kuba 1924 Hondu ras 
1907 Honduras t92S Honduras/Panama 
19 10 Nikaragua 1926-33 Nikaragu3 
1911 Hondura~ 19B Kuba 

Qu<lk: IJS Sm ... C""lr ... i<>nal Rttord . U.S. Milil>ry 1""""'(10''': t789- I\I4S. 2). 6. 1969 

Die Situatio n in den Ländcrn Südamerikas sah ganz anderS 
aus. Dorl hatten die lateinamc rikanischen Bourgeoisien \fCr­
schiede ne europäische Mächle mit der Ausbildung des Mili­
tärs betraut. Die militärischen .. Vorbilde r" waren Frankreich 
und Deutschland für die Heere und Großbritannien für die 
Marine . Der europäische Einfluß wurde aufrechterhalten 
durch stiindige Militärrnissionen. die sicherstell ten, daß den 
militärischen Doklrinen der jeweiligen Länder treu geblieben 
wurde und sie das Mo nopol auf Wafknlieferungcn behielten. 
Obwohl d ies im Wide rspruch zur wachsende n Bedeutung des 
US-Kapi tals in diesen Ländern - lIor allem nach dem I. Welt­
krieg - stand . bemühten sich die USA bis zum Ausbruch des 
2. We ltkriegs nur allmählich. den europäischen mi litärischen 
Einfluß d urch ihren eigenen zu ersetzen. Bis in die e rSlen 
Jahre des Kalten Krieges (ungefäh r 194 7- 1955) hatten sie 
sich voll durchgesetzt. 

Der Kalle Krieg 
und die Eindämmung des Kommunismus 

Der Beginn des 2. Weltkriegs hatte eine abrupte Abschwä­
chung des direkten europäischen Einflusses über das latein­
amerik anische Mili tiir zur Folge. Die ausländischen Militär­
rnissionen wurden zurückbcrufcn und europii ische W:lfknlic­
ferungc n ei ngestellt . Der Zustrom lateinamerikilnischc r Offi­
ziere an europäische Militärschu lcn wurde ebenso unter­
broche n. 
Die USA bemühten sich sogleich. das Vak uum zu fü llen. das 
die europäischen Missionen bei ih re r Abrdsc hinterlassen 



hallen. um das lateinamerikanische Mi litär im e\ 'enluellen 
Kriegsfall als Hilfstruppcn einzubeziehen . 0 .. die Vereinig­
te n Staaten zu der Zei! noch rehn iv schwach waren und die 
US-Mililiirplaner de r Verteid igung ,mdcrcr Gebiete. wie dem 
Pazifik. größere Bedeutung beimaßen, waren die cr~l cn 

Schritte in Richtu ng Südamerika eher diplomatisch. Man ver­
such!e. rur d ie Politik der .. aktiven NeutrAlität" die Un ter­
liIützung der la teinamerikanischen Staaten 1.U gCI'oinncn. so ­
wic ihre Zustimmung zum Prinzip der .. kollektiven Vertei­
digung" gegen .. kriegerische Akte eine r jeden Nat ion. die 
nicht amerikanisch iM". Das waren auch d ie vorherrschen­
den Themen der Erk lärung. die ,ws den interamcri1;;anischcn 
Treffen von Lima (l93A). Panama (1939) und Havann,1 
(1940)1 hervorgingen . 
Pa rallel zu diesen crsten diplomatischen Sch ritten begannen 
die USA ihr Programm cines mili tärischen Veneidigungs­
systems auf karibisches Gebiet auszuwellen. Die Stiilzpunkte 
in Panama und GmlllTnnamo ( Kuba) wurden moclerni!'.iert . 
ein größerer Stützpunkt. Rooseve lt Roads. wurde :wf rueno 
Rieo errichte t, und das Leih- und I'ach tg~setz ermöglichte ~s, 
andere kleinere stiindige Ein riehtunt,l"n im britischen We~t ­

indien zu erwerOCn . 
1942. wenige Wochen nachdem die USA offü,jcll in den 
Krieg e ingetreten waren , wurde eine ständige mi litärische 
Einricht ung zum Zwecke der milit ii rischen Koordination ge­
schaffen: der Interamerikanische Verteidigungsrat. E r be· 
s tand aus US- und latcin;uneri kanischen Mili tiirco ffi zicrell, 
die die A ufgabe hatt en, .. die notwendigen Mi ttcl llllr Vertei · 
digung des Kon tinen t ~ zu untersuchen und den Regierungen 
Vorschläge zu unte rbreiten." 
Die Differenzen innerhalb der herrschenden Klasse der USA 
um 1945/46 über die militärischen Beziehungen zwischen 
de n USA und Latei namerika verschwanden 1947. als sich die 
Do ktrin der .. bipolaren Welt" endgültig du rchsctzte·. Sie wnr 
unTer anderem wm Churehill und Kennan propagiert und 
d urchgesetzt worden und markie rte den Beginn d~:s Kalten 
Krieges. Die gesamte US-Außenpolilik wu rde denn Wider­
spruch Kapi t alismu~-So7.ialismus untcrgeordnet. w8tS fü r die 
Po li tik des US-Militärs einen T riumpf darstellte. Siu bein­
haltete nämlich, daß alle Bündnisse, die im Verlauf des Krie· 
ges geschlossen worden waren, erhalten und \'ersüirkt wur­
de n. um zur Eindiim mung des KommuniS IllU~ eingesetzt zu 
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werden. De r Pak t von Rio 1947 war eine direkte Folge des 
beginnende n Kalten Krieges und spiegelte die herrschende 
A nsicht der USA-Staaten wider, daß eine zukünftige I>c. 
waffnete Kon front ,lI ion mit de m soziH listischcn L.1.ger wahr­
scheinlich sei. Es war das er~ tc einer Reihe regionaler Ab· 
kommen und bilmcraler Pakte (NATO 1949. Australie" und 
Neuseeland 1951 , SEATO 1954, Bagdadpak l (später 
CENTO) 1955. Philippinen 1951. Taiwan 1954. Südkorea 
1953 und J apan 1960). Sie zielten alle auf die Isolie rung und 
militärische Einkreisung der Sowjctunion und später Chinas. 
Dcr Pakt von Rio wurde von 22 lateinamerikanischen Staaten 
unterl.eichnct und verpflichtete lilie Signatarsla ll ien dazu, 
dem Land zu Hilfe zu kommen, d,js durch eine ,.aulkrkon­
tinenta lc Aggression" bedroht sei. 
Der Koreakrieg und das Gesetz zur beiderseitigen Sicherheit 
aus dem J ahre 1951 gaben dem I'rozcß, das lateinamerika­
nische Militii r den globalen Zielen der USA unter.tuordncn, 
neue Anstöße. 

Das Gese tz zur hciderscitigcn Sicherheit bT:lchle das Milit äri · 
sche Be istandsprogramm (MA P) hervor. in der Absicht, die 
abhängigen Amleen fi nanziell zu unterstützen. und sofort gin­
gen nach Lateinameri ka 38 150000 Dollar. Von 1950 bis 
1968 übertrugen die Vereinigten Stauten im Rahmen des 
MA P eine Gc!.. ... ' mtsumme von 687 Mio Do llar an die Streit­
kräfte Laleinamerikas. Immer mehr gingen dio Vereinigten 
Staaten dazu über, schwere Waffen und nicht nur überschiis­
sige und altmodische Ausrüstungen zu liefe rn . I !.i6 I gingen 
:m Brasilien, Arge nt inien und Chile stIleh schwere Ausrü­
slUngen. 1950 bis 1968 wurden weite re 177,8 Mio Do llar in 
Fo nn von Warfen an lateiname rikanische Anncen geliefert. 

D ie bolivianische Re\'olution 1952 und - was nuch entschei­
dender wa r - das 1950 in-Guatemala an die Macht gckom­
mene rcform i~tische Arocl1z- Regimc \'Cranlaßtcn die USA zu 
einer wese ntlichen Erweiterung des Ko nzepts der ,.ko lle kt i­
ven Sicherheit';. wie es der Pakt von Rio bei nhaltet. 
Auf der interamc rikanischcn Konfercn7. im Miirt 1954 in 
Caracas brachte Fosle r Dultes einen Beschluß durch (die 
.. Caracas Deklamtion"), der das Konzept dahingehend aus­
dehnte. daß es auch auf jede revolutionäre Verändenm!,l. 
inne rhalb eines jede n lalein:tmerik<lnischcn Landes anwend­
bar wurde. 3 
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. ·ormrn drr US-Mllili runlrnIÜIl.UUIC an utrlnamulkll 
(nach !..ändern) 

~'liIitari:iCht5 SUlplus [n den USA aus- i\uSlLebi lde l~ 

Hilfspro!:ramm Warren gebildete Offiziere. Offiuere über 
MAP in Mio in Mio 1950-68 1 1910-7S~ d!\~ Programm 

Dollar von Dollar Mi\i\G (Juli 1970) 
1950--68 1950-6R 

Argtntinien 34,4 ),0 2406 76 19 
Boli"i~n 19,3 ),4 1I96 '" 47 
Brasilie.n 209,7 82,S H71 " 102 
Chile 86,7 23,6 )667 1 2]) 17 
Kolumbien 19,1 14,6 "94 11) " Koslarika 1,8 0,1 S" S 
Kuba 10,8 S,S 521 
Domin. Republik 18.3 2,' 2374 267 41 
Ekuador 37,0 9,4 3795 Jl .. 
EI Salvador S,) 0,6 m )0) 17 
Guatemala 13,1 2,9 2020 187 " Haiti ),2 0,2 S04 
Honduras 6,' 1.2 I 348 4" 16 
Jamaika 1,1 
MeJtiko 1,7 0,1 5 .. .. 
Nikalagua 10,2 0,6 3 S70 l58 17 
Panama 2.6 2874 270 6 
Paraguay 7,0 1.5 768 Jl 20 
P,ru 81,9 18,2 4.w4 1 ])0 42 
Urullu3Y 31,8 7,2 I 414 '" " Venezuela 7,6 0,) J 1\)6 1" " L. A. Gebiet 14,5 

InSI!~P lnt : 687. 0 171,8 46 419 S "1 591 

01><11<: v~", '>\~'OI ." .. " .... ""''' 1 .... d.~ 1It, NI\Ct.l\, US Mllilatry • .w l'oI...,Ope,..,on.ln ,M Thlrd \\ tlIld: Ulin ,\ "''''u . TMlI .• ,p". k<N<l, v,~ \ '1. N, . I !Jln ... , IVUI 
lind ühlat d<T NI\l'L\. d", dr,,, Ih"'eU l'rlb;I~ 11 . 1t0Dl t~76 .• orl"",". 
I1 .,,,,,,hlidlt~ d<t om ...... d .. \ .... , . ...... I .. ,I<! ".lftl>ilJtI • • ,dm 
ZI ... , in d<r K .... "'-.r><! tJS-'\I!I'I.'.~ odtm"", 

Oie Ära Kennedy/Jobnson: Reform und Unten:ilrue-"ung 

Die Veriinderungen während der Regierungszeit Kennedys 
im Hinblick auf die militärische Globalstralegie der Vereinig­
ten Slauten und die Mi litärpolitik gegenüber LUlcinamerika 
beinhaltet en eine wesentliche Korrrcktur einigcr stratcgi · 
scher Schl üssc lfragen. die in der Zeit von 1947- 1960 vor­
herrschten . 
Hauptziel der US·Außenpolitik war es zu dieser Zc·it. zu "er· 
hindenl, daß nationalc 8cfrciung~kricge in dcr Dr;itten Welt 
aufkamen, nachdem sich die europäischcn Kok,"i~l lreiche in 
Auflösung befanden . Die Vercinigtcn Slaalen befürchtclcn, 
daß diese Kriege ZUT Errichlung \'on ak ti"cn anliim.perialislj· 
schen oder sozialistischcn Rcgi mes fUhren könnten . 
101 Full Laleinamerikas war diese Befürchtung real durch 
den Erfo lg der kuba nischen Revolution und dercn wachsen­
der RadikaJisierung, die als "gefährliches Beispiel" für den 
Rest Latcinamcrikas gali . Nach dem Fiasko in der Schweine­
bucht (US-Invasion 1961) und dcr Entscheidung Kubas. den 
Sozialismus mit Untcrstützung der Sowjel union aufwbaucn. 
vcrfolgte die US·Außenpolitik gegenüber Latcinam<~rika (un­
gefahr von 196 1 bis 1%7) das generelle Z ie l. ein "we iteres 
Kuba" zu verhindern. Kent1edys Vcr'.inderungcn in de r US­
Außenpolitik gegenüber der Dritten Weh müssen also ab 
eindeutige und langfristige Antwort auf das .. re"olulionärc 
POIen tiai". tias in den unterentwickelten Ländern festste ll · 
bar war, verstanden werden. 

Hauptmerkmal der ideologischen Offet1si\'c war es. Reformis­
mus als Al lenmtive zu revolutioniiren Verändenmgen anzu­
bieten. Polilisch hieß das. rcfo~ll1i s l i schcn KräCren z.ur Macht 
zu verhelfen. die sich die Modernisicmng des Kapitalismus 
und seine "ökonomische EntwiCk lung" zum Ziel gesetzt hal­
len . Die Allianz für den FOrlschrin ..... ar die hllcinamcrika_ 
nische Fassung dkscr politischen und ideologischen Offen-
]I 

si\'c. Ihr eigener Anspruch lautetc, eine Alternati"e zu Ku­
bas " Re\'olution ohne Freiheit" zu '\ein . Sie beinhaltete 
erstens, daß frühere Bündni~ de!> Kallen Kriege!> lI ufsc~e. 

ben würden. einschließlich der Unterstü tzung rcaktioniircr 
Kreise der lateinamerikanischen herrschenden Klassen. und 
dumit auch traditioneller Diktaturen wie z, ß . Tntjillo in d e r 
Dominikanischen Republik und Pcrez kmcnez in Yenezuela, 
Zweitens wurden neue Bündnisse mit .. progrc.~si~·en" Teilen 
de r Bourgeoisie eingegangen. die die .. demokratischen Un­
ken" repräsentierten (I.. 8 . Demokratische Aktion in Yene· 
zuela, d ie APRA (Volt.::.a l1 ianl) in Peru. MN R (Na­
tionalre \'olution5re Bewegung) in 8 01h'jen. P!X (Chm,t ­
demokratie Chile)Drincns bedeutcte dies die Durchführung 
"on Hilfsprogrammen, dic der Madllergrcifung der rdomli ­
si ischen PaTteien dienen '\Qllten. um grundlegende slfuktu­
rellt! Veränderungen du rchzufiihn::n (z. ß . eine Ararrcfonll). 
die man zur Minderung rc"olUlion1irer Spannungen als n01 -
wendig e rachtete. 4 

Allianz gegen den Fortschritt 

Mil der Allianz für den Fortschritt dnher ging die Reform 
des US-Mililiirappa mts und de r abhängigen Annecn LIlIein· 
amerikas. um diese "Zu wirkungsvolleren Instrumenten rur die 
Unterdrückung bewa ffne ter revolutionärer Bewegungen LU 

machen. Die deutl iche Ve rbindung \'on politischen lind mi. 
liliirischen Aspe kten der Kennedypolitik gegenüocr Latein. 
umerika wurde 1962 von Gelleral Enernark her\'orge hubcn : 
.. Die Rolle lalcinamerikanischer Sichcrheitskriifte (niehl Ilur 
der Polizei. sondern auch der Armee) is t \ '011 gmnd iegcndcr 
ß edeu tung.. Damit die Allianz für den FOrlM:hritt eine Er­
foJgschance hat. müssen die Rl'giemngcn über aU!>Tl'iehende 
Macht \'crrugen. um ultlMlirllerische Bewegungen kontro llie­
ren zu können .. ·s 



Um dieser Absicht gerecht zu ..... erden . halle hereits 1951) der 
Bericht des Priisidentcnausschusscs zur Untersuchung der 
US-Militärbcihilfe vorgeschlagen. die abhängigen mihläri­
sehen Insti tutionell stärker " in Aktivitäten zu lIers tricken. 
die die ökonomische EntwiCklung vorantreiben.'" 19f1 1 fa ßle 
Kenncdy den Wandel in der auswänigen Mititärpolitik fo l ~ 

gendermaßen zusammen: " Mili tärische Hilfe wird in Z ukunft 
seine Schwerpunkte auf die innere Sicherheit . öffentliche und 
infrastrukturelle Projektc und die Wirtschafll'ientwiek lung in 
deli Empfängerländern legen." 7 

1960 wurden beispielswe ise die Uinder, die Programme ge­
gen die SubVersion zu erstel len begannen. mit ein'~r Verdop­
pelung der Militärhilfe belohn!. ' G leichermaßen gingen die 
USA dazu über_ die Art ihrer Wllffenlieferungen zu lindern 
und faktisch ein Verbot durchzusetzen. schwe re milit ärische 
Ausrüstungen zl/ Iiefem. Nur der Erwerb von Waflfen fii r An­
~iguc ritlaopcra t i(lnen ( ..... ie Hubschrauber. kleinere Flugzeuge. 
Funkausrustungell und leichte Waffen) wurden gutgeheißen. 
Jedes La nd , das höher entwicke lte Ausrihaungen a us europä­
ischen Ländern bezog. (wie etwa Pe ru . das fram·1)sische Mira­
ges kaufte) wurde starkem diplo m31ischen Druck unterwor­
fen.' 

Mililarisierung der Polizeiapparate 

Das 1·lauptin)trument des Penlagon zur Absichcrung der neu­
en Do ktrinen wurde jedoch das rasch expandierende Ausbil­
dungsprognamm für ·lateiname rikanische Offiziere. 1961 wur­
de der erste Ausbildungskurs in der Schule der Jl\merikaner 
(USARSA) in der Kanalzone eingerichtet , dessen Programm 
spezie ll auf die taktischen und strategischen Problcmc eines 
rc\'o lutionären Krieges gerichtel war. Eine ähnliehe Ausbil­
dung wurde in der Heereszentnie rur Anliguerillakricpruh­
rung in Fo rt Bragg. in den Bürgerkriegs-Schulen in Fort Gor­
don und vie len anderen Ausbildungszemren in Panama . Puer­
to Rico und den Vereinigten Staaten angeboten. 10 

In ihrem BeSlrebc n. die Mögliehkeilcn interner Rcpre5.~klß in 
den I:lleinanterikanischen Staal cn zu optim ie ren. begann die 
Kcnnedy-Regierung schließlich das öffentl iche Siche rheits­
programm ihrer Agent ur für Internatio nale Entwick lung 
(AID) sehr slark zu beto nen, das vorsah. die Pnlizeikräftc in 
Latci na.merika neu zu organisieren und zu stärk en. Diescs 
Programm lid parallel zum militärischen Hilfsprogl1lmm und 
spk'gchc sehr genau den ideologischen Gehalt d er Doktrin 
de) "konh:rre\'(J lutio närcn Kriegc.\" wider. 1962 wurde die 
intcramenkanische Pol il.ciakadentie in der Kan.alzone ge­
grundet. um dort latei namerikanische Polizeioffizilerc 'IU<;ZU ­
bilden. 196'" wurde sie: nach Washingloll verlegt und in Inter­
nmionale Polizeiakademie umbemlllnt . 

Ge'dlelteT/e CIA-fnveulon J96J Ol'gen Kuba 

In dieser und in ande ren US-Ei nrichtungen wurden Polizi­
sten in Techniken zur Zerschlagung \'on "subversiven" Be we­
gungen ausgebildet ( inklusi\'e .,moderne r" Fo ltermethoden). 
Bis 1970 hatten die Ve reinigten Staaten 38.9 Mio Dollar ruf 
Po lizeihil fc: und -tlUsstattung überwiesen ; 1968 waren 90 slän_ 
dige Po lizeiberaler (z. B. Dan Mitrione) überall in lateiname­
rika stationiert . 
Die Stä rkung de r lateinamerikan ischen Po lizei gab den ab­
hängigen faschistischen Regi mes ein wirk ungsvolleres Instru­
ment zur inne ren Unte rdrückung (speziell einsctzbar gegen 
slädtische E rhebungen). was trotz fe hlender sozialer Basis 
ihre Stabili tät siche rte. Po lit iseh fand die Verhärtung der 
Washingtoner Außenpolitik ih ren Ausdruck im allmählichen 
Abgehen vo m refo rmistischen I nhal t der Allianz rur den Fo rt­
schritt . Die direkte und indire kte UnterStüLZung des Umstur­
zes in Brasilien im April 1964 ..... ar cin fI,·tarkslein in der Poli­
tik Washingtons. Ihm folgte 1966 ein Coup gegen das Ill ia­
Regime in Argentinien. da.~ sich als wen ig kooperativ in der 
Kubapolilik der Vereinigten Staaten erwiesen halle. Der brn­
silianische und der argentinische Coup zeigten. daß die USA 
bereit wa ren. auto riläre Mililärregimes immer dann zu unter­
slülzen. wenn reformistische Regierungen eine Innen- oder 
Außcnpolil ik verfolgten. die mit den US- Interessen kollidier­
ten . Um elen StaHlS quo einzufrieren. griff Jo hnson neben der 
Unte rstützung des "i nstitutionel len" Umsturzes auf ein trat io­
nelles Instrument zurück. das sdt de r Zeit de r Po lit ik der "gu­
ten Nachbarschaft·· nicht mehr angewandt wo rden war, näm­
lich auf die di rekte militärische Intervent ion der Verein igten 
Staaten. 
Mit de r Invasion in der IlominikaniSI..'hen Republik 1965 
demonSlrie rten die Vereinigten Staaten ihre Bereitschafl . mil 
ihren Streitkraften d irekt zu inlcrve nieren. sobald sich das lo­
kale Militär als unrDhig erweisen soille. einen inneren polili­
schen Wandel zu \<e rhindem. 

Johnsons Rückgriff zum direkten lnlerventionismus 

Um die diplomalische Opposil ion zu mindern. die aus einer 
einseitigen Erfü ll ung der John~on - Doktrin e rwachsen könnte. 
machte die US-Regicrung einen schon lange gehegten Traum 
des Pentagon zu ihrer offIZiellen Politik : die Bildung regiona­
ler und zwischenstaatl icher ZuS'lmmenschlüssc von Arnleen 
unter US-Kommnndo. Man zog dabei in Erwägung, daß eine 
umcrikani!\Che Friedcn5."treilkraft es erlauben würde, das 
Prinzip der ,.vorbeugenden Intervention·· auf multilatcfllic 
Weisc durchzusetzen. Bald nach der Invasion in der Domini­
kan ischen Republik rief Dean Rusk zur Bildung einer .. stiin­
digcn Hilfstruppc" auf. die "Spannungen in der Hemisphäre" 
lösen sollte. 
1962 unterstützen die USA gemeins/lme Antiguerillaopcra­
tionen in Honduras un ter Teilnahme einer Truppe von 1.500 
Mann , die aus Honduras. Guate mala, EI Sah·aoor. Kol umbien 
und der Kana lzone zusammengezogen worden waren. 11 Aus 
diesen Operationen ging 11)04 der erste Zus3mmcnschluß von 
Slreitk räften hervor. der Zcnlralamerikanische Vcrleidigungs­
ral (CONDECA). unter Beteiligung \"On Honduras, EI Sal .... a­
da r, Guatemala und Nikaragua. 12Während der kubanischen 
Raketen krisc 1962 d riingten qie Vereinigten Staaten auf die 
Beteiligung L.aleinamerikas :m der Seeblockade und gründe­
tcn die InI'Cramerikanische Blockadcstrei tkraft. die sich aus 
USo. argcntinische n und dominikanischen Kriegsschiffen zu­
sammcnsetzle. 13 Schließlich riefen die USA nach ihrer militä­
rischen hwasion in de r Dominikimischcn Republik die OAS­
Friedensstrei tkraft ins Leben. an der sich 1.600 Offizie re und 
Soldaten aus Brasilien, Kostarika. EI Salvador, Nikaragua. 
Honduras und Paraguay betei ligten. ,- Die CONDECA und 
die OAS-Friedenssu cilkraft wurden 7.11 zwischenstaat lichen 
und regionalen Modellen !!inc!"" neuen Form militärischer I.ntc­
grat ion. wie sie die USA anstrebten. Jedoch stell tc diesc r Ver­
such, eine ständige intemalionale Polizcimacht zu schaffen. 
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einen weiteren bedeutenden Schrill in RiC'htung auf dic tOlale 
Vcrcinnahmul1g der abhängigen Militär; durch das PCnlagon 
dar, ...... .1$ in l...l.Itdnllßlerik:l ~n",chicdene Opposition hcrvur· 
tier. Nut die CONDECA blieb ab zwischenstaatliche Militar­
organisation übrig. 
In den 60er Jahren traten schließlich l"d neue Fak.toren aur. 
die nach einer gründlichen Revision der regionalen Militärpo· 
lil ik \'erlangtl'n : Das war erslens die Rückläufigkeil dl'r 
Gucrillabe ..... egungen in den Jahren 1967/6R , und zwcilcnsder 
Rückgang des militärischen Einflusses der USA 3ufgrund von 
Beschränkungen, die der US· Kongrcß der Regierung dtT 
Vereinigten Staaten und ihren tmditioncl1en Fonnen militäri­
sche r Hilfe llU ferlcgt halle, sowie drittens die wachSt.:ndt, Kon· 
kurrenz europäische r Waffenl ie fer.tn ten. 
Die ländliche Guerillabewegung halle nach Chc Guev,lras 
Tod am 8. Oktober 1967 in 80livien \'erhältnismäßig schnell 
abgenommen. Die Gucrill:lbe"'cgung In Peru .... ~lr bereits 
1965 vernichtet worden, und bis IIJ6t:! halle die Venezue­
lanische Kommunistische P" rte i ihre \'orherige Unterstützung 
des bewaffneten Kumpfcs völl ig aufgegebe n. [n Bt3silien er­
[itt die städtische G ucrillabcwegung 1969 mit dem Tod \·on 
earlos Marighe lla ei nen schweren Schlag. 
Gegen Ende der 6tlc r/Anfang der 70cr Jahre dehntcn curo· 
päische Staaten (vor allem Frankreich) ihren Einfluß auf dem 
late inamerikanischen Waffenmarkt beträchtlich aus. 
Die größe ren slidumerikanischen Uindcr(Argentini.tn. Brasi· 
lien, Chi le, Kolumbien. Peru und Venezuela), die <)7% aller 
Einkäufe in Süd:mu!rika tätigten, kauften in dcr Zeit von 
[967-7 1 für 1,213 Mrd Dollar Waffe n in Europa und ftir 
411 Mio in den Vereinigtcn Staaten . " Dit' wach.'\Cnde Bedeu· 
tung Frankreichs spiegelt sich in dcr Tatsache wieder, daß der 
Anteil Fmnkretchs am lateinamerikanischen Markt \'on 2.1 % 
in der Zel l \'00 1960..fJ.4 auf 17% im Zeitraum 1970-72 wueh<;. 

LIlICinllmerikll: 
Verkauf schwerer Warfen nach Liefcr1lnlen in % 11 960-72) ,- 1965-69 1970--71 

USA 36,7 41.8 30.5 
Gr.-n ritllnnien 16.0 19.1 1 3,~ 

Frankreich 2. ' 10,6 11,7 
UdSSR 29.3 1 2.7 6.6 
Ande re 5 .~ 25,1 31,8 

Quelle: übernommen und \'Om Autor bearbeitet nach SIPR I, 
The Arms Irade with the lnird World, 1915. S. 25 

I) nur an Kuba 

In de r Zeit von 1968-73 erhie lt Laleinamerika 2 1 % (Vene­
zuela 6 %. Argentinien 4 %, Peru 4 %. Brasi lien -4 % und 
Kolumbien J 't'o) der französischen Waffencxporl.e in die 
Dritte Welt. hauptsächlich in Fonn \'On 77 Mirages und einer 
großen Anzahl Ar..·IX- 13 Panzer". Obwohl sein Marktanlcil 
teodenzie ll fiel , blieb Großbritannien ein emstzunchmendcr 
Konkurrent (und behie lt seine MonopolsteIlung in sokhcn 
L.1.ndem wic Guayana (Q3 %) und Trinidad und TobagQ 
(100 %)). 
Anderc Ländcr. wie die Niederlande, Italien und die I3RD, 
erhöhten jedcnf!lll ~ ih re Verkäufe ebenfal!!. nuf Kostc'! der 
Vereinigtcn Staaten und Großbritanniens, Oie ßRD sleigen..: 
ihren Umsatz z. B. von ~40 000 Dollar 1950-1954 auf fast 
g Mio 196<1-73. In dieser Zeit tät igte die ßRD 62.8"0 ihrc~ 
GCSolmtumsal1.t"" in Latcinamerika . Parnllcl1.u dem verschiirf­
ten europüischcn Wettbewerb begann die UdSSR zum ersten 
Mal. W<lHell. abgese hen von Kuba . 111Ieh Lmein<lOlcriku zu 
liefern . 1973 be liefer\(: die Sowj('tunion Peru mit611.1i-$ Hub­
schraubern und einigen T-S5 Panzem lT• 

Anfang der 70cr Jahre hiehen die USA ihr Waffen monopol 
n'Jr noch in der Karibik und einigen kleiner..:n süd amerika · 
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nischcn l...allJem (I. 11. GUalel1l3l11 100 % . Hailj 100 'Y .. , Hon· 
duras 93 %. Jam,uk a 77 ,,,, Mexiko 72 "' . Bolivien 67 %-. 
und Paraguay 63 % )'1. En;t kunlich tauchte Israel ab. e1l1 
neuer Konkurrent auf dem zentralamerikanischen Markl 
aup l. 

Hinzu kam. daß )I..:h die europiii-.che Konkurrenz nieht nur 
auf Waffene"(porle hc..-.chränkle, 'iOndem :luch darauf aus war, 
sich größeren Einfluß auf die einheImischen Waffenindustncn 
111 Brastlien und Argentinit·n I:U SIchern. Europäische Betei· 
ligungen an latdnumerikanischer Waffen produktion ..:rfolgten 
vor allem in !-""arm der Verg:lbc von Konzessionen, gemein. 
s.amer Produktionen sowie Verei nhanmgen zur Endmol1wge 
von Waffen . Ein pllar Beispiele '>l:i t Ende der 6()c r Jahre 
seien ernähnt : I1 ntsi hen produzierte Matchi Düsenjäger 
( Italien). Cobm Zoon Panzer· Ab .... ehrraketen (BRD) und 
montiene schnellc Fregatten (G roßbritannien). Argenliniel1 
montiene dcn AMX · 13 Pim1.er (Frankreich), Zerslörerfre­
gatten (Großbritannien) und U· Boote (BRD)zo. 
Ende der 6Ver Jahre wicler!M:IZle sich de r US-Kongreß ent · 
schieden der intcrvcntioni~ t ischen Poli!ik dcr Exekutive aus 
Sorge um den Vietnamkrieg. der die Mi litärausgabcn ständig 
ansteigen ließ. Die Mililärhilfe an L3Ieinamerika fiel au~ die· 
l\Cm Grund von MI Mio OoIl:Ir 19r,6 auf 21,4 Mio 11}61J und 
wurde für Argentinicn, Brasilien. Chile und Peru \·ollkom· 
men cinge~tcll t (mit Ausnahme der Ausbildungsprogrammc). 
Das MAAG ·Personai wurde \ '011 79 1 im Jahre 1969 auf 
489 1970 verminJcn. 
1\)67 wurden zwei Zusmz:lrt ikel in dcm Gesctz über Aus· 
lanclshilfe und dem Gesetz über Waffenexporte (FMS) :lul · 
genommen. die den Verkauf höhercntwickeher Waffen auf 
7 Länder. die l...5nder der ~g .•. Vorwäosverteidigung" be­
grenzten. die die Verwendung \on Finan7.beihilfen zum K:1Uf 
solcher Waffen \erboten und die r~t legten. daß Ent ..... ick· 
lungsan leihen nicht solchcn Ländern ge ..... ährt werden. die 
" unnötige" Mililärausgaben haben . Zusätzlich setzte das 
FMS-GcM!ti'. VOll 1967 rur Waffen kredite und -verkäufe an 
l...atcinamerik .. eine Grcll7.c von 75 ~'lio Dollar: diese Rege. 
lung blicb bIS 1971 in Kraft . Da~ .. ··MS·Ge.setz \'On 1%8 
führte die zu~tzliehen ßi.-schriinkungen ein. keine Rihlungs· 
güter an Militärdik tat uren LU liefem, die .. Menschcnrcchte 
verlctzen." ~1 

Oie Regierungen Nb:on/Ford: 
Politik d es " billigeren" Inlperialismus 

Die globa le inten·entionistische Politik der Periode Kennedyl 
Johnson haue zu einer rapiden Steigerung der gesamten MI' 
litärau~gabcn geruhrt : \'On 52 Mrd Dollar 1%5 auf über 80 
Mrd 1968 22• Den größten Anteil an den erhöhlen Au~ga­

bell haue der Vietnamkrieg verlIChlungen. dessen Ge .. amt · 
kosten auf 150 Mrd Dollar g":lIChiitzt lOo·erden. Cl3 Das zu ra.'<Che 
Anwachsen der Mihtärausgabcn spiegelte sich nieht nur in 
den zugesp,lzll'n 'IOziaien Spannungen innerh":l lb der ,.Großen 
Gesellschaft'· wider. sondern hcdeutcte auch den Beginn der 
Rezession \'on 1961). Bl~ 11J70 "ie'iCn die In\'eSlillonen und 
die Produktion negatiw Wach~tumstaten auf. und die At· 
beitslosigkeit betrug 5.6 %~~ . Im folge nden Jahr wiel> die 
Zahlungshilanz der Vereinigh!1l Sttmtell ihr erstcs Defizit M'it 
1892 auPs 
Die Auswi rkung des Vielnamkricg~ au r die amcrikanlschc 
Wirtschaft \eranlaßle die: Ni.\Oll· Regierung Johnsons Politik 
des totalen Sicge) aufzugeben und Slogans wie .. eh renhufter 
Friede·' und "Vietnamisierung·· zu vef\\ enden. Die neue 
Politik gege nüber Viet nam war Teil einer gencrellen über. 
prüfung der ill1peritl l i~lischl.'n Strategie in der Dritten Welt 
und wu rde als NilCon· Ooktrin bekannt . 
Oie Nixon ·Dnktrin bezweckte in der Hauptsache. duß die 
Bourgeoisien der Uinder der Dri tten Welt einen größeren 
Ameil an den Ausgaben überne hmen. die ihre eigene mili· 
tärische VerteIdigung und die der US· lntcressen betreffen . 



Das sollte erreicht werden. ohne duß die USA ihren beherr­
schenden Einnuß über die abhängigen militärischen Institu­
tionen einbüßten. 
Zum zweiten zielt e die Nixonstratcgie darauf. direkte mili­
tärische Eingrilfe der USA zu vermeiden, indem sie regio­
nale Mächte hochpäppelte und mit deI Aufgabe belTllute. 
die "Stabilität" in dem entsprechenden Raum zu g;cwährlci­
sten. Dureh diese. die Hegemonialmaeht ve nreten.den län­
der konnten die Vereinigten Staaten eine neue Politik in­
d irekter Inlerventionen verfolgen. Die regionalen Aktivi tä­
ten der " subhegemonialen Länder" wurden militärisch von 
e iner hochgradig beweglichen "zentralen Reserve '" der US­
Streitkräft e unterstützt. die als letztes Mittel in Kriisenzeiten 
eingesetzt werden solltcn.2& 

Hinsichtlich Lateinamerikas bedeutete diese Politik ~ine Wei­
tcrentwicklung der "be!iOnderen Beziehung" zu dcll' brasi lia­
nischen Mili tärdiktatur und die Unterstützung sein':! r expan­
sionistischen Tendenzen in diesem Gebiet. In einer 1972 ab­
gegcbenen Erklärung nannte Nixon offcn diese nt;ue Rolle 
Bnlsiliens: "Wir wissen. daß der Rest Lateinamerikas den 
Weg gehen wird, den Brasilien gehL"21 

Brasilien wird Siellvertretennachl 

Um die erste Prämisse der Nixon-Doktrin einzulösen wurde 
das Programm über Rüstungsexporte vorangetrieben . Wäh· 
rend also US-Waffenexporte an entwickelte Läl1der ten­
denziell Ende der 60er/Anfang der 70er fielen , stiegen die 
Waffenverkäufc an Entwicklungsländer von 1,2 Mrd Dollar 
196 1 auf 4,5 Mrd Dollar 1971. 8 

Die Politik der Intensivierung der RÜslunw.vcrkäu,fe wurde 
mit besonde re r Kraft in Lateinamerika vorangetrieben. Das 
MAAG-Personal wurde nicht nur immer mehr zu Vertretern 
der US-Rüstungsindustrie, viel mehr wurde ihm auch gestal­
tet, direk tc Verkäufe zu tätigen. Bis 1971 genehmIgte Nixon 
Rüstungsverkäufe nach Lateinamerika , die die vom Kongreß 
gesetzte Grenze von 75 Mio Dollar weit überschritten. Von 
1972-75 verstärkte die Regierung ihren Druck auf .::Ien Kon­
greß. die H& hstgrenze von Verkauf und Kredit auf 100 Mio 
DollIIr t 972 und t 50 Mio 1973 anzuheben. Im fo lgenden 
Jahr legte der Kongreß die H& hstgrenze bei Krediten auf von 
150 Mio Dollar. und bis 1975 waren dann alle Beschränkun· 
gen aufgehoben. Dies erlaubte es den US-Waffenproduzen­
len ihre Verkäufe nach Lateinamerika von durchschnittlich 
30 Mio Dollar in der Zeit von 1966-70 auf 191 Mio im Jahre 

1974 zu sleigcm.:llI 
Im Gegensatz l.ur Kennedy/Johnson/Zeit bestanden die mei~ 
sten Waffentransfers unter der Nixon· Regierungaus hochent­
wickelten und sehr kostspieligen Waffen, wie Missile-Rake­
ten. Düscnfluglcuge, modernen Panzern und Kricg~schiffcn . 

Der Ve rkauf von technisch hochcnlwickelten Waffen brachte 
neue Abhängigkeiten, und zwar dahingehend , daß Ersatzteile, 
Wartung und Bedienung nur aus der ursprünglichen Quelle 
kommen konnten. 
Abgesichert wurde dicscs politiSChe Ziel dadurch, daß Brasi­
lien in Lateinamerika die unantastbarc militärische Vor­
machtstc llung eingeräumt wurde. 1973 z. B. verkauft en die 
USA 42 F-5 B/E Flugzeuge, 7 Zerstörer aus dem 2. Welt­
krieg und 7 U-Boote an Brasilien.30 Die wachsende militä­
rische Macht Brasiliens drückt sich auch in den wachsenden 
Militärausgaben aus, die von 472 Mio Dollar 1964 auf 1.428 
Mrd 1973 anstiegen. 31 

In übereinstimmung mit seiner Rolle als .. stellvertre tende 
Hegemonialmacht" bereitete das brasilianische Mili tär 197 1 
die sog. ,.30 Stunde n-Operation" vor, um in Uruguay ein­
zumarschieren , fa lls die Frente Amplio (fortschriuliches Par­
te ienbündnis) einen Wahlsieg erringen sollte. Das brasilinni­
sehe Militär unterstützte auch 1971 den Banzer-Coup in BQ­
livien durch di rekte logistische Hilfen.n Die brasilianische 
Bcteiligung am Sturz Allendes ist eindeutig bewiesen worden. 

Man muß jedoch fest halten, daß die neue Militärstrategie 
gegenüber Lateinamerika die traditionellen Formen militäri­
scher A bhängigkeit nicht vollkommen aufgegeben hat . 
Erstens behie lt das Pentagon das Ausbildungsprogramm als 
.,billiges'· Instrument der Beeinnussung bei; zweitens blieben 
die Doktrinen des ., konterrevolutionären Krieges:' bestehen, 
was der Weiterbestand der CONDECA belegt. 

Obwohl sich die Kissinger-Nixon- Politik für die USA als 
nützlich erwies. indem sie dic Konsolidierung von progressi­
ven oder sozialistischen Regimes in Chile, Bolivicn und Ar­
gentinien verhinderte und half, das Aufkommen linker Kräfte 
in Urugu3Y in Grenzen zu halten. schuf sie auch neue Span­
nungen in diesem Gebiet. die der C'lrter-Regierung als Erbe 
überlassen wurden. Erstens führten die Veränderungen des 
regionalen Maehlgleichgewichts zugunsten Brasiliens und das 
Anheizen des RüstungsweulauH zur Verschärfung der inter­
nationalen Widersprüche. Das rückt eincn Krieg in den Be­
reich des Möglichen 33. Zweitens hat die förderung Brdsi.­
liens als "stellvertretende Hegemonialmaehl" die Hoffnun­
gen auf einen "Weltmachtstatus", wie sie die Bourgeoisie 
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des Landes und das Militär hegen, genährt, Und endlich hat 
d ie Unterstützung abhängiger faschistische r Regimes von 
1964 an den polil ischen Spie lraum der Vereinigten Staaten 
e ingeschränkt und die Möglichkeit einer nichtmilit ii rischen 
bürgerlichen politischen Alternative geschwächt. 
Cartcrs deutl ichste Aussagen über seine Lateinamc rikapoJitik 
cnthält seine Rede auf einem Treffen der OAS im April 
1977 in WashingIOn , Seine Hauptpunkte waren: I. Unter­
stützung des Vereinigten Zentralamerikanischen Marktes 
und des Andenpak tes; 2 . .. Lösung·· zweier schon lange an­
stehender Probleme: des Status des Panama kanals und der 
Beziehungen USA - Kuba : 3. Verfolgung einer Po litik gegen­
über Lateinamerika auf der Grundlage "flexiblerer" bilatera­
ler Vereinbarungen; 4. diese neuen Abkommen werden sich 
auf drei Prinzipien gründen: Achtung der Souve ränität und 
" Individualität " eines jeaen Landes, .,unsere'· (wo mit die 
USA gemeint sind) Achtung der Menschenrechte, was Teil 
lateinamerikanischer "Traditionen·· ist. und zuguterlel:zt Ver­
handlungen über die ökonomischen Beziehungen zwischen 
den USA und Late inamerika im Zusammenhang des Dialogs 
zwischen entwickelten und unterentwickelten Ländern. 3• 

Die neue Lateinamerikapolitik Carters: 
Grenzen und Widersprüche 

Im großen und ganzen stell! Carters Außenpolitik einl!n Ver­
such dar, wie in dcr Ära des Kalten Krieges wieder in die 
Offensive zu kommen, denn die Hauptideologen der neuen 
Regierung sind der Ansicht, daß die Vereinigten Staaten 
diese während des Vietnamkricgs verloren habcn. 3s Bei die­
ser neuen Offensive bildet die Menschenrechtskampa gne die 
wichtigste ideologi sche Waffe. Sie soll den waehst'nden Ein­
fluß de r Sowjetunio n in der Drillen Welt eindämmen und 
gleichzeitig den USA die Führung in der kapitalis,tischen 
We lt fe st in die Hand gebcn ,31i 

Die Menschenrechtskampagne in Lateinamerika ist darauf 
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gerichtet, die Hegemonie der Vereinigten SUl;lten in der 
Dritten We lt sowohl gegeniibcr de r SOwjetunion und als <luch 
den anderen kapitalistischen Liindcrn wieder auszubauen. 
Diese Po litik erfordert, die ve rschiedenen Instnlmentc des 
US-Einflusses milil iir i~h . politisch7 ideologisch und ökono­
misch) klug zu gebra uchen und an die neue We ltlage und die 
verschiedenen politiSChen Syste me der Drillen Welt ,1IlZl!­
passen. 
Im Fall Late inamerik as sind der Panamakanalvertrag und die 
Normalisierung der diplomatischen Beziehungen zu Kuba 
wichtige Elemente e iner langfristigen Polit ik , die Hege mon ie 
de r Vereinigten Staaten in diesem Gebiet wiedcrherl.ustel­
len. Die " Lösung·· der Panama- und der Kub.tfrage wird von 
der neuen Regierung nicht nu r so verstanden. daß sie da~ 
Ansehen der USA erhöht. sonde rn auch daß sie den Verei nig­
ten Staaten .,die Hiinde frei maehc·, ihre langfristige Strate­
gie in diesem Gebiet zu verfolge n 3 7, 

Die Ca rter- Regierung hält es auf lange Sicht nicht mehr für 
nötig. in der Karibik m.il kom'e ntioneller mi litärischer Aus­
rüstung stark präsent zu sein. um auf Lateinamerik;t mili­
tärisch E influß zu nehmen. Doch diescm Prozeß ... twditio­
nelle·· Formen mi litiirischen Einflusses aufzugeben (e in­
schlicßlich einer Verminderung der militärischen Präsenz in 
de r Karibik). widersetzen sich noch immer Teile dc~ Milil iir­
apparats der Vereinigten Staaten und rea ktioniirste politiSChe 
Kr6se. So mit wird man sich nur in einem .. sicheren·· Z(·it­
raum von mehreren Jahrlehnten (wie es der Panam akanal­
vc rtrag festlegt ) von Panama und Kuba vollends zurückzie­
hen. Gleichzeitig ist man aber stiindig über die M:trine durch 
Stützpunk te in Puerto Rico, Trinidad und Tobago oder an­
(kren' nen kolon ia li stischen Ländern priiscnl. 36 

Der neueste W<tndcl in der lIS-M ili tärpol itik steht d.1rübcr 
hinaus in Z usammenhang mit einer größeren Bedrohung der 
US-Vormachtstc llung. Erstens hat der ökonomische und mili­
täriSChe Einfluß der westeuropä ischen Sl,mten seil Ende der 
60er J ahre eine entscheidende Auswe itung erfahren.J9 Dies 
erlaubt es sogar abhängigen f'ISch istischen Regimes. ihren 



Spielraum zu ve rgrößern und ihre Kräfte zu stärke n. um sich 
de m Omck von Seiten de r USA tu widersetzen. indlem sie die 
Ko nkurrcn:r_ Z\.\'ischen den imperialistischen Mächten aus­
nutzen. 

Da <lUS verschiedenen europä ischen Quc1kn hochc nt wkke hc 
Waffen bc;t.ogen wc rden können (sowie Rüstungsindustrien 
in Brasilien und Argcntinien e ntstehen), wird auf militärpoJi­
lischem G e bie l jeder Ve rsuch, mit eine r Einschr[inkung der 
Waffe n lie fe rungen zu d rohen . zu e ine r ve rgeblich a ngcwand­
te n Methode polilischen Drucks . 

" Kunlrollie rter" Abbau fasc:hiSlischer Regimes 

AI<;o :.; nd d ie Ve reinigten Staaten gezwungen. \'OTs ichtig ihre 
.. Mensche nrechts"- KampagJle und deli militä rischen Druck 
an:ruwende ll - llUS Furcht , daß sich die abhängigen fasc hist i· 
schen Sltlillen cnger an Wcstcuropa und d llS Regime in Süd­
ilfrika unlchno.:n. _0 Zweitens verschärften sich die inl(' rnmio­
na lcn SptHlnungcn in Late inamerika , So we rden trad itione ll..: 
Grenzku nnikte und nationu!e Rival itäte n verschiimmc rI , 
Ende 1976 bracht e diese r aggressive Nationalismus Pe ru und 
C hile an den Rand e ines Krieges, in den e benso Bolivien und 
E kuador \'ers trickt worden wiiren.-' Ande re fOrlwährende 
intem al ion(lle Wide rsprüche zwischen Bras ilien und Vene ­
t ue la , Bras ilien und Argent inicn und Argcntinien und Chile 
d aue rten an. In Zelllralamerika verschä rften skh die KOIl­
nikte. we nn auch aus anderen Grunden. zwischen Honduras. 
Kos tarikll und Panama auf de r einen, Nikaragua. Guatemala 
und EI Sulvadur auf de r ande ren Seite , 
Die Möglichke it e ines größere n konvc tuinnc llen t'ricges in 
L:ucinamcrika s te llt für die Ve re inig ten SlaaH:n und das inler-
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Afghanistan 

Ghafur Attar Das Volk an der Macht 

A ls die neue R,'voIUl ionsrcgicTUng Arghanislalls den J. Mai 
zum crslCn Mal in der Geschichte d(!5 Landes zum offiziellen 
Feiertag e rklärte und an die Arbei ter der Welt revolut ionäre 
Grüße richtete, rührten die großblirgerhchen Meinungsma­
cher wieder einmal ihre Legcndcnlrommcl vom angeblichen 
.. KrcmJ"·Exporl der Revolution: .. Moskau seinem strategi­
sche n Trau mziel cin St ück näher", 1::lUlctc eine dieser Schlag­
zeilen über die siegreiche Revolution. \ 
Doch d iese Revol ution haI Volkscharakter, und sie haI Ge­
schichte. 

In der Tradi.ion dre ier Unabhängigke itskriege 

In drei Unabhängigkeilskriegen ( I K3~-42. IK7K-K I. I') 1'1) 
konnten die afghan ischen Völker ihre nationale Umd)hiingig­
kei l gegenüber dem hritischen Irnl>crialismu~ wrleidigen. 
Obwo hl Afgh,lIlist,rn nach dem zweiten briti<;eh-afghll nischl'n 
Krieg unle~ der Mariunette Amir Abdurrahm:w ein halhko­
lo nia1cr Status ;lUfgezwungen wurde. war e~ Großbritannien 
doch klllr geworden. daß es Afghanistan nieht unter s,-,il1e 
direk le Herrsch;!ft bring~'n konnte. Zum Vnlk~h'lralter der 
afghanischen Unabh;ingigkeitskriege schrieh dcr H i;.toriker 
Dobraljubow: . .seil der Zeil dcs afghanisehen Krieges IIO,~ 
sind d ie Engländer :ruf immer größere Gegenaktitl11el\ ge<:,,)­
ßen .. und. was hemerkcnswerl ist. diese G~'gen~lk t i() nl'n 

w:lren schon nicht mehr die persönliche Angeh"g~'I,hcit ir­
genJeines Herrschers, sondern riefen eine swrke Ik~eiligunJ; 

innerhalb der Bevölkerung des Landes hervm:' 2 

Der d rit te britiseh-afghanische Krieg 1919 war nicht nur ,-,in 
erfolgreicher Bdreiungsk rieg. Er war auch dl' r Anfang (I\':, 

Kampfes der fo rtsch rittlichen und anliimpl'rialistisdlCn Kr;tfte 
gegen d ie innere RelIktio n (Großgrundböitzer. Irib"tlistische 
Fiirsten und reaktionäre Geistlichkeit) sowie gegen die Ik ­
herrschung des afghani:>chen Marktes durch ;mghlimli-.chl' 
Hiind ler.3 Die mit König Amanul1a an die Macht gek'lrll­
mene . .J ungafghanen·'-Be\\'egung verbcH den Kham (Für­
~tl: n) und Samind:tr~ (Großgrundhcsitzern). staatliche Steu­
e rn einzuziehen und konfiszierte die W:lkl'-Ui!ldef\.'icn 
(Eigentum dcr Gci~tlichkeit). 
Ft'TIler wurden die GleichbereChtigung der Fr.tu , t!it, MUlln­

gamie sowie die Schu lpflicht für ;rlle Kinder eingeführt . E~ 
sollte ein Par!;Ullen l. das sich nur au~ ;Illsgewiihhen Vertrc­
tern des Volkes zusammensetzte. zu\1Hndekomn1l.'n. Au!' 
wirt schaftlichem Gehiet solllc durch l'ine prntd.tiol1i~ti~he 
Politik das afghanische Handelskapit;ll ge~Tüd,t und dil' na­
tionale Industrie entwickelt werden.· 

Damit war König Aman ullah zu weit geg;tngen. Die afghani­
sehe RelIktion, die schon im Jahre 19H /25 einen erfolg­
losen Aufstand gege n ihn organ isiert hatte, konnte im Jahre 
InR/29 mit mas."iver Hilfe des bri t ischen I mpcria[i~mu ... 
Am:lnullah zur Abdankung zwingen , 
Von den Volksmasscn konnlc er keine Hil fe erwarten, da 
sich zum ei nen ihr Lebensstandard aurgrund der Steu.- ref­
höhung und der Einführung der Geldsleuer statt der j~atu ­
ralsteue r verschlechtert halle. Zum amk~e n war das Reform-
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Kabu/21, APli1/978 , Si~e, dc. bewofln"tcn Au/,tand, 

programm vt)n oben diktiert. ohne Beteiligung der Volh­
massen. die sich (tann auch :m die Seite der Reakcilln ~tdl­
tell. s 

Am 15. Okcober 1921J kam der von Engländern zum " Kiinig" 
ausgebildete N;tdir Shilh an die t>.1rtclll. dessen Dynastie bis 
zum 27. April IlJ7X Afghanistan mit S\;lrker Hand und b .... i­
spi .... ll tlscr Grau!\amkei t rcgit'r1t'. 

Die Wisch-Zalmian-BcM'cgung 

In d..-r Geschichte Afghani~tan~ wi rd die ße\\'~'gung Wi~ch­

Z:dmi:rn und die 7, Sitzungsperiexl\' des Parlaments (ll).U_ 
11)52) groß geschrieben. Hier hat der parlamentarische und 
außerparlamentarische Kampf des afgh<lnischen Volke, d n 
bis dahi n nicht gekanntes Höhepunkt cm:ichl. 
Während die radikilldemoknuischen Wochcnzeillmgen 11'10.: 
Walan und Angar fiir die Wiederherlolc11ung der tkmnkrati· 
schen Freiheiten und die Beschneidung der A!1m<lcht de~ 
Königs Zahir kiimpflen. v .... rlangten die fortschrittlichen Ab­
geordneten von de r Regierung Sh.lh Mahmuds (eint·s Onkel, 
des Königs) sämt liche Detaib über dlt ~ soeben abgeschlo~scne 
Kr..-ditahkommel1 mit der amcriLrniloChen Firma MnrriSOIl 8.: 
Knudsen 6 zu veröffent lichen. und die Firma stärker untn 
s ta:rtlicher Ktlntmlll: zu bringen. Al~ die Regierung di e~t.' 
Forderung ablchnte, verlangten dil' Abgeordneten ein Miß-
trauensvotum g .... gen die negierung. Daraufhin lihle der Kö-
nil! da~ P:rrlam .... 111 :mf und warf ... ämtlich~' fnrtloChrillliehen 
Ahgeordnelen und andere Mitgliede r (Ier Wj<;eh-Zalmi:lIl in, 
Gef;ingnis, \'erlx)1 die Zeitungen Watan und Angar und 
... dmfftt' alk dl'mokrati~hen Freiheiten \\leder ah.7 

Die Wisch-Zalmian war keine l'arTl'i, sondern eine ß~Wt'­
gung. ein Sammelbeck ... n fiir \cr-;chied ... nc demokratische, 
palriol ischl' und :,oz i :J li ~ti~he Kriift ... , die flir die Verwirk­
lichung d,-,r biirger!ich -delllokr.ubdlen Freiheiten kiimpfl('n. 



Aus dieser Bewegung sind in den 60er Jahren. als die afgha­
nische Reaktion unter dem Druck der Volksbewegung die 
demokratischen Freiheiten teilweise wiederherstellen mußte, 
verschiedene Parteien, die Volksdemokratische Part,ei (Partei 
neuen Typs) , die Fortschrittlichen Demokraten (Soz;ialdcmo­
kraten), die Afghan Millat (ext reme Nationalisten) sowie so 
hervorragende Persönlichkeiten wie Taraki (Schriftsteller) 
und Babrak Kannal (Studenten führer) her",orgegan,gen. 
Am I. I. 1965 wurde die Volk sdemokratische Pand Afgha­
nistans (VOPA) gegründet . Das entsprach den objektiven und 
subjekti",en Bedingu ngen des Landes. So hatte sich die Ar­
be iterklasse Afghanistans seit den 50er Jahren quantitativ 
und qual itativ entwickelt. Die fortschrittliche Irllclligenz 
Afghanistans hatte sich sehr empfänglich flir die wissen· 
schaftlich-revolutionäre Weltanschauung gezeigt und im 
Lande hatte eine allgemeine klasscnmäßige Differ{:nzierung 
stattgefunden. Mit der Gründung der VDPA erhiel ten die 
Arbeiterklasse Afghanistans und andere We rktätig(: ihre re­
volutionäre Partei, ihre Vorhut. 
Die VDPA trat das Erbe der fortschrittlichen Traditionen 
de r afghanischen Völker im Kampf gegen Kolonialismus, 
Imperialismus. Absolutismus und Reakt ion an . Organisier! 
nach den Prinzipie n des demokratischen Zentralismus und 
aufbauend auf der wissenschaftlichen Weltanschauung (im 
afghan ischen Sprachgebrauch wird darumer die Lehre deli 
Marxismus-Leninismus ",erstanden ;, d. Red.) gab sie dem 
Kampf des Volkes e ine sozialistische Zielrichtung (s iehe Pro­
gramm-Auszüge de r YDPA). 

Mächtige Wogen der Volksbewegung 

Die 60er Jah re waren Zeuge der revolutionären Bewegun­
gen der Arbeiter, der Bauern und Studemen . Es gab fast 
keinen Bet rieb, keine Hochschu le und keine Schule., wo nicht 
gestreikt und demonstriert wurde . In der Slreikbcwegung der 
Arbeiter von 1968/69 wurden nicht nur ökonomb;che For­
derungen gestellt. sondern auch politiSChe . 
Auch die Bauern erhoben sich hier und dort. Am e indrucks­
vollsten war die Demonstration der Landarbeiter und Bau­
ern in der Provinz Paklia, wo sie gegen die Willkür des Staa­
!eS und der sog. "Entwicklungshelfer"· protestierten. Be­
merkenswert war auch der einmo natige Streik der Studenten 
der Unive rsität Kabul gegen ein undemokratisch,~s Hoch­
schulgesetz, das sch ließlich durch den geschlossene.n Kampf 
der Studenten und Hochschu lle hrer zurückgenommen wurde. 
und zum Rückt ritt des Wissenschaftsministers führt e. In 
allen diesen Bewegungen spielte die VDPA eine zentrale 
Ro lle. Sie hat den Arbeitern gezeigt. daß die ökonomischen 
und gewerkschaftlichen Rechte nur durch den organ isierten 
und sol idarischen Kampf errungen werden können. und sie 
zeiglC den Studenten und Intellekulellcn, daß nu.r an der 
Seite der Arbeiterklasse erfolgreich für die Verbesserung 
der Lebensbedingungen zu kämpfen ist. 

D ie herrschende Klasse Afghanistans. die angesichts diese r 
mächtigen Wellen der Volksbewegung e rschrocken war, ant­
wortete mit großen Repressalien gegen die VDPA und andere 
fo rtschrittliche Gruppierungen. Es gelang ihr <Iocr nichl. eine 
ihr auf politischem Gebiet ergebene Partei zu schaffen. Um 
Zeit zu gewinnen, behielt der König ein \'om Parlament ver­
abschiedetes Gesetz über Jahre hinaus in seiner "Schublade .. g 

Die Unfähigkeit de r Reaktion. eine poli tische Alternative zu 
de n starken Lin kskräften zu schaffen. "'eranlaßte sie zur 
Anwendung der Methoden des rechten Terrors und des 
Meuche lmords. Schlägerbanden übernahmen die " Funktion" 
der Polizei. überfielen linke Ver!>ammlungcn. bcw:lTfen un­
verschle ierte Frauen mit Säure und ennordcten link,~ Studen­
ten und Professoren mit der Begründung. s ie seien " Athe­
isten". 
Zugleich wuchs die Unzufriedenheit der breiten Mehrheit des 

Volkes über ihre sch lechte Lage, die Ausbeutung und Unter· 
drückung. im Jahre 1971172 starben etwa 100000 Menschen 
bei Hunge rkatastrophen. Die vom Ausland herbeigeschaff­
ten Nahrungsmiuel kamen nicht den Hungernden zugute, 
sondern wurden "'on Regierungsbcam ten an große Spekulan. 
ten weitergeleite!. 10 

Von daher konnte es nicht überraschen, daß fortschrittliche 
Teile der Annee im August 1973 der korrupten und "'er­
haßten Selbstherrschaft ein Ende bereiteten und die Republik 
Afghanistan ausriefen ; und es war verständlich, daß die große 
Mehrheit des Volkes und alle fortschrittlichen Kräfte den 
Sturz der Monarchie stünnisch begrüßten. Zuma! das vom 
republikanischen Regime verkündete Programm den realen 

.---Afghanistan-Daten-----, 
Terrilorium: 0,65 Mio qkm (2,Sfache Räehe derBRD) 
Be,·ölkerung: Nach Schätzungen t 9,] Mio Einwohner, davon 60 % 
Pashtunen, ]0 % Tadshiken. ] % Usbeken,] % Hesarch; darüber 
hinaus Hindus, Belutschen. Turkmenen. Kirgisen und Perser. 
Reli2ion: Fast ausschließlich Islam sunnitischcr Richtung. 
Sprache:, Pashtu und Dar; sind gleichberechtigte Landesspraehen. 
Währung: I Afghani = 100 Pul; 20 Afghani = 1 DM (Sland 1977) 
Wirtschllfts- und Soloialstruktur: Trotz zahlreicher Bodenschätze 
(Steinkohle, Erdgas. Chrom, Kupfer, Blei, Zink), die erst seit weni­
gen Jahren erschlOS!iCn werden. gehört das land zu den ökonomisch 
am schwächsten entwickellen Asiens. Das zeigt ein Prokopf-Ein­
kommen (für 1974) von nur I tO Dollar (Iran 1250 Dollar). Der 
Anteil der Induslrieproduktion am Bruttoinlandsprodukt beträgt 
lediglich 10 % (Pakistan 15,] %). In der Industrie sind nur 9 %, in 
der ",erarbeitenden Industrie 6,5 % der Erwerbstätigen beschäftigt. 
Hauptzweig ist die Leichtindustrie (Tc:o.:lil - und Nahrungsmittel­
industrie), in der K1cin- und Minelbetriebe sowie das Heimgewerbe 
vorherrschen. In den letzten Jahren wurde mit 75 % sowjetischer 
Hilfe mit dem Aufbau von Zweigen der Schwer- und Grundstoff­
industrie begonnen. Et;"a 85 % der Be\'Ölkerung leben auf dem 
Lande ; 17 % (2-3 Mio) sind Nomaden oder Halbnomaden. die 
restlichen 68 % sind feudal abhängige Bauern oder Pächter. Von 
den Erwerbstätigen (28 % der Bevölkerung) sind 76 % in der land­
wirtschaft tätig. 
Hauptwirtschaftszweig ist die Landwirtschaft, die 60 % des Natio­
naleinkommens, jedoch nicht den Landesbedarf an Nahrungsmitteln 
deckt. Die wichtigsten Produkte sind Weizen, Reis, Mais. Zucker­
rüben. Hülsenfruchte, in der Viehwirtschaft Schafe und Rinder. 
Hauptexportgüter im staatlich kontrollierten Außenhandel sind 
Erdgas. Nüsse. Trockenfrüchte, Karakulfclle. Baumwolle, Frisch­
obst und Teppiche. Die Haupthandelspartner waren 1977 UdSSR, 
USA, Indien, BRD und Japan. 
Bei einer Einwohnenahl pro Arl.l von 26000 (Iran: 2500) be­
trägt die durchschnillliche Lebenserwartung ]7,5 Jahre (Iran: 54); 
die Analphabctenrate liegt bei 89 % (Iran 60 %). 

.Herat .§:hah"'kjr' 
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Bedürfnissen des Vo lkes und den Zielen der fortschrit tlichen 
Kräfte entsprach, 

In der erste n programmatischen Rede der neuen R'~g ierung. 
bekannt als " Adresse an die Nation" (verkündet am 23. 8. 
1973), wurde die Beseit igung der Klassen- und nat ionalen 
Unterdrückung, der Korruption. des Analphabetismus und 
der Armut verkündet. Gleichzeitig wurde die Demokratisie­
rung alle r Bereiche der Gesellschaft (.,echte Demok ratie"). 
die Verwirklichung de r Bodenrcfoml und die rasch,e Alpha­
belisierung im Lande versprochen. Dieses umfasse:nde Pro­
gramm sollte durch die Schaffung einer .. breiten Front aller 
nationalen , fortschritt lichen und patriotischen Kräft,~·· in die 
Tal umgesetzt werden. 

Dauds Reslaurationskurs 

Die Republik wurde zu Anfang von einem .. Zentralkomitee·· 
geführt, in dem am Umslun~ beteiligte - in ihrer Mehrheit 
linke und fortschrittliche - Offiziere und Zivilisten saßen. 
Doch ko nnte der aristokratische Präsident Mohammlld Daud 
mit Hilfeeiniger ihm ergebene r, aus verschiedenen Opportuni­
sten wie dem letzten Verteidigungsministe r Rasul i.dem Finanz­
minister S. Abdul nah und dem Innenmini ster A. Qlldir 
Nuristani den Einfluß de r fortsc hrittlichen Offiziere: zurück­
drängen. D ieser Umstand wurde teilweise durch die Un­
stimmigkeiten und Mißverständnisse innerhalb der r,evolutio-

- .-• 

umklassifiziercn lassen. zum anderen konnte n sie ihr ganzes 
Eigentum fo rmell auf den Namen ihrer Kinder überschreiben 
lassen (und an Kindern fehlte es ihnen nicht. da sie bis zu 
4 Frauen heiraten können). Die Folge war, daß die 2, ! % der 
Landesbevölkerung, die unter der Monarchie 70 % des 
fruchtbaren Landes besaßen, diesen weiterhin behalten konn­
ten. Von den I 460000 Bauernfami lien bekamen nur 4000 
e in Stück \'on den staatlichen Ländereien. '2 

• Im Bere ich der Alphabetisierung und Bildung wu rden 
nicht nur keine radikalen Maßnahmen ergri ffen , im Gegen ­
teil: Man fü hrte eine Art Aufnahmeprüfung für die Absol­
venten der 8. Schulk lasse ein . womit Tausenden von Kindern 
der Werktätigen der Weg zu höherer Bildung versperrt 
wu rde. Nicht einmal im J;lhr 1983 (Ende des 7 Jahres-Plans) 
hätten demzufolge mehr als 40 % der schulreifen Kinder in 
die Schule gehen können 13. 

• Auf wirtschaftlichem Gebiet blieb die Armut der großen 
Mehrheit der Bevölk erung ..... eiterhin bestehen. Obwoh l in den 
le tzten Jahren die land ..... irtschaftliche Produktion aufgrund 
der besseren Witte rung stieg und sich die Zahlungsbilanz 
infolge der e rhöhten Exponeinnahrnen (der Exportpreis für 
Erdgas wurde beträchtlich angehoben) verbesserte. konnte 
diese Verbesserung wegen de r klassenmäßigen Verteilung 
der Güte r in Afghanistan keine Auswirkung auf die Lage der 
Werktätigen haben. Die wachsende Arbeitslosigkeit zwang 
schließlich schätzungsweise I Mio Werktätige (ca. 20 % der 
Erwerbsfähigen) zur Arbcitssuehe in den Iran und in die Golf-

K6nip Zahll Schah {I.I mit Königin Hamaira wUlde 1973 Qelhi r;~I ; K6n!g,veUer Mllhllmmlld Vaud Ir.1 lIe/J alm 1!i77 zUm I'lasiden/en oul Leben3zei/ wahlen 

nären und fortschrittlichen Kräfte begünstigt. So wurde die 
von Daud in den erstcn Jahren immer wiede r betonte .Kon­
solidierung der Republik·' in Wirklichkeit nur zur Restaura­
tion der Macht und des Einflusses der alten herrscl:tenden 
Kräfte, dieses Mal unter dem Etikett der Republik. ausge­
nützt. 11 

Diese Restauratio n zeigte sich auch in den einzeln,~n Maß­
nahmen des Daud-Regimes: 
• Aufgrund des sehr schlecht ausgearbeiteten Bodenreform­
gesetzes sollte der Boden je nach Zahl der Ernten im Jahr 
in drei Kategorien (a 20.40 und 60 ha) klassifiziert werden. 
die man als höchste Grenze Ues BOdencigentums bctfachtete . 
De r Rest mußte - gegen Entschädigung! - 3n Landlosc und 
Kleinbauern vertei lt werden. Doch da alle korrupten könig­
liche n Beamten fest im SaUel der .. Republik· · $.1ßcn. hallen 
die Großgrundbesitze r nichts zu befürchten : zum einen konn­
'e n sie Boden . der z. B. zur Klasse A gehörte in die Klasse C 
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staaten auszuwandern . wo sie zu Sklavenarbeit gezwungen 
wu rtlen. Diese Erscheinung rief ein seh r negative~ Echo in 
Afghanistan hervor. und die Bevölkerung machte mit Reeht 
das Regime dafür \lerantwortlich. 
• Auch die Korrupt ion und die Wi llkür der Bürokratie blie­
ben beste hen. mit dem Unte rschied. daß die Beamten unter 
der .. Republik" größere Summen verlangten als früher. weil 
laut einer internen Begründung das .. Risi ko·· erwischt zu 
werden. größer geworden war . 

D ie e klatan teste Mißachtung des Volkswil1ens durch Dauds 
Regime waren die im Janu(l r 1977 abgehaltenen .. Wahlen" 
zur Loja Djirga (große Versammlung). die den Verfassungs­
entwurf bill igen sollt e. Nicht allgemeine. freie und geheime 
Wahlen wurden abgehalten. vielmehr sollte sich die Bevölke­
rung in den Provinz-. Kreis- und Ortsverwaltungen um 
.. ihren·· Kandidaten sammeln, um den Rcgicrungsvcrt rctcm 
zu e mlöglichen . daß die sehen konnten. welcher der Kandida-



Programm der 
Volksdemokratischen Partei Afghanistans 

Dieses bis heute gülllgt' Programm wurde im Januar 1965 auf dem 
Griindlwgspaneiwg der Volksdemokratischen Pum; Afghanis/alls 
( VDAP} verabschiedet. Gemäß der mOllllfchislischen V,.rJasll4ng 
durfte keine Forderung zur Beseitigung der Monarchie geiiuJkrl. 
geschweige denn niedergeschrieben werden. Aus gleichem Grund ~'e,­
ziehteIl! mUlI im Programm darauf, die herrschende Kön.igsfami/ie 
bzw. 8roßgrundbesirzende Feudularislokratie direkt beim Namen tu 
fU!'nlle/l. Sie wird jedoch r«ht konkret und kaum miß~el"slöndlich 
umschritben mil den Begriffen "korrupte Biirokrmie" un.-J "Klasst 
der Großgrundbesitzer", 

• Geschichte der Volksbewq ung: 
Ocr nalionalc Aufstand der afghanischen Völker (gegen den briti­
schen ImperialiWlus. d. Obers.) im Jahre 1919, der mi t Beteili­
gung aller werktätigen Klassen und Völker Afghanistans stattge­
funden hat , hat die direkte HelTlil:haft des Imperialismus bi:endet. 
Seitdem ... haben die unterdruckten Klas.<;en und Völker unseres 
Landes, nationale Kämpfer. Konslitutionalisten und De:mokralCn 
für die Beseitigung des Feudalismus, der Unterdrückung, Reaktion 
und Vertreibung der Kolonialismus und Imperialismus tapfer ge­
kämpft; aufgrund ungünstiger nationaler und internationaler Be­
dingungen haben sie jedoch vorläufige Niederlagen erlitten. 

• Zur internalimlalen Lage: 
Der Hauptinhalt unserer Epoche und die Achse des Klassenkampfes 
auf internationaler Ebene iSl der Kampf zwischen dem Weltsozia­
lismus und Weltimperialismus, der mit der Großen Sozi2.1islischen 
Oktoberrevolution eingeleitet wurde. Als Folge dieses Kampfs 
zweier Systeme ist die Arbeiterbewegung in den kapitdistischen 
Ländern stärker geworden und die nationalen Befreiungsbewegun­
gen in Asien, Afrika und L.1teinamerika haben an Auf$Chwung ge­
wonnen. 
Die Durchsctzung der Politik der friedlichen Koe.~istenz auf inter­
nationaler Ebene, die überlegenheit der Kräfte des FriedenS und 
des Fortschritts ... zeigt. daß sich die internationale Lage bereits 
zugunsten der unterdrückten Völker ... verändert haI. Und vor 
allem haben die unterdrückten Völker Afghanistans reale Möglich­
keit erhalten, sich von der Kette der Reakt ion und dem Eiinfluß des 
Imperialismus zu befreien. 

• Zu polit ischen Fragen: 
Der Grund für die langsame Entwicklung der Produktivkräfte und 
für die tragische Lage der afghanischen Völker ist der ökonomi­
sche und politische Einfluß der Klasse der Großgrundbes.itzer; der 
Schichten der großen Geschäftsleute. Spekulanten und KQmprado­
ren; der korrupten Bli rokratcn und der Filialen der imperialisti­
schen Monopole, deren Klasseninteressen mit denen ... des afgha­
nischen Volkes im Widerspruch stehen. 
Die Lösung dieses Grundwiderspruchs ist der Hauplinhalt des ge­
genwärtigen aJlgemeindemokratischen und nationalen Kampfes 
der afghanischen Völker. 
Die Bildung einer nalionaldemokratischen Regierung . . als In­
strument zur Lösung dieses Grundwiderspruchs (wird) de:r afghani­
schen Nation, die ökonomisch zurückgeblieben ist, eine breite und 
glänzende Zukunft eröffnen. 
Die nationaldemokratische Regierung, die ihrem Klasscn~ und na­
tionalen Charakter nach auf allen fortschrittlichen Kräften der Ge­
sellschaft wie Arbeiter, Bauern, fort schrittliche Intelligenz, Hand­
werker, städtische und ländliche Kleineigentümer und National­
bourgoisie (in Form einer Nationalfront) basiert, sichert und ~e r­

teidigt die Grundinte ressen des Volkes. 
Afghanistan ist ein Land mit verschiedenen werktätigen Völkern 
und Stämmen mit verschiedenen Kulturen, die dieses Land im 
Laufe vieler Jahrhunderte aufgebaut, -hier gelebt und unter Dul­
dung gleicher Leiden. einen gemeinsamen Kampf gegen den Feu­
dalismus und Imperialismus geführt habl!n. Aufgrund feudalisti­
scher Willkürverwaltung und imperialistischer Politik sind (sie) 
jedoch ihrer Rechte und Freiheiten beraubt worden . Diese reaktio­
näre Politik stellt auch ein großes Hindernis auf dem Weg'; der voll­
ständigen nationalen Einheit der afghanischen Völker und des sozia­
len Fortschritts dar. Daher ist der Kampf für die Einheit und Soli-

, 
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darität der werktätigen Völkcr Afghanistans, auf der Grundlage der 
Klasseninteressen der Unterdrückten, der brüderlichen Gleichheit 
und der Ablehnung . . . von jeglichem Chauvinismus die Aufgabe 
der nationaldemokratischen R.egierung. 

• Zur Außenpolitik: 
Die· Verfolgung einer unabh~ngigen und aktiven Friedenspolitik 
und der Politik der positiven Nichtpaklgcbundenheit. 
Kampf gegen den Kolonialismus und Neokolonialismus und Unter­
stützung der nationalen Befreiungsbewegungen der Welt. 

• Zu ökonomischen Fragen: 
Da die kapitalistischen Verhältnisse in Afghanistan noch in ihrem 
Keim stecken, ist die Festigung und · Erweiterung des staatlichen 
Sektors durchaus im Interesse des Volkes und erspart den Massen 
der Bevölkerung die langwierigen Leiden und Unterdrückung, die 
mit der kapitalistischen Entwicklung verbunden ist. 
Für die Sicherung des ökonomischen und sozialen Fortschrills und 
der Demokratie müssen die alten agrarischen Verhältnisse in unse­
rem Lande mittels einer demokratischen Landreform . .. mi t Be­
teiligung und im Inte resse der landloscn- und Kleinbauern. be­
seitigt werden. 

• Zu sozialen Fragen: 
Gewährung des Rechts auf Arbeit, Gleichhertcluigun8 der Frau in 
ul/en BeTtiehen des Lebens, 42 Swnden· ltIocht, be~uhllU Erholungs­
und Schwa'lgersehaflsurlaub und das Verbot der Kilrderarbeit. . 

• Zur Förderung der Kultur: 
Verwirklichung der obligatorischen und allgemeinen Primärbil­
dung fiir alle Kinder (Mädchen und Jungen) in ihren Mutterspra­
chen. 
Förderung der Sprachen und Kulturen der afghanischen Völker. 
Propagierung der moralischen und geistigen Werte, wie des Glau­
bens an die Ideale des Friedens, der Demokratie. der nationalen 
Unabhängigkeit und des sozialen Fortschritts: Liebe und Respekt 
für die werktätigen Völker des Landes~ Gegnerschaft zu Reaktion. 
Unterdrückung, Ungerechtigkeit und Ausbeutung. Kolonialismus. 
Imperialismus und Krieg. 

Am Ende wird betont, daß die VDPA . die in du gegenwärtigen 
Etopp(' für die Bildung einer nQliO/Jaldemokrlllischm Regierrmg 
kämpft. i/Ir Endziel. d. h. die Schaffung einer 50äanrtiofChen Ge-
5ellscilaflofortJmmg. niehl Q/U den Augen "erlieren wird. 

(Quelle: Chalk. I. Organ der VDPA. Kabul , Nr. 112, 11 . 4. 1966; 
AUS7.üge) 
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Von der VDPA VOI dem A pllI(llIf$lond Oll1onlslelle Mossendt·mon.111I1UOn In Kobwl 

ten von den meisten Anhiingcrn umgeben war. 
Selbslverständlich halle sich keine politische Gruppe an die· 
ser Komödie beteiligt. Die Verfassung, die von dieser Loja 
Djirga verabschiedet wurde, war dann auch alles andere als 
demokratisch: Alle Kompetenzen eines despotischl!n Königs 
wurden in der neuen Verfassung dem Präsidenten übergeben. 
Stall des Artikels 32 der alten Verfassung. der d i,~ Bildung 
polit ischer Parteien zuließ. gewähne § 42 der ne.uen Ver­
fassung nur einer " Panei der nationalen Revolution" das 
Existenzreeht. Von der Bildung einer nntionaldcmokratischen 
Front wollte Daud nichts mehr wissen. ,. Nichtein,"al in die 
" Partei der nat ionalen Revolut ion" durfte man eintreten. 
wenn man früher in anderen Parteien Mitglied gewesen war! '$ 

Oie Alternative der Volksdemokralischen Panle; 

Nach dem Bckanntwerden der geheimen Verf3sS"ungskom­
mission veröffentl ichte die VDPA ihren eigenen Verfassungs­
entwurf, tim die demokratische Diskussion über eine solche 
lebenswichtige Angelegenheit zu forci eren. Entsprechend den 
fort schrittlichen Punkten der "Adresse an die Nation" vom 
12. 8. 1973 hatte dieser Entwu rf ausgesprochen d,~mokrati ­

schen und realistischen Charakter. Das Regime Dauds ant­
wonete seinerseits mit verstärkten Repressalien gegen die 
VDPA und mit weiteren Enllassunb't'n der fortschrittlichen 
Elemente aus der Regierung. 
Zur gleichen Zeit wurde ein neues Strafgesetzbuchl (vo r der 
Verabschiedung der Verfassung!) veröffe ntlicht. das aSlrono­
mische Strafen für polit ische OppoSition vorsah. Artikel 221. 
Abs. 1--4 sah für eine Person, die einer "verbotenl!n Partei, 
Vereinigung oder Gruppe angehörte oder sie gründl!te", eine 
Gefängnisstrafe von ze hn Jahren vor. Dies alles war verbun­
den mit einer Verstärkung der Polizei und des Geheimdien­
stes, die seit 20 Jahren von der BundesrepubJik Deutschland 
ausgebilde t und ausgerüstct worden sind. Laut der Frankfur­
ter Allgemeinen Zeitung konnte man von "einer Feind -hört­
mit-Atmosp~äre sprcchen, die den früher recht mineiJsamen 

Afghanen den Mund vcrschlossen" hat 16. 

DIe innere Restauration in Afghanistan ging Hand in Hand 
mit einer gewissen Verschiebung der außenpoli tischen Ak· 
zente , die zunehmend reaktionäre und proimperialistische 
Züge aufwies. Die in erster Linie \'om Iran im Rahmen de~ 
sog. regionalen Aufbauplans (umer Schah- Regie dic Türkei, 
Pakistan, den Iran und Afghanistan umfassend) versproche­
ncn Mill iarden sollen nur unter der Bedingung gewährt l1 

werden. daß die Außenpoli ti k Afghanistans im Sinne des US­
Imperialismus und der CENTO-Strategie neugestahet wi rd. 
Diesc neokolonialist ischen Beeinnussungsversuche hatten 
dahin gewirkt. daß Afghanistan in zahlre ichen wichtigcn Fra­
gen, wie zum Nahen Osten, zum Horn von Afrika und Zypern 
einen proimpcrialistischcn Kurs auf Seiten Sadats, Somalias 
und der türkischen Aggressoren einschlug. 
Die zahlreichen amidemokratischen und antinaüonalen Maß­
nahmen des Daud-Regimcs. verbunden mit einer maßlosen 
Demagogie. hallen schließlich alle patriotischen und fon· 
schritt lichen Kräfte in Widerspruch zu ihm gebraeht. Daud 
und seine Partei war von den am meisten opponunistischcn 
und im Volk unbeliebten Kräften umgeben. Gleichzeitig wuchs 
de r Widerstand des Volkes von Tag zu Tag an. Daud reagierte 
mit grenzcnloser Brutalität. Hinrichtungen - mehr als 20 in 
5 Jahren - und Foltenlngen waren an der Tagesordnung. 
Das Endziel Dauds war jecloch die Ze rschlagung der Volks· 
demokratischen Partei, die den organisierten Widerstand des 
Volkes repräsentierte. Am 17. April 1978 wurde Mir Akbar 
Khaibar, einer der brilliantesten Funktionäre der VDPA 
(ZK-Mitglied) auf offener Straße cnnordet. Es war darüber 
hinaus - wie aus Geheimquellen des Daud -Regimes enthüllt 
wurde - geplant. über 400 Oppositionelle zu Abschreck ungs· 
zwecken hinzurichten. Die Rea ktion der VDPA darauf war 
~hnc ll und für· Daud übcrrnschend : Sie nahm die provokato­
rische Herausforderung des Daud-Regimes an. und mobili­
sierte im ganzen Land das Volk. An der Beerdigung Khaibars 
nahmen etwa 60 000 Menschen tei l, die anschließend voller 
Empörung vor dem Präsidcntenpalast und der US-Botschaft 
demonstrierten. Noch am selbcn Tag wurden die gesamte 



VOPA-Führung und hundene weitert Menschen in Haft ge­
nommen. 
Doch der Widerstand des Volkes ließ nicht nach. Am 27. 
April 1978 kam es zu einer erneuten Masscndcmonstration . 
in dertn Verlauf einige bewaffnete Zh·jlisten wichtig.e Punkte 
der Sladt Kabul besetzt und andere den Präsidenten palast zu 
stürmen versucht haben sollen. Die Palastwache schoB auf die 
Demonstranten, wobei mehrere Menschen getötet wurden." 
Wenig später griffen Teile der Armee unter Führung fon­
schrittlieher Offizicre das Zentrum des Terrors an. und konn­
tcn in weniger als 24 Stunden den Widerstand der l-anterre­
volutionärcn Kräft e brechen. 
Der provisMische " Revolutio nsr.\! der Streitk räfle'· , der die 
Mrtchl vorerst übe rnommen hlltt e. wurde bereits am 29. April 
aufgelöst und dem ., Revolutionsrnt der Demokratischen Re­
publik Afghnnistan'" eingegliedert ." 
Der Revol utionsra t als höchstes beschlußfassendes Orglln der 
Republik zählt 35 Milglicder (30 ZiVilisten und 5 M.ilitärs). 
die alle der VDPA angehören. Ihm untersteht die 21.-köpfige 
Regierung. die ebenfa lls aus VDPA-Mitgliedem zusammen­
gesclZl ist. Vorsitzender des Re\'o lutionsrats und Minister­
präsident ist Nur Mohammed Taraki. Generalsekretär der 
VDPA und ein populärer Schriftsteller. Zu seinem Stelh'er­
treter wurde Babrak Kamlai ernannt. Karmal ist in .Afghani­
stan durch seine hervorragenden Reden im Parlament der 
60cr Jahre bekannt. 

AuFstand "on Volksbewegung und Streitkräften 

Das Volk Afghanistans hai die Ausrufung der Republik unler 
der Führung der VOPA stürmisch begrüßt . Die VDPA und 
ihr revo lutionäres Programm iSI ihm nicht unbekannt. Arbei­
ter. Bauern , Handwerker. Händler. Lehrer und Studenten in 
a llen Tei len des Landes hielten Massenversammlungen zur 
Begrüßullt; der Demokmtischcn Republi k ab. Die Bevölke­
rung in den St raßen übcrschilttete die revolutionämn Solda­
ten und ihre Panzer mit fri schen Blumen . 
Die VD PA, die den siegreichen bewaffnelen Aufstand großer 
Te ile der Almee und der revolutionären VOlksbewe.gung ko­
o rdinien und geführt hat. definiene ihn in ihrer ers ten Stel­
lungnahme als .. de n Anfang einer nationaldemokratischen 

volution'" .20 Im Prozcß dieser RC\'olution muB - nach Auffas­
sung der VDPA - die poli tische und ökonomische Macht der 
herrsc:henden Klassen und Schichten Afghanistans (Groß· 
grundbesitzer. Stammesaristokraten. Kompradoren und Spe­
kulanten. sowie Vertreter der imperialistischen tI.·tonopole) 
in die Hünde des Volkes (Arbeiter. Bauern. fonschriltli~ 
Intelligenz. städtische und ländliche Kleineigentümer und 

ationalbourgeoisie) übergehen (siehe Kasten mit Pro­
grammaUSlügen). Damit wird die Grundlage für eine soziali­
stische Umwälzung, als die zv,'ei te Etappe der sozialen Revo lu­
tion, geschaffen. 
Der Erfolg des revolutionären Aufstands ist maßgeblich dar­
nuf zurückzuführen. daß die VD PA schon in den 60er Jahren 
konsequent eine revolut ionäre Militärpolitik verfolgt und ihr 
im Rahmen ihrer Gcsamtstrat cgic einen hohen Stellenwert 
zugenles'>Cn hllt . Es ist in diesem Zusammenhang wichtig. daß 
der überwiegende Te il der Offiziere und Soldaten der afgha­
nischen Armee bäuerlicher Herkunft is t. und ökonomisch 
gesehe n einen genauso niedrigen Lebensstandard wie die 
meisten Staatsangeste llten hat. Damit is t die afghanischc 
Armee objektiv der Mehrheit des Volkes verbunden und für 
die Aufnahme revolutionärer Ideen relativ aufgeschlossen. 

Die Tatsache. daß sich der Re\'olulionsrat der Streitkräfte 
bereits nach einem Tag aufgelöst und der " RevolutionST31 
der Demokratischen Republik Afghanistan die gesamte 
Staatsmacht in die eigene Hand genommen haI. ist ein Indiz 
damr. daß es sich bt:im Aufstand \'Om 27. April nicht um 
einen Militärputsch oder bloße Machtambitionen des Militärs 
handelte . Dank der führenden Rolle der VOPA, sowohl in der 
Volksbewegung als auch in derArmee. war dieser Aufstand 
vielmehr ein Beweis der e ntstandenen Allianz zwischen 
Volksbcwegung und Armee. Die VOPA als integrierende 
Krart bietet nuch d ie Gewähr - im Unterschied etwa zu Por· 
tugal - dafür. daß diese Ällianz. im Prozcß der revolutioniiren 
Umgestaltungen zielstrebigJ:cfestigl werden kann. 
Zusammengenommen läßI sich festste llen , daB die national­
demokratische Revolutio n in Afghaniswn eine andere Aus­
gangsinge nuszciehnet als die -obc rOächlich betrachtet - ähn · 
lichen an timonarchistischen Revolutionen in Ägypten 1952 
oder im Irak 1958. 
Die OrJ:anisation der "Freien Offlziere" in Ägypten z. B. 
halle zwar vor ihrer Machtübernahme schon bestimmte Beruh-
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,------Afghanistalns große Nachbarn------, 
Die revolutionären Vorgänge in Afghanistan haben test imrnte 
Zentren der Konterrevolution in der Region tief beunruhigt. Vor 
allem fühlen sich der Schah des Iran - als nunmehr letztt:s monar­
chistisches überbleibsel - und das Mililärregime in P-"ki:;lan dazu 
berufen, gegen die revolutionäre Volksregierung in Afghanistan 
Stimmung zu machen. Voll auf dieser Linie fährt auch die bürger­
liche Presse, die ihre ,,10000 Tote"·, " Widerstands"· und " Hin­
richtungs",Slories emsig aus Teheran und lslamabad impol1iert. 
Obwohl die Volksregierung Afghanistans in zahlreichen E rklärun­
gen und Interviews die Politik der Nichtpaktgebundenheit, der 
friedlichen Koel(istenz und der gulnachbarlichcn Beziehungen auch 
mit dem Iran und Pakistan betont hat , läßt das Schah-Regime 
keine Gelegenheit zu Drohgebärden gegenüber Afghani.slan aus. 
Nach Zeitungsmeldungen hat de r Iran beim Besuch des indischen 
Außenministers in T eheran, diesem eine indisch-pakistanisch­
iraniSl;:he Allianz" im Falle einer Bedrohung seitens der neuen Re­
gierung Afghanistans" vorgeschlagen, die aber von Indiien abge­
lehnl worden ist. I 
Daß sich der Lran oder Pakistan durch Afghanistan militlirisch be­
droh t fühlen könnten, ist ausgeschlossen. Denn Afghanistan ist so­
wohl militärisch als auch ökonomisch den beiden Ländern weit 
un terlegen. Außerdem und vor allem ist die große Priorität der 
Volksregierung Frieden und Sicherheit in der Region. die eine 
wichtige Voraussetzung für ungestö"!1 e ökonomische, so:ziale und 
kulturelle Umgestaltungen in Afghanistan ist. 
Warum füh len sich also der Iran, Pakistan und ihre westlichen 
Verbündeten durch die Revolution in Afghanislan verurnlehen? 

Trauer um "erlorene Positionen 

Tatsache ist, daß der iranisch .. Schah in Präsident Daud und dessen 
reakt ionären Vertrauten und Verwandlen wicht ige Verbündete ge­
funden hatte. MI! ihrer Hilfe halle der Iran in Afghanistan in den 
letzten Jahren einen erdrückenden polilischen und ökoJloOmischen 
Einnuß gewonnen. 
Alle fortSl;:hrittlichen und patriotischen Kräfte, unabhängig von 
ihrer ideologischen Richtung. waren über diese Situation sehr 
empört . Ein Beweis dafür waren die mochtigen Bündnisaklionen 
der. VDPA und anderer fortschrittlicher Organisationen im Jahre 
1972 gegen das Hilmand-Abkommen mit dem Iran 2, weshalb sogar 
de r König davor zurückschreckte, das Abkommen zu unterschrei­
ben. Doch unter der nur dem Schein nach ant imonarchisti schen 
Hernchaft Dauds (in Wirklichkei t konservierte Daud als Vetter 
des Königs die feudalaristokratische Selbstherrschaft) wurde jede 
Prolestaktion verboten und mit zunehmend brutaler Unterdrückung 

- - ----------- ----........... 

Von d~r UdSSR errimleler Tunnel. In A. sind 70", dei Lnnd,~. Geblroe 
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geahndet, so daß die afghan ischen Patrioten zusehen mußten, wie 
Daud die neokolonialislische Einmischung der Westmächte (USA, 
BRD u. a.), des Iran l! nd Saudi Arabiens in die inneren Ange­
legenheite n des Landes duldete. 
Daß unter der revolutionären Volksregierung mll diescn neoko­
lo nialistischen Einflüssen aufgeräumt wird, ist fü r den Schah eine 
harte Realität. Daß die Pläne, Afghanistan könnte durch ökono­
mische Abhängigkeit vom Iran und Saudi Arabien rum Eintrill in 
den Militälllakt CENTO elllreßt werden, endgültig begraben wer­
den mußte, ist offensichtlich für den Imperialismus sehr schmerz­
lich. Und gerade diese Tatsache, und nicht irgendwelche Be­
drohung seitens Afghanistans, kann für die westlichen Länder und 
ihre Interessenvert reter in der Region Grund genug sein, alles zu 
unternehmen, um die Volksregierung zu Fall zu bringen. Man 
braucht dabei nur an Chile und Älhiopien zu denken. 
Die westlichen Massenmedien haben die revolut ionären Vorgänge 
in Afghanistan im Rahmen ihrer globalen antisowjeti SChen Pro­
paganda kommentiert . Dabei wurde die sowjetische Militärhilfe 
und die Ausbi ldung der afghan ischen Offiziere in der Sowjetunion 
in den Vordergrund gestell t, um die gewünschten Assozitionen zu 
eneugen. 

Freundschaft zur Sowjetunion - e ine T radi tion 

Total verschwiegen wurde jedoch die Tatsache, daß Afghanistan 
auf fast 60 Jahre ungetrübter und freundschaftlicher Beziehungen 
zur Sowjetunion zurückblicken kann. Und daß mehr als 70 % der 
Industrieproduktion und mehr als 80 % der Energieerleugung 
Afghanistans aus den mit sowjetischer Hilfe fe rt iggestell ten Pro­
jekten stammen. Verschwiegen wird auch die Tatsache, daß die 
Sowjetunion seit Jahrzehnten Afghanistan mit Öl, Zucker usw. 
unle r dem Niveau der Weltmarktpreise beliefert haI . was auf die 
Zahlungsbilanz Afghanistans sehr posiliv gewirkt hat. Daß die Re­
gie rungen Afghanistans trotzdem schr enge Beziehungen auch zur 
USA, BRD, Frankre ich und dem Iran unterhielten. ist daher nicht 
in erster Linie dem ungeheuren "Geschick" der Herrschenden 
Afghanistans zu verdanken - wie dies von der bürgerlichen Presse 
immer wieder betont wird - . sondern der konsequenteIl Politik 
der friedlichen KOt:xistenz und der Nichteinmischung in den inne­
ren Angelegenhei ten seitens der Sowjetunion. 
Das Fundament dieser Po!jtik ist schon von W. I. Lenin und dem 
von fortschrittlichen Ideen beeinflußten König Amanullah gelegt 
worden. Unmittelbar nach dem siegreichen Befreiungskrieg im 
Jahre 1919 schrieb Amanullah an lenin: .. Da Sie gemeinsam mit 
anderen Genossen und Freunden die ehrenvolle und hochsinnige 
Aufgabe übernommen haben. für Frieden und Wohlergehen der 
Menschen zu sorgen. und das Prinzip der Freihei t und Gleichbe­
rechtigung der Länder und Völker aller Welt verkündet haben, 
schätze ich mich j;(;hr glücklich, zum ersten Male im Namen des 
fortschrillsstrebenden afghanischen Volkes an Sie diese von auf­
riChtiger Freundschaft getragene Botschaft des unabhängigen und 
freien Afghanistans zu richten:' Damit war Afghanistan das er.;te 
Land, das die junge Sowjetmacht im alten Rußland anerkannt 
hatte. 
Am 27. März 19 19 anerkannte die SowjclUnion. eoonfa lls als cr.; tes 
Land der Welt, die Unabhängigkei t AfghaniSlans und erklärte dl'n 
1907 zwischen dem zaristischen Rußland und dem briti!iChen 
Imperialismus geschlossenen Vertrag, de r Afghanistan und den Iran 
in sog. Einfl ußzonen unterteilt hUtle, für null und nich tig. 
Es sollte daher nicht verwundern, wenn die SowjelUnion auch die 
Ausrufung der Republik im Jahre 1973 und die Konslimicrung 
der Demokrat ischen Republik in Afghanistan 3m 30. April 1978 
als erstes Land der Welt anerkannt haI. Die Volksregierung kün­
digte ihrerscits in ihre r Erklärung die ,.Konsolidierung, Erweite­
rung und allscitige Emwicklung der freu ndschaftlichen Beziehull­
gen zum großen nördlichen Nachbarn, der Sowjetllllion" an . 

A nmerkungen: 
I) Süddeutsche Zeitung, (SZ), 31. 5. 11)78 
2) Das Abkommen betraf die Verteilung des Wa.sscrs vom Hil­

mand-Fluß zwischen Afghanistan und lraJI . Die Unterlcichnung 
des Abkommens durch König Zahir wurde erst von Daud be­
kannlgegeben. Doch viele Beobachter waren der Meinung. daß 
es von ihm selber unter.ceichnet wurde. 



Mfnl~rerp"i.tidenl und VDP A -Gf'nf'ml~ek rf'läf Nur Mohammed TalakJ V.J : 
um 11. 4. /978 elmaldeler VDPA-Füh ,el Mir Akbal Khalbm Ir.J 

rungspunktc mit der Volksbewegung. In ihrem politischen Han­
deln behielt sie jedoch ein weitgehend von den sozi aJistisch­
o ricntie rten Linksk räften (Äyptische Kommunistische Partei) 
und der G ewerkschaftsbewegung losgelöste Selbständigkeit 
bei. E rst nach einem langwierigen revolut ionär-demokrati­
schen Radikalisicrun gsprozeß legte sie An fang de r 60eT Jahre 
e in sozial revolutionäres Programm mit Nasscrs Nat ional­
charta vor. 
Anders d ie VDPA, die eine revolutionäre Arbeiterpartei mit 
einem wissenschaftlich erarbeiteten. langfristigen Programm 
isl. Ihr Programm fu ßt auf den Erfahrungen der revolutionä­
ren Arbeiterbewegung und de r wi5senschaft lichen Theo rie 
der Wechselbeziehung zwische n Produktivkräften 'lind Pro­
d uktionsverhältnissen. Sie lehnt es ab. als eine reformistische 
Partei bezeichnet zu werden.zr belrachtet sie doch d ie natio­
naldemok rat ische E tappe der sozialen Revolution nicht als 
e ine Periode aufeinanderfolgender Reformen, sondern als 
d ie gesetzmäßige materie lle und politische Vorbereitung fü r 
d ie sozialist ische RevoJution.22 

Daraus kann man schlußfo lgern. daß sich im Gegl!nsatz zu 
Ägypten, dem Irak oder Syrien, in Afghanistan die national­
demo kra tische Revolution unter der Führung und Machtaus­
übung der Avantgarde der Arbeiterklasse, die ihre h:istorische 
Mission in der Errichtung der sozialistischen Gesel lschafts­
o rdnung sieht, vollziehl.23 

Das Programm der Revolutionsregierung Tanllki 

In de r ersten programmatischen Erklärung dcr revolut ionären 
Regierung 24 (voller Wortlaut folgt in AlB 9/1978) wird als 
höchsl wichtige Aufgabe die Durchführung der dt:mo krati­
sehen Landrcform mit aktiver Betei ligung der Baue:rnmasscn 
bezeichnet. G le ichzeitig wird die Demo kral isierung aller Be­
reiche de r G esellschaft und des Staates angekündigt . 
Besei tigung der nationalen Unterdrückung und Förderung 
alle r Sprachen und Kulturen der afghanischen Völke r ist ein 
weite res wichtiges Ziel der revolutionären RegiellJng. Wie 
ernst sie dieses Problem nimmt , ist daran zu sehen, daß der 
vierte De kret der revolutionären Regierung Sofortmaßnah­
men zur Beseitigung de r natio nalen Unterdrückung ein lei­
te tc.2§ Gleichberechtigung und Beteiligung de r Frau an allen 
Bereichen des Lebens. rasche A lphabe l i~ ie rung. radi kale 
Verbesse rung der medizinische n Versorgung und Ve rbi lli­
gung der G rundnah rungsmittel sind andere wich t ig~~ Proble­
me. dere n Lösung die Regie rung als primäre Aufgabe be­
zeichnet. 
Im Be re ich de r A ußenpolitik wird ein Kurs der Nichtp:lktgc­
bundenhe it, der fri edlichen Koexistenz und gutnach.barlicher 
Bezie hungen hervorge hoben; speziell die Unlcrstützung der 
natio nalen BefTeiungsbewegungen in Asien, Afrik a und La-

teinamerika gegen Ko lonialismus und Neokolonial ismus, 
Konsolidierung und Erweiterung der freundschaftlichen Be­
ziehungen zu fo rtschrittlichen und antiimperial islischen län­
dern - vor allem zum "großen nördlichen Nachbarn Sowjet­
union·', so Präsident Taraki - ist in der E rklärung gro ßge­
schrieben (siehe auch Kasten Afghanistans große Nachbarn). 

Bei der Verwirk lichung dieser großen Z iele muß die revo­
lutio näre Volksregierung Afghanistans eine ganze Menge 
Hindernisse und Sc_hwierigkeiten überwinden : Als erstes muß 
die sta rre fe udalistische Stammes und no madische Ordnung 
zerstört werden, um die Ent wicklung der Produktivkräft e 
überhaupt erSt einmal zu ermöglichen. 
Man kann scho n jetzt sagen, daß die Kr,i ft e der Reaktio n, die 
von diese r Ordnung profit ieren. ihre Privi legien nicht wider­
standslos aufgeben werden. Dabei suchen sie die im afghani­
schen Volk tief verwurzelten religiösen Gefühle zu mißbrau­
chen. Alle Anzeichen sprechen dafür, daß auch die G endar­
men des Imperialismus in der Region wie der Iran , Saudi 
Arabien oder Pakistan auf diese ,.Schwachstelle" spekulie­
ren . 
Und nur auf diesem Hintergrund is t es zu verstehen, daß die 
Vo lksregierung ih ren Respekt vor dem Islam betont (u. a. 
wurde d ie nunmehr staatliche Entlohnung der Priester ver­
fü gt). Es ist beme rkenswert , mit welchem Fingerspitzen&e­
fühl die revolutionäre Volksregierung auf die im Lande exi­
stierenden Probleme reagiert . Sie will dem .Imperialismus 
und der Konterrevolution möglichst wenige Angriffsfl äehen 
bieten. G leichzei tig will sie d urch rasche: und grundlegende 
Maßnahme n - Land reform, Demokratisierung, Industrial i­
sierung, Alphabetisierung und Aufk lärung des Vo lkes - die 
soziale Basis für den perspe ktivischen übergang zu einer 
sozialist ischen UmwälzHng schaffen. 

Anmerkungen: 

I) Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ). 3. 5. t978 
.2) Zit. nach B. G. Gafu rov u. a.: Jahrhunderte unglekhen Kampfes 

in Asien und Afrika, Bertin 1914, S. 148 
3) Vgl. J . Glasneck/l. Kirscheisen. Türke; und Afghanistan, Brenn­

punkte der Orientpolitik im Zweiten Weltkrieg, Berlin 1968, 
S. 161 ff. 

4) Ebcndll 
5) Ebcnda 
6) Das von dieser Firma geführte Bewässerungsprojekt HiJmand 

(Kosten über 200 Mio Dollar) ist nach übereinstimmendem 
Urteil auch westlicher Experten ein Fehlschlag gewesen. 

1) Zu diesem Teit der afghan ischen Geschichte vgl. M. K1imburg, 
Afghanistan, WienfMünchen 1966 

8) Dieses unglückliche Projekt wurde von der BRD dun:hgefühn. 
9) Frankfurter Rundschau. 2 1. 7. 1973 

10) Stern. Nr. 13/ 1973 
11 ) Neue Züricher Zeitung, Zürich, 6. 5. 1976 
12) H. Safari , Afghanistan wählt den Weg der Entwicklung, in: Pro­

bleme des Friedens und des Sozialismus, Prag, Nr. 611977, S. 8 11 
13) Middle East Annual Re\'iew 1978, London 1978, S. 147 
14) In einem Interview hat Daud diesbezüglich nur ausweichend ge. 

antwortet. Vgl. Horizont, Berlin, Nr. 2611974 
15) Diese Bestimmung ist im Statut der sog. " Panei der nationalen 

Revolution" ausdrücklich erwähnt worden. 
16) FAZ, I ]. 12.74 
17) Afrique Asie, Paris, NT. 1611fl5. 5. 1978 
18) Süddeutsche Zeitung, 30. 4. 1978 
t9) Kabul Times, Kabul, 4. 5. 1978 
20) Kabul Times, 10.5.1978 
21) Vgl. Tarakiserste Pressekonferenz. in; Kabul TUTles, 1].5. 1978 
22) Babrak Kamial: Zur Strategie und Taktik der VDPA. in: Pan­

scham , Kabul, NT. 9/ 1969. Deutso.:he Ober.;euung, Marburgl 
Lahn. Mai 1978 

23) Sozialistische Ordnlmg wi rd in tkr Regierungserklärung folgen­
dermaßen umSChrieben: .. Erriehtung eIner Gesellschaft des 
Wohls tands und der Prosperität, einu Gesellschaft frei von jeder 
sozialen und nationalen Untefdrückung, Irei ~on Ausbeutung 
des Menschen durch den Menschen" 

24) Vg!. Kabul Times, 10.5.1978 
25) I-liwad (Zeitung in der Paschto-Sprache). Kabu!. 18.5. 1978 
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Vietnam 

Jutta von Freyberg Eiin beschwerlicher 
"'Ii rtsc h aftsa ufb a u 

Als "akute Hungersilu'llion'· ließe sich die Emährungslagc 
in mehreren Regionen des Südens in den ersten acht Mona~ 
tco nach der endgü ltigen Befreiung Vietnams bes.chreibcn. 
Spürbarer Rückgang der landwirtschafllichcn Produktion, be­
dingt durch ungewöhnliche und anhaltende Kälte im Norden, 
Dürre im ganzen Land und Taifune in mehreren Provinzen _ 
dies kennzeichnete die Bilanz in der Landwirtschaft zwei 
Juhre spiiler, im Jahr [977 . . ,Jedermann, vom leitenden Ka­
der bis zum einfachen Arbei ter, ist von de r Sorgf: um das 
tägliche Essen beeinfl ußt und in Anspruch genommen", so 
verdeutlichte im Oktober 1977 der ParteülUsschuß der KP 
Vietnams von Ho-Chi-Minh-Stadt das größte Problem. mit 
dem sich diese an Problemen reiche Stadt im vergangenen 
Ja hr herumzuschlagen halle. 1 

Der Stan des vietnamesischcn Volkes beim Au.fbau des 
Sozialismus, das wird aus diesen wenigen lnfonllalionen· 
schon sichtbar, ist außerordentlich mühevoll und opferreieh. 
Mit dcm Sieg über den US-Impcrialismus vor drei Jahren und 
mit der Wiedervereinigung des Landes sind die Folgen eines 
dreißigjährigen Krieges nicht beseitigt. Dieser Krieg verlangt 
heute und auch in der Zukunft noch weitere Opfer. Darauf 
wies der Sekretär des Friedenskomitees 'Ion Han.oi, Tran 
Trong Quat, bei de r 2. Internationalen Konferenz !Über den 
Wiederaufbau in Vietnam, die im April 1978 in Genf statt­
fand, mit erschütternden Worten hin, als er in sc iner Rede 
sagte: " Wi r wollen nicht die bei unserer Wiederauf1:muarbcil 
vergossenen Tränen verschweigen. "2 

Nach der Befreiung am 30. April 1975 waren die Startbe­
d ingungen alles andere als günstig: Der barbarische Aggres­
sionskrieg der US-Amerikaner hatte nicht nur ungeheure 
Menschenopfer geforden. Städte . Industrieanlagen, die land­
wirtschaft liche Infrastruktur - wie Kanäle, Dämme. Deiche­
zerstört und ganze Regionen chemisch verseucht. er hatte 
auch weite Teile de r ländlichen Bevölkerung entwurzelt. in 
die Städte getrieben und dort e in MilJionenheer 'Ion Arbeits­
losen geschaffen. 

Hinterlassenschaft des Krieges 

So waren die allgemeinen Probleme eines rüchtändigen 
Agrarlandes enonn verschärft worden: 
• lm Norden, wo in den Jahren 196 1-65 (1. FünfjCi hr-Plan) 
mit der Schaffung einer industriellen Lnfrastruktur bei Bc­
tonung der Schwerindustrie die Grundlagen einer sozialisti­
schen Industrialisierung errichtet wurden, waren bei Kriegs­
ende als Folge des Krieges di~ Maschinen z. T. veT:lhet und 
viele Anlagen zerstört, so daß die industrielle Produktion 
1975 erst den Stand 'Ion 1965 erreichte. 
• Die 1ndustne des Südens - vornehmlich Leichtindustrie _ 
ist allgemei r' moderner ausgestattet. Sie krankt aber am Man­
ge l an Rohstoffen und Ersatzteilen, die vor der Befreiung vor 
allelljl aus den USA und Japan kamen. 
Zwischen 7 und 10 Mil.l Mensehen verließen in den Jahren 
1965 und 1975' ih re Heimatorte im Süden, um sich vor den 
B 52-Bombern in Sicherhei t zu bringen oder - verhetzt von 

58 

FreiwflJlf1eneln"al~ filr neue Bewä"e,ungs!valcme 

der imperialistischen Propaganda - vor dem ,.Vietkong" zu 
niehen. Sie siedelte n sich in den Vororten der großen Städte 
im Süden an . 
• Ein Ergebnis dicser "zwangsweisen Urbanisierung" war. 
daß in dem Agrarland Vietnam , in dem nur knapp 7.1 % der 
erwerbsfähigen Bevölkerung in dcr Industrie arbeitei, der 
A nteil der in der Landwirtschaft beschäftigten nur 49 % 
beträgL 3 

• Die schon bestehenden Disproportionen in der Bevölke­
rungs- und Arheitskräfteverteilung vcrschärften sich. Das 
fruchtbare De ltagebiet des Roten Flusses im Norden war 
schon während der fran7.äsischen Kolonialzeit übcrbc\"ölkerl 
gewesen. 1975 ballten sich dort 60 % de r Bcvölkerung des 
Nordens zusammen .· 
• Im Süden wurdcn in den lctzten Kriegsjahren die frucht ­
baren Reisanbaugebiete 'Ion Arbeitskräften weitgehend ent­
blößt. I Mio ha Ackerland lagc n bei Ende des Krieges brach. 
Reis. der einst exportiert worden war. mußte bereits seit 1965 
eingeführt we rden. Agrarrohstoffc fü r die verarbeitende In­
dustrie oder den Export nahmen rapide ab. In der Zeit 'Ion 
1960 bis 1971 schrumpfte die Produktion 'Ion Tee um 88 %, 
von Gummi um 54 %, von Kopra um 68 %. 
• Infolge de r Kriegshandlungen verringerten sich die Anbau­
flächen ( 1960-1972) von Zuckerrohr um 62 %, von Maul­
beeren (für die Seidenraupenzucht) um 87,4 %, von Baum­
wolle um 870/0. Grundnahrungsmittel wie Mais. SüßkaT!of-



fein. Erdnüsse. Bohnen , Soja mußten ebenso wie Viehfuncr, 
Kunstdünger, Insektizide und Fleisch importiert werden. 
• Weite Teile des komplizierten Wasscrreyulierungs!oyslell1s 
wurden im Krieg zerstör!. Noch immer liegen schiitzuln~weise 
400 000 Tonnen an nichlcxplodierten Bomben und Minen in 
Reisfcldern und Wäldern.!! Etwa 140000 ha L'lnd sind durch 
ßombenkrate r landwinschaftlich nicht nutzbar. Mit 
7 1254000 I EntlaubungsmiHel waren! 18 1331 ha Urwald, 
I 239459 hn Bambuswald, 26 1 229 ha Rcisfclder und 
260 308 ha Edclholzwäldcr vernichtet worden. 
• Die ökologischen Folgen des chemischen Krieges - wie 
Klimave ränderungen durch Zerstörung der Wälder. Hoch­
wasser, Unbrauchbarmachung des Bodens durch sc hwer ab­
haubare Giftstoffe, Veränderung der Bodenbeschaffenheit, 
Versalzung der Böden usw. - sind heute noch nichl abseh­
bar. 

2. Fünf jahr-Plan: Aufgaben für die Landwirtschaft 

Der 2. F1infjahr-Plan (1976-1980). den der IV. Plirteitag der 
KP Vietnams im Dezember [976 (siehe AlB 211977) verab­
schiedete, berücksichtigte diese Ausgangsposilion im Süden, 
als er die "hohe Konzentration der Kräfte des La ndes zur 
Schaffung einer sprunghaften Entwicklung der Landwirt­
schart" und die sozialistische Umgestaltung als ..... f:scntliche 
Voraussetzung für den Ubergang zur so7illlistischen Großpro­
duklion definierte. Diese 'iOzialistische Großprod~lktion ist 
ohne die Ent ..... icklung einer Schwerindustrie - im Norden als 
Basis bereits vorhanden - undenkbar. Der Aulbau einer 
le istungsfähigen Schwerindustrie wiederum muß. wie es in 
den Thesen des Zentralkomitees der KP Vietnams zum IV. 
Parteitag heißt , _,aur der Grund lage der Entwick lung der 
L'lndwir1schaft und der Leichtindustrie entwickelt·' werdcn. 8 

In dieser Etappe kommt also der Entwicklung der Landwirt­
schaft. der Steigerung des Produkt ionsumranges und der 
Produktivität eine entscheidende Rolle 7.u. Die Landwirt­
schaft muß nicht allein die Landbe\'ölkerung, sondern auch 
die städlische Bevölkerung ernähren ( ..... obei die Kleinbauern 
kaum mehr als für den eige nen Bedarf produzieren): sie 
muß außerdem Rohstoffe rur die \'emrbeitende Industrie 
bcreitstellen und für den Export produzieren. damit Maschi­
nen importiert werden können. 
Die Landwirtschaft ihrerseits ist von einem g[eiehzd tig \'cr­
laufenden Indusl rialisierungsprozeß abhängig. Die Industrie 
muß für die in der Landwirtschaft tätige BevÖlkerung in 
gewissem Umfang industrielle Konsumgüter. Landmtaschinen 
und -geräte. Düngeminel usw. zu r Verfügung stelkn. einen 
Absatzmarkt für I:md .... 'irtscha rtliehe Produkte schaffen und 
e ...... 'eitern sowie Arbeitspl iitlc für die mit zunehmendc r Me­
chanisierung der Landwirtschart freigesetzten Arbt:itskräfte 

bereitstellen. 

Damit dieS<'" Prozesse proportionul unci im Sinne eines opti­
malen Ausgle ichs zwischen Bedürfnisbdriedigung der Bcvöl­
kerung und Akkumulation im Interesse einer r:lschcn In­
dustrialisierung \'erlaufen, müssen sie zCIUTal und planmäßig 
gesteuert werden. Dabei muß berücksichtigt werden. d:lß die 
Entwicklung im privaten Wirtschartssektor. der ja gerade im 
Süden vor allem in der landwirtschaft groß ist, vom zentrnlcn 
Plan nur begrenzt gesteuert werden kann. Entsprechend 
heißI C$ hicrLu in den ZK-Thesen über Richtung und Auf­
gaben des 2. Führjahr-Plans: .. Die !'Ozialistischen Produk­
tionsverhältnisse sind weiter zu vCT1lollkommnen. die soziali­
stische Umgestahung im Süden isl im wesentlichen aV!.u· 
schließen".' 

Bisher haben die SIlHltsgütcr und landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften, die nach der Befreiung im Süden 
vor allem in den .,neuen WirtschaftS7.onen'· gegründet wur­
den, quantitllth' nur untergeordnete Bedeutung. Der pri\'ale 
Kleinbetrieb auf Familienbasis herrscht im Süden yor, nach­
dem der feudale Großgrundbesilz beseitigt worden is t. Doch 
die Vergcnosscnschaftlichung der Landwirtschaft. so dringend 
e rforderlich $ie unter ökollOrnischen Ge~ich tspunkten auch 
erscheint. Wird ohne Zwoogsmaßnahmen, wenn auch mit 
matcriellen Anreizen. belrieben, indem eine ,.enge Verbin­
dung zwischen Urngestnhung und Aufbau, zwischen Verge­
nos~enschaftlichung , Melioration und Mechanisierung'" her­
gestellt wird. 

Offenkundig widerst rcbl es der Regil' nmg. die sozialistische 
Umgestaltung auf dem Lnnd administrativ und ohne Rüek­
sicht auf ideOlogische Vorbehalte der Bauern durchzusetzen 
und damit das Bündnis zwischen A"rbeiterklasse und Bauem­
schaft zu belasten. Und so wurde auch im Jahr 1977, trotz 
schlechter Emteergebnissc und langsamer Fonschritte bei 
der Vergenosscnschaftlichung, lediglich empfohlen, in jeder 
Provinz im Süden eine landwirtschaftliche Produktionsgenos­
senschaft als Vorbild und Anreiz rur kollektives Wirtschaf­
ten zu gTÜnden und die Ubcrzeugung!iarbeit unter den Bau­
ern zu \'erstärken. 
Daß die Erhöhung der Produkth'iläl und des Produkllons­
umfangs in einem rücksländigen Agrarland, in dem arbeits­
intensive Produktionsmethoden überwiegen, durch kollekti­
ves Wirtschaften erlielt werde n kann, ist für einen \'ielname­
sischen Kleinbauern sicherlich leichter einsehbar als bei­
spielsweise für einen Kleinbauern in der Bundesrepublik. So 
gehört in Vietnam z. B. der Bau \'on Kanälen. Be- und Ent­
wasserungsgräben , Dämmen , Deichen und Staubecken zu 
den wichtigstcn Maßnahmen der Produktivitätsstcigcrung. 
die - wegen des allgemein geringen Maschincnbcstu nds­
den o rganisierten, kollektiven Eins:Jlz großer Menschen­
massen erfordert. Auch ist der Einsatz \'on Landmaschinen, 



.------ ChinesenllJroblem in Vietnam------, 
Als am 24 . März d. J. - gemäß der vom 4. Pandtag der. KP Viet­
nams 1976 be5dllossc:ncn Vereinhei tlichung der Wirt5(:hafl im 
Norden und Süden und der weiteren sozialislischen Umgdlaltung 
des Landes _ der Groß- und Einzelhandel im Süden Vicmams ver­
staallidll wurde, errcglc diese Meldung kaum Aufmerksamkeit. 
In der Tat war diese Maßnahme dringend notwendig geworden. 
da sich inslx-sondcre in Ho Oti Minh-Stadt Sc:h .... iinhandel und 
Warenhonung äußerst negativ bemerkbar machten. Fast die Hälfte 
de5 im Süden umlaufenden Geldes - hier gab C5 bis vor k:uncr Zeil 

noch eine andere Währung als im Norden - und der Devisen. sowte 
nahezu das gesamte Gold befund sich bis dahin unler Kontrolle 
bzw. im Besitz der HQndclsbourg~isie . Sie b«inträchtigte z. B. 
durch den Aufkauf von Reis zu höheren als den staatlich gebotenen 
Preisen die Nahrungsmillclvcoorgung der Bevölkerung enorm. 

Prekär wurde die Situation nun dadurch, daß es sieh bei den mei­
sten der über 30000 Händler gerade im ehemaligen Saig.ln-Chokm 
um Chinesen handelt , die als Kleinkapitalis ten, Hämdler und 
Schmuggler einst vor der chinesischen Revolution genüetllet waren, 
um sieh in Südvielnam alsbald 7.U Beherrschern des schwanen 
Marktes, des Schmuggels und des legalen Kleingewerbes aufzu­
schwingen. Insge5llmt gab es in Nordvielnam etwa 200 QOO Ober­
seeehinesen und über I Mio im Süden. 

Verfolgung der I-IOIl.'iZ 

Entsprechend einer Vereinbarung von 1955 twischen den Kom­
munistischen Paneien Vietnams und der VR China sollten diese 
Hoas, wie die Auslandsehinescn genannt werden, schrimweise ein· 
geglieden \I.'Crden und die vic tnameUsehe StaalSbürgnschafi mit 
alkn Rechten und Pflichten erhalten. Nachdem dieses auch geschah 
war es UffiSO überraschender, daß nun plöttlich Hoas ~~ der VR 
China vorwiesen und in Peking lamentien wurde. daß ,.I8Ürger der 
Volksrepublik in Vietnam Verfolgungen ausgesetzt sind." DurdJ 
das Ausstreuen von Gerüchten über eine bemrstehende Ausrot· 
tung alle r ehemaligen Chinesen in Vietnam versuchte m:m dariiber 
hinaus, außer der bereits geflüchteten Großbourgeoisie möglichst 
viele von ihnen zum Verlassen des Landes zu bewegen. 
Damit und mit dem be reit5 vollzogenen Abzug alle r Spcrialisten 
wird den Wiederaufbauanstrengungen der Sorialistischen Republik 
Vie tnam neben den kampueheanisehen Grenzübcrgriffen (~iehe 
AlB 4/ 1978) erneut empfindlicher Schaden zugefügt. Auf die:;c 
Wei'le deutet sich in Asien an, was die VR China in Afrika. und 
hie r augenblicklich besonders in Zaire (offene Unterstül7.ung Mo­
bUlus und der NATO· lnlervenlion) bereits praltal7Jert : die engste 
Zusammenarbei t mit den USA und anderen NATO-Staaten ge­
genüber revolutionären Bcrreiungshcwegungen. 

die Anwendung teuren Kunstdü ngers, neuen veredelten 
Saatgutes sowie wissenscha ftlicher Produktionsmethoden, 
d ie zwei b is d rei Ernten im Jahr ermögliche n, nur i.n großen 
landwirtschaftlichen E inhe iten, d. h. den Genossc:nschafte n 
oder Staatsgüte rn ratio nell, nicht aber in Familienbctriebcn, 
die überdies nicht über die no twe ndigen qualiflZiert:en Fach­
krä fte verfügen. 

Für den Prozeß der Vermittlung dieser EinsK:hten spielen 
die Ko llektivwirtschaften in den "neuen WirtschaJftszonen·· 
in zweierlei H insichl eine hervorragende Rolle. Sie sollen 
nicht nur Vorbild und Vergleichsmaßstab für die Privalwin­
schafte n sein, sie müssen zugle ich ideologische Erzit~hungsar­
beit bei ihren eigenen Mitgliedern durchführen. Denn viele 
der he ut igen Milg licdcr von Staatsgütern waren vor ihrer 
Venre ibung in die Städte zwar Baue rn oder Pächt(~r, in den 
Städte n a ber fande n sie ke ine Arbeit und sa nken nkht selten 
in Schichten d~s parasitären . moralisch korrumpierten Lum­
penproletariats ab. In den Staa tsgütern müssen sie nun in zum 
T e il mühevolle n Pro"o/:cssen zu disziplinie rter und pröduktiver 
A rbeit und kollektivem H andeln cl7.Ogen wcrden. bevor ihre 
fach liche Qualifika tion zu spezial isierte r T ä tigkeit überhaupt 
durchgeftihn we rden kann. 

Die Erschließung der " neuen Winschaftszone n·', di e _ wc nn 
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Insgesamt iSt zu der antivietnamesischen Kampagne der VR China 
richtigzustcllcn : 
• Es gibt keine Verfolgung voo Auslandschinesen in Vie tnam. Die­
ses i.~ t von Hoas selbst wiederhol t bestätigt worden. 
• Der reaktionäre Charakter der Pekinger Vorwürfe zeigt sieh 
daran, daß hier ein im Verlauf der sorialistisehen Revolution Z\l 

lö5codcs objcktj!,'cs sorialpolitisehes Problem in ein ethnisches 
unJgClogen wird, Von der Ventlllltliehung des Handels sind d:lc1l$O 
Vietnamesen betroffen. Dabei werden alle bisherigen Privathänd­
ler bei entsprechendem Qualifikationsnachwcis in den staatlichen 
Handel übernommen, werden Entschädigungen für Waren und 
Inventar gezahlt. In Ho Chi Minh-Stadl, 1010 es gegenwärtig 10 
staatliche Großhandelsuntcmehmen, J 10 stlllltikbe Warenhäuser 
und .VerkaufSStellen sowie mehrere Ankaufs- und Verkaufsgenos­
scnschaften mit elWa 800 Läden gibt, soll das staatliche und ge­
nossenschaftl iche Handelsoctl auf die gesamte Stadt ausgedehnt 
werden. 
• Auf den von der SRV unterbreiteten Vorschlag, die Probleme 
tim Verhandlun~ti5Ch"Zu lösen, ging man von Seiten der VR O11oa 
gar nicht erst ein. Stattdesscn erhärten sich die Beweise, daß Aus­
land'ÖChinescn in Vietnam 7.11 illegalen Handlungen aufg.!S lacl!eh 
werden ; als bezeichnendes Beispiel mllg hier eine kuriose Demon· 
stration von Anfang Mai in Cholnn erwähn! werden, bei der sich 
Klcinkapi talistcn, Schmuggler und Schwarzhändler unter Bildern 
von Mao Tse Tung zusammenfanden und gegen die vietnamesische 
Regiel'\lng"o/:u Felde zogen. 

es sich nicht um Neulandgebicle handelt - in der Regel durch 
Bomben, Napalm und Chemikalien verwüste l wurden, wird 
von Freiwilligen- Brigaden übernommen. D iese müssen zu­
e rsl W asserregulierungsanlagen, Behelfsunterkünfte, Schu­
len und Kr;tnkcnstationen bauen, bevor die spätcren Bewoh­
ner dcr "neuen Wirtschaftszone·', mit Grundnahrungsmitteln 
für sechs Monate und Produktionsmitte ln kostenlos ausge­
statte t, in diesen Gebietcn sich frciwillig anzusiedeln berei t 
s ind. Für die Lösung dcr Emährungsfrage und die Schaffung 
e iner winschaft lich ycrnünftigen Bevölkerungs- und Arbeits­
kräftevertcilung ha t die E rrichtung .. neuer Winschaftszoncn·' 
und die Erschließung von Neuland zentra le Bedeutung. 
Schon in den Jahren 1961 bis 1975 hatten 1,5 M io Vietna­
mesen das Deltagebiel des Roten Russes im Norden \'er · 
lassen , um sich in den Minel- und Hochregionc ll anzusie· 
dein . Es ist vorgesehen, im Verlauf von etwa 20 Ja hre n 2 Mio 
Arbcils krä ft c a us dem Ro te n Ruß-Delta und den kleinen 
Küstengebie ten von Zentra lYie tnam in das Miucl- und H och­
land des Nordens (Tay ßac, Viet ßac), in das Hochland Zen­
tralyjctnnms und in das Me ko ng- De hlt u mzusiedeln . Insge­
samt solle n 10 Mio A rbeitskrä ft e in dieser Zeit umgruppierl 
werden, ' 
Im Süden haben bereits von 1976 bis 1977 rund 500 000 
Arbe iter und ihre Familie nangehörigen (fast 4 M io Men-



schen} die Großstädte, insbesondere Ho-Chi-Minh-Stadt , 
verlassen. um sich in den .. neuen Wirtschaftszonen' anzu­
siedeln. Durch die Umgruppierung der Bevölkerung soll 
langfristig ein Bevölkerungsgleichgewicht von Norden und 
Süden, Ebenen und Hochland hergeste ll t werden. das mit 
9 Einwohnern pro ha Im Norden und 7 Einwohnern pro ha 
im Süden (28 Mio zu 47 Mio Menschen) angestrebt wird. 'O 
Diese " Völkerwanderung" von Norden nach Süden wird vor 
allem dadurch notwendig, daß die Reserven an landwin­
schaft lich nutzbarem Boden im Norden äußerst begre:nzt sind. 
So wird geschätzt, daß sich von 10 Mio ha unerschlossenem 
Nutzland nur 3 Mio ha im Norden befinden. 
Nach dem Plan für 1978 sollen 450000 Arbeitskräfte in 
" neuen Winschaflszonen" angcsiedeh und 300 000 ha Land 
erschlossen werden . Davo n befinden sich 1 {)(I 000 ha allein 
im Mekong-Delta, 70000 ha in den Hochgebirgen und nur 
8000 ha in den Ebenen des Nordens. 

" R evolution im Es..'ien" 

An Produktionszielen für 1978 hat der Staalsplan folgende 
Ziffern für die Landwirtschaft genannt : die Produktion \'on 
16--16,5 Mio I ungeschällen Reis; eine 30 % ige Steigerung 
von Industrie-Rohsto ffen ; die Steigerung des ha-Enrages der 
Reisfelder um 12 % Iluf 2,85 t pro ha und Jahr; die Me<:hani· 
sienmg von 34 % des bebauten Landes und die Erhöhung 
der Fleischproduktion um 28 % gegenüber 1977. In dcn vcr­
schiedenen Bereichen des staatlichen Jahresplans. z. B. in der 
Nahrungsmille lproduklion und bei den Umsiedlungen, waren 
die Ergebnisse von 1977 hinter den Planzielen zuriic:kgeblie. 
ben. Bei einer Bilanzie rung des Erreichten, die das ZK der 
KPV im September 1977 vomahm. wurde festgestellt, daß 
für die niedrigeren E rnteerträge nicht alle in die ung,ünstigen 
klimatischen Verhältnisse des Jahres 1977 veruntwortlich wa· 
re n. Als weilere Ursachen nannte das ZK die durch die Klein· 
produktion im ganzen L'lnd bedingten Denk · und Verhal­
tensweisen sowie die schwache, vom Krieg weiter geschii. 
diglC materiell-technische Basis der Landwinschaft. 11] diesem 
Z usammenhang muß auf die traditionelte Arbeits ..... e ise der 
Kleinbauern verwiesen ..... erden, die eine zwei· od,er drei· 
malige Ernte ablehnen, 

Weite re U rsachen für das Zurückbleiben hinter den' gesteck ­
tcn Zielen waren, wie das ZK kritisch fests tellte, Mäingel bei 
der Leitungstätigkeit in den Genossenschaften und Slaat~gü­

tem des Nordens, die dazu ruhnen. daß Arbeitskr.~fte und 
Maschinen' nicht rationell genutzt wurden, die Arbeilspm' 
duktivität zu niedrig blieh und die kollek tiven Mitsprache­
rechte der Werktätigen noch nicht genügend entfalte t wur· 
den, Diese subjektiven Miinge l hatten auch in der Industrie 
1.11 Plan rückständen geruhrt und darüber_ hinaus noch be­
stehende Vorurtei le gegenüber planwinschartlichen Metho· 
den bcslärkt. 
Langfristig ..... ird das Ernährungspfl'\hlcm, das durch ein zu 
huhes Bevölkerungswachstum (2.5-3,0 '0) verschälft wird, 
nur durch die Umwälzung der traditionellen Anba uweisen 
gelöst werden können. Die Neulandgewinnung - 1985 sollen 
10 Mjo ha Ackerland statt bisher 5 Mio ha genutzlwerdcn ­
kann nur begrenzt zur Lösung d ieses Problems beitragen . 
Eine optimale Nutzung des bcbaubaren Lundcs wird, wic 
Minis tcrpräsident Pham Van Dong im Septcmber 1977 aus­
führte, von einer " Rcvolution im Essen " begleitet sein. 
. Phnm Van Don sprach \'on einer durch die traditioncllen 
Eßgewohnheiten, die auf Reis als Hauptnahrun~.'smiud fixiert 
sind, bedingten Unlcrsehätzung von Trockcnkulturcn wie 
Mais, Maniok, Hirse, Bataten , Kartoffeln und Getreide. Beim 
Anbau dieser Trockenku lturen könnten in Gebicten, die bis· 
he r beim Reisanbau nur mäßige Ernten bringen, wf:sent lich 
hö here Emteenräge erzielt werden. Pham Van Dong rühne 
dazu u. a . aus: " Während wir noch nicht genüXend bc1Nässene 

Reisanbauflächcn haben, gibt es gleichzeitig natürliche Vor· 
aussetzungen für den Anbau ergänzender Nahrungsminel. 
die wir noch nicht genutzt haben, Und so ist denn auch klar, 
daß die Entwicklung der Nahrungsmiltclproduklion nuf fol· 
gende Weise verlaufen muß: Einerseits muß eine breite Be· 
wegung für dic Produktion und Vcrarbcitung ergänzender 
Nahrungsmillel in nationalem Ausmaß und mit hohem Kraft· 
aufwand in Gebieten mit günstigen Voraussetzungen in Gang 
gesetzt werden. Andererseits müssen große Anstrengungen 
für die Entwicklung von Reiskuhuren in Gebieten. die -
wie das Mekong· Delta - besonders günstig sind, unte rnom· 
men werdcn. ß eide Enlwieklungsprozesse müsscn parallel 
vorangetrieben werden. durch Intensivierung des Anbaus, 
aber auch durch Neulandgewinnung"." 

Vietnams Pläne für die Zukunft sind nicht allein auf die Hei· 
lung de r Kriegswunden und die Beseitigung gesellschaftli· 
cher Dcfonnutio nen, die durch die neokolonialistische Herr­
schaft der USA bewirkt .... 'Urden, gerich te t. Bei der Auscimm­
dersetzung mit den komplizierten Problemen der Gegenwurt, 
der überwindung der riesigen kriegSbedingten Schwierigkei­
ten und bei der Bewältigung subjektiver Feh ler geht es heute 
schon um die Gcslaltung der neuen, der sozialistischen Ge· 
seilschaft . 
Die vielfältigen Opfer und Entbehrungen, die das vielnll­
mesische Volk sei t der Befreiung ruf dieses Ziel auf sich ge­
nommen hat und seine bisher erziehen großen Erfolge wären 
nicht denkbar, so erklärte der Sekretär des Hanoier Frie· 
denskomitces, Tran Trong Qual , " hätte nicht die viet name· 
sische Bevölkerung mit Herz und Seele dahinter gestan­
den'". 12 

ArIIMrit.ftCen: 
I) "Neu ... en eilung der Bevölkerung", hektographiene Konferenz· 

materialien der 2. InternalKlnalen Konferenz über den Wie· 
deraufbau in Vietnam, Zürieh, I 1.-13. April 1978, Zürieh 

2) Einleitende Worte von Tran Trang Quat, Chef der v.elna· 
mesischcn Delegation bei der 2. Internationalen Konferenz .. 
in Zürich, hektographierte Konfercrwnalerialien 

5 "Die Zerstörungen des Vietnam· Krieges". a. a 0 . 
6 V,et Nam· Kurier 21 1977, Dokumenlar1eil S. 15 

Ebenda. S, 15 r, 
8 Ebenda, S. 17 ! 

" Einige Angabc:n zur derzeitigen Wirtschaftslage". a. I Q . 
4 . .Neuvcrtc.'ilung der Bevtilkerung", a. a. 0 , 

9 "NeuverteIlung der Bev6Ikerung", ZlI . nach OIe VH!I Tan, 
Vizepräsident des Ausschu~s des StUlltsplans 

I1 Viet Nam-Kurier 5/ 1977, S. 10 
IOj Ebcnda 

12 Einlei tende Worte von Tran Trong Qual, • . a. 0 . 

Vietnam 
bleibt 
unsere 
Sache! 
NIIgIIe<:Iwt.eNnln.,., 
~a.nn.cr../I I\i, ~ " .. .....o.dI./I 
rwI1Ch<tn den \lalk.m In oe, 8w...o..· 
•• ""bllk OeuIKhI.nd wnd 0., Sod.· 
I'-Ilochen ""publik Vllln.m. 1,\1.-, 
81Im.rclcll •. 33. 400000"1111001' 

Heute - Wie im Krieg gegen die US.Aggressoren - kann Vietnam 
bei diesem schweren Weg in die Zukunft auf seine eigene Kraft ver­
trauen - aber auch auf die,Unterstütr:ung durch die weltweite Soli· 
darilät$bewegung . 
Vietnam bleibl unsere Sache! Das betrifft auch die nach wie vor 
dringende materielle Solidaritäl. Mit der Akrion "SO 000 DM flir 
eine Niihnadclfllbrik in Vietnam" unterstützt die Frcundschaflsge· 
seilschaft BRD·SRV ein Projekt der HilrSllktion Vietnam e. V. 
Wir binen die Freunde Vietnlmli um Spenden auf das Konto der 
Hilfsaktion Vietnam, Dilsseldorf, PSch K 90040-430 PSchA &$en. 
Slichwon: " Aktion 50000 DM für die Niihnadelfabrik". 
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111 l.lIIu:hmcl/llemAllsmaßrekltmriertllSelrm idr r/lldGI!IIsdwreille We!rmadu- Uofll.fii r flic ßlllu/c~\'rc/}/Iblik, Dies war 11m All lllfJ 
gel/lIg, die /JOliti.fch- lI'irlselwjllichc EJ·PfIIl.fio/l der SRD eil/er e;'rgl'lrl'lul,.,,.n IJclmcll/lll/g lllllllrerzü·lrt'll. /" einem einleil/'m/t'1I /lei­
m Ig zl.'iclmcn ßorisI ßWJ;c/lfFlllk die historische EII/wieklung der n/!okofolliairs/;fclllm F.xpllI/sioll /Im/ Um:'! KQlIzeplimrell flflch III/d 
S/ld len den Stellf'fl ~'err ller BRD /re/l/e im Ces/lIl'11s)'SI'''' der imperifllislisdrt'l' Vorherrschafr üb'!f dir Löntler der Dr itteil WeIl 
IrefilUsZlllIr!JeiU'/I . Eine Reihe 1'011 tlllrfm! fo/gemlt"1 Ei" .~dbeilrügrl/ .foll dlllm dU' Imll'rsrlliedliclrell .rIs/1t'l..te tier D rille IVtl,- !)ofitik 
(Ier ßWldesrepllblik Irüher II/lrcllll! lIr lr ll!fl. IJeJrmulf'll lI'erdtl/ /I. (I. die RO/I.\·/O!fpufiflk der Blmdesregil'nmg. die [>rodllkl i(mssliiue,,­
lIerfllgenmg We.ndt Uf.)'l·her KOl/zen lt' ill i/ie Drillf' Wrlt. die ni.wmgswirtsdmfllidll'lI /IItt/ militür(wlitüd/e/l A mlli/iol!f!1I (/ef lJRD il/ 
Emll'iekhmgslii"dem , die /Ji ldlll /);shilje /ll/d (/ /lslI'ii,/i~I' Krlltwpo/ilik. " fOhlen//' r/,.r TeclrnofogiellifJf'. IIlfsge,f!Hlrl wUllell solIeIl 
(// /(:h /lielll solcfre Pmgell wie llit· Akli1'itiitl'lI sozial'/l'lIIolmrli,fdu!r ,Jolifik rmd Me% gie oller IltiS di,·krimil/il.'f(·m/e A IIsfülIlh'rrc'f.:Jrt . 
M it II/1,ferer A/ll-St'fie erhoffeIl wir Zll e;,/I'I' IViederbelebrmg der K ritik tier 110mrer c llfll'ickhmgspolitik heizw mgell, .fOll'jj' imlH'­
sOllilert' die /lel/CII Tellll,../I;'l'II des IJRD-NI'OkoJo"ill /i.I·lII fU' sidllbur';:l1 II/lId,ell. 

Dieter Boris/Dietrich Busch/Rainer Falk 

Dritte Welt-IExpansion 
der BRD ~(1. Teil) 

Spektakuläre Akt ivitäten in der sog. Drillen Weh wie l.. U. 
die Nukleargeschäft e mit Brasi lien, Südafrika und dem Iran 
oder das unnachgiebige Auftreten Banner Politikcr gegen­
über der Forderung nach einer Neuen Internationalen Wirt· 
schaftsordnung signalisieren e ine gewachsene Bedeutung der 
Entwicklungsländer für die Bundesrepublik . Sie ist innerhalb 
\'on knapp drei Jahrlehnlen auf e inen der lIorde ren Plätze 
der neokolonialistischen Mächte aurgerückt . Der A uf.sticg be­
gann indesse n unte r schwie rigen Bedingungen. 

1. Neokolonialismus und Kalter Krieg (1947·-69) 

Im Ergebnis der Zerschlagung des Hitlcr-FaschislTrus war es 
nicht nur zur Herausbildung eines sozialistischen Wellsystems 
gekommen . Mit der Unabhängigkeit \Ion Indien und Indo­
ncsien (1946/47), der siegreichen chinesischen V,~lk s re\lolu ­
lion ( 1949), der Befreiung Nordkorens und später de r his to· 
rischen Niederlage des rranzösischen Kolonialismus in Dien 
Bien Phu (1 954) zeichneten sich Prozesse ab. di e die alten 
imperial istischen Positionen auch in der Dritten Welt in zu­
nehmende m Maße ins Wanken brachten. Geschwiicht ,IUS 

dem 2. Weltkrieg hcrvorgegangen. schienen die .. klassischen" 
Kolonialmächte (Großbritannien. Frankreich. Niederlande) 
immer weniger in de r Lage. angesichts aufflammender Be· 
fre iungskämpfe die westliche Dominanz über die Eßlwick­
lungsländer aufrechtzuerhalten. 

Die weltweiten Positionsgcwinne von Sozialismus und natio­
naler Befreiung beantworteten die USA . die neue westliche 
Führungsmacht. im Mänl947 mit der Truman ·Dolarin. wo­
nach es •. zwei Lebensarten" gebe. zwischen denen ·jedes Land 
zu wählen habe, eine .,demokratische" und eine .. i.ola/itäre·· , 
Denjenigen Staalen, die sich dem Kampf gegen d,:n .. Totali-
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tarismu .... lIer!>Chrieben. versprach US·Präsident Truman jctl­
wedc Hil fe von Seiten der USA. ' 
In Anwendung scine r Dok trin auf die ~pczifischcn Erforder­
nisse in dcr Dritten Weh verkündete Truman in seiner Re­
gicncng~erk lilrung vom Januar J tJ49 erstmals die Notwendig­
ke it von (-: ll twicklun gshilfemaßnahmen: ., Wir m[b~en ein 
kühnes neue .. Programm entwe rfen. um unsere wi~scnscha ft ­

lichen Erke nnt nisse und un~e ren industriel len FOrlschri tt rur 
die Verbcs:.crung der l..cbcn~hedingungell in dcn unteren t· 
wickelten Ländern nutzbar lU lIlachen ... Der allc Imperia· 
li.smus - die Ausbe utu ng cine~ anderen - hut in un~rcn 
Pl änen keinen Raum . Was wi r il11 Sinne haben. i:;t cin Ent­
wicklungsprogrilmm. dils au r den G rundideen dcmokrali 'iChcr 
Billigke it bcruhl."2 
Trumans Absage :10 den .. all en Imperialismus" gc riel zur 
eigentl ichen Geburtsstunde des NC()kolonialismus. Im Kon­
text westlicher Eindämmungs· und Roll Back-Polit ik wa r 
., Entwicklungshilfe·' von vorneherem cin hervorragendcs In. 
strument der US-Globalstratcgie. das sich gleichermaßen 
gegen das sozia listische 1 ... lge r wie die nationalen Befreiungs­
bewcgungen richtete. Bezeidmcnderweise entliel die US­
Entwicklungshilfe in der Nachkriegsperiode mehrheitlich auf 
korrupte St:luhaltcrregimes um das sozialistische Lage r (Süd· 
korea. Südv;etnam. Iran u. a.). hetrug der auch als .. Entwlck­
lungshilfc" deklarie rte Militärhilfeanteil für sie zur Stabili­
sie rung bis Zu 90 %.3 

Neokolonialistische Amhitilmen der BRD konnten sich in der 
Ära der CD UlCSU-gefühnen ßundcsregieTUl1gcn (1 9-19-
1966) nur in bewußte r Ein- und Uruerordnung untN diese 
\'on ~en USA geselzten globalstTategischen ZielscIzungen 
entWickeln .· Infolge der totalen mil itärischen Niederlage (l.>lI f 

da.s de~tsche Kapital seiner übcrscebcsitzungen nahezu \löllig 
verlustIg gegangen, halte es se ine osteuropäischen Märkte 



verloren. Seit jeher war Deutschland extrem abhängig vom 
Import ausländischer RohslOffc. Angesichts der Herausbil­
dung sozialis tischer Produktio nsverhältnisse in der DDR 
konnte sich die Restauration bpitalistiseher Machtverhält­
nisse nur noch auf eingeschränktem Territorium ('.ntwickeln. 
Neben der Anerkennung der Fühnmgsrolle der USA, die zur 
loyalen Unterstützung Bonns für das US-Eingrcifen in Ko rea. 
zur Aufnahme der BRD in die NATO und spii terzur indirek ­
ten Milfinllnzienmg der US-Aggression in Vietnam (über 
Devisenausgleichszahlungen Hn die in der BRD st:lI ionie r1en 
US-Truppcn) führt e, waren weitere Voraussetzungen OOt­
wendig, um die verlorenen Positionen zurüekzu8:ewinnen . 
Mit dem sog. Wiedergutmachungsabkommcn von Luxemburg 
1952. demzufolge 3.45 Mrd DM Unters!Ützungs!;elder an 
Is rael gezahlt wurden, erkaufte s ich die BRD die Wiederauf­
nahme in die .. westlichc Völkcrfamilic" und darüb.er hinaus 
die Anerkennung des westdeutschen Alleinvcrtf(~tungsan: 
spruchs gegenüber dcr DDR bei den VcrbÜndelCn. Nieht zu­
fällig f.1lt t in das Jahr [952 auch die Aunlcbung der alliier· 
ten Rest riktionen, die bis dahin westdeutsche Kapilil1cx­
porte verboten h3tten. 

Entwicklungspolilik im Zeich en der Hallstein-Doktrin 

Als sich die Adenauer- Regierung 1956 dazu emsclhloß, mit 
der Bereitste llung eines 50 ~'Ilo- Postens im El<lt des AuS­
wärtigen Amles Minel ftir Entwicklungshilfe zur Verfügung 
zu SIelien. lag dem nicht nur d3s Driingen der USA zugrunde, 
Bonn solle s ich an . den im Rahmen des Auslands,hi[fepro­
gramms anfallenden S~temsicherungskosten beteiligen . ße ­
s timmend wurde für die erSle Phase westdeutscher Entwick­
lungspoli t ik der Versuch, über die Vergabe finanzidler Mit­
tel die Regie rungen der Drillcn "'clt zur überna.hme des 
Bonner Standpunktcs in der Wiederverein igungsfrage zu 
bringen, ",'abc i dic HallSlcin-Doktrin als politische Grundlage 
diente. 
D ie Mißachtung der westdeutschen These \on der st.a:lllichen 
Nichtexistenz der DDR führte lIutomlltisch nicht nur zur 
Streichung der bundcsclcutschen Entwicklungshi[fe, sondern 
zum Abbruch der diptom:ll ischl.'n Beziehungen, wie 1957 im 
Falle Jugoslawiens und 1963 im Falle Kub:ls. Die Unterord­
nung der Entwicklungspolitik unter die Außenpolitik , insbc­
sondi;re die .. Deutschlandpolitik", änderte sich au,eh nicht. 
als im J ahre 1%1 ein eigens mit Entwieklungshitfeau fgabcn 

befaßtes Ministerium, das Bundesministerium für wirt~haft­
liehe Zusammenarbeit (ßMZ) geschaffen wurde. 

G leichwohl signalisiert die ßM Z-Gründung. daß de r Ent­
wicklungspolitik umfassendere Funktionen zugewiesen wur­
den. Im einzelnen betrifft das die Vorbereitung der privat­
kapitalistischen Expansion über den staatlichen Kapital­
export. die Nutzung der Entwicklungshilfe als Mittel zur Ex­
portRkderung und die Orientierung auf die Herausbildung 
einer Sozillistruktur in den Entwicklungsländern , die deren 
Verbleiben im Verband des kapitalistischen Weltwirtschafts­
systems langfristig sicherstellt. Kein anderer als Waher Scheel 
hat bis heute die zentrale Hebclfunktion ökonomischer 
Staatstätigkcit in den Entwick lungsländern in Bezug Buf dic 
Schaffung von Voraussetzungen für den privaten Kapitale:c­
port besser umschrieben : " Im Idealfall stellt die Entwick­
lungshilfe das Präinvestment (z. ß . in Form der Erricl!tung 
einer auf die Bedürfnisse des Priv3tkapitals zugeSChnittenen 
Infrastruktur. d. Verr.) für privatwirtsehaft liehe Investitionen 
dar. "5 

Scheeis Nachfolger Hans-Jürgen Wischncwski (S PD) sah an­
gesichts der ersten tiefgreifenden Winschaftskrise der ßRD 
19M/67 in der Entwicklungshilfe vornehmlich ein Mille!, der 
westde utschen Industrie in .. ko njunkturell schwachen Zeiten 
durch größere Liefe rungen wieder [mpulse geben" zu kön­
nen.' 

Export " freier MarktwirlS(:haft" 

Ober die Lieferbindung westdeutscher Kredite wurde ein be­
de utender Tei l der Außenh3ndeisexpansion der Konze rne in 
die Dritte Weh finanziert , Entwick[ungshilfe wurde so zur 
" Basisinvestition für den lebcns\\"iehtigen Aulknhande[ der 
deutschen Industrie " (Scheel)? Zusammen mit dem Export 
westde utscher Waren sollte das System der . .frcien Markt­
wirlsch .. ft " in die Drille Welt exportiert werden. So \.\'urde 
formu liert. daß "die s taatliche Entwicklungspolitik und un­
sere Kredithilfen auf die Daue r nur erfolgreich sein (werden). 
",'enn es ge lingt , in diesen Ländern eine wachsende Schicht 
\'o n privaten Unternehmern heranzubilden, die eines Tages 
de n Staat in scinen Wirtsch3ftsfunktionen ablösen kann ... • 
Der:lrtige Orientierungen sctzten sich in der Pmxis fre ilich 
nur [angs3 m und widersprüchlich durch. Für die " A[ tväter" 
dei> bundesdeutschen .. Wirtschaftswunders" Erhard und 
Röpke waren Industrinlisicrungsbcstrebungen in Entwick-

Adenouel und SlrIllI.ll (I.) , BahnbledJer deI neolc%nio/en Konlernexpollllion . fG Farlnn·Noch1o/gerln BASF in B.o.lllen 11.1 
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Rohstoffimporte der Bundesrepublik Deutschland 
Rohstoff Anteil d~r Entwicklungsländer Im Impor1 du 

Bundesu~publik in .... ozent 
Wichtigste Ller~ rländ~r 

Kupfererze 

Rohkupfer 

Zinnerze' 

Kohzinn 

Eisenerz 

Manganerz!:! 

Zinkerze 

Bleierze 

Molr bdänerze 

Kobalt 

Quecksilber (roh) 

Antimonerze 

Chromerze 

Naturkautschuk 

Baum~'o llc • 

Laubrundholz. • 83,7 

Laubschniuholz' 

Kaffee ' 

Kakao' •• 
Tee ' 

Erdöl' 

P.dpua-Neuguinca. Chile 

Chile, Sambia 

Bolivien, Peru 

Indonesien, 

P,ru 

P'ru 

Sunnam, Guinea 

Chile 

Zaire 

Brasili!:!n 

Türkei 

Türkei, Thailand 

Türkei 

Malaysia, lndonesien 

Malaysia. Elfenbeinküste 

I 

, , 

Die Angaben rur tl ic mit· gekennzeichneten Rohs'toffe stammen von 1974. lilie anderen von IlJ71 

lungsländern weitestgehend ind iskutabel, Erhard pläd il' rtc 
damr. in den Entwicklungsländern dlb Handwe rk zu ent­
wickeln, da don die Errichtung hochmoderner schwerin­
dustrielle r Anlagen .. unproduktiv" sci.1 
Unter(l~ssen partizipierte die be reits 1959 wieder zur zweit­
SlärkslCn Handclsmacht nach den USA :lUfgeriicktc ßRD in 
den 50er und bOcr jahre n kräftig an dem " klassischen'· 
Muster der internationalen Arbeitsteilung: es hauc sich als 
Ergebnis der ko lo nia lis tischen Dcfonnation der Wirtschaft s­
struktur der Dritten Weil herausgebildet und diese zum 
bloßen Rohstoff- und Agraranhängsel der entwickelten kapi­
talistischen 'Staaten gemacht. Während die Bunclesrepublik 
"o rwiegcnd Investitionsgüter und Industriewl1rCn in die EIII ­
wicklungswelt exportierte, SChirmtc sie sich über das - sich 
proportional zum Verarbeitungsgrad de r Importprodukte 
ve rschärfende - Zollmauemsystcm der EWG '·on der Fert ig­
wareneinfuhr aus der Drillen Welt ab. Auf diese Weise pro­
fiticrtc sie von sinkenden Rohstoffpreisc n und steigenden 

5& 

Preisen fü r ihre eigenen Exportwarell_ 

Mit dem Rt!gierungscintriu der SPD in die Große Koali tion 
1966 selzt einc Diskussion über die notwendige Effe ktivie­
rung des clltwicklungspolitischell Instrumentariums ein , die 
e inen übergang von der hislang takt isch o rientierten zu 
e iner slr;lIcgisch kOß1:ipiertcn Ent wicklungsländcrpolitik \'or­
berei tc te . Dabei erweist sich vor allcm die Hallstein-Doktrin 
als Hinde rnis bei der Verwirklichung langfristiger aufe imln­
de r abgeslinlllller Zielvorste llungen im Bereich de r Entwick­
lungspolitik. 

Sie hatte zu einer weitgehende n Verl.ellelung des Engage­
ments de r ßRD in der Drillen We lt geführt ("Gießkannen­
prinzip" bei der Miltclvergabe ). Die zu ihrer Durehsetzung 
no twe ndigen Kostc n standen in keinem Verhältnis mehr zu 
de n Erfo lgen: zurnal das ihr zugrunddicgendc Prinzip, die 
staatliche Existenz der DDR zu ignoriere n, in dem Maße: ob­
solet wurde. wie sieh Ende der 60c r Jahre erste Entspan-



nungstcndenzen in den Ost-Wcs t ~ßezichungcn durch2:usetzcn 
begannen . 
Die sich abzeichnende Wende in der bundesdeutschen Ent­
wicklungspolitik fand ebenso auf dem Hintergrund eine r von 
der Weltbank ausgelösten Diskussion über den "Erfolg" der 
bisherigen neoko lo nialistischen Strategie des Wcstcns statt. 
Das Ergebnis dieser Diskussion spiegelt sich im Pearson-Bc­
rieht wider, der als Ausgangspunkt eine " Krise der Entwick­
lungshilfe" konstatiert 10. Er kri tisiert die Kurzsichtigkeit und 
den vordergründigen Eigennutz der westlichen Entwicklungs­
politik und forde rt angesichts wachsender sozialer Spannun~ 

gen und Konniktstoffe in der Dritten Welt eine Anpassung 
des m:okolonialistischen Instrumentariums an die veränderten 
Bedingungen. Bei prinzipieller Aufrechterhaltung der neoko­
lonialistischen Funktionsmechanismen soll den seit der Welt­
handelskonferenz (UNCfAD) in Neu Dehll von 1968 ver­
stärkt erhobenen Forderungen der Entwicklun sländer 
("G ruppe der 77") entgegengekommen werden. Ober eine 
Aufstcx:kung der staatlichen Entwicklungshilfemittel waren -
dieser Konzeption zufolge - die Voraussetzungen und die 
Anreize für eine forcie rte privatkapitalistische Durchdrin­
gung de r Driuen Welt zu verbessern. Im Austausch für Zu­
geständnisse im Bereich des Marktzugangs für Industricwa­
rcn aus Entwick lungsländern solten diese cin sicheres politi­
sches und wirtschaftliches " Klima" für westliche Privatin­
vestitionen bieten. 

11. BRD·Neokolonialismus unter dem Vorzeichlen der 
sozialliberalen Refonneuphorie (1969-73) 

Mit dem Amtsantritt der sozialliberalen Bundesre,gierung 
Brandt /Schecl 1969 setzte die sich seit 1967 abzeichnende 
sozialreformist isch inspirierte Wende der bundesdelUtschen 
Entwickl ungspoli tik d urch. Sie fand ihren deutlichs" :n Nie­
derschlag in der erst maligen Verabschiedung einer umfassen­
den Strategie für die Dritte Weh. der "Entwieklungspoliti­
sehen Konzeption der ß undesrepublik Deutschland" von 
1971 11 . Die maßgebl ich von dem seit 1968 das BMZ führen­
den Erhard Eppler geprägte Neuorientierung der neo ko­
lonia lis tischen Strategie Bonns folgt in wese ntlichen Grund­
gedanken dem Pearson-Bericht, der in der BRD alsbald zur 
,. Bilx:1 der Entwicklungspolitik" hcx:hstilisiert wird . 
Deutlich renektiert Eppler die Erfolge der nationalen Be­
freiungsbewegungen wie die insgesamt zugunsten des soziali­
stischen Lagers und de r Dritten Welt veränderle Lage im 

WeItrnaßstab. Für ihn tut .. Entwicklungspolitik das Nä~hst . 

liegende in einer remlutionären Wcltlagc : '12 in seine r Kon­
zept ion rückt das langfristige strategische Eigenimeresse der 
Bundesre publik in den Mittelpunkt. D;lbei werden in hohem 
Maße jene sozialpartnerschaft liehen Vorstellungen auf die 
Ebene der internationalen KlassellllUscinandersetzung über­
tragen. die die sozialdemokratische Pafl cifiihrungjahrl.e hnte­
lang 'im innenpolit ischen Bereich erproht hatte. 
Ohne die durch die internationalen Konzerne dominierten 
Eigcnlums- und Machtverhältnissc grundlegend umzustoßen, 
sollen die " Partner" in der Driuen Welt mit Hilfe teilwei­
ser Zugeständnisse in eine modifizierte internationale Arbe its­
teilung integriert we rden: " Die Orientierung an der Effizienz 
für das Entwick lungsland" - so Eppler- .,en tspricht auch unse­
rem eigenen langfristigen Interesse. Im letzten Jahr waT unser 
Exporlübcrschuß gegenüber Industrieländern ungefähr. so 
groß wie unser gesamter Export in Entwicklungsländern, mit 
denen unsere Handelsbilanz leicht passiv war, Immer noch 
exportieren Wif nach ganz Afrika weniger als in die Schweiz. 
Sicher nicht deshalb. weil man in Afrika unsere Maschinen 
nicht bra uche n könnte. sondern weil man sie nicht bezahk'n 
kan n, Ein Handelspartne r ist für uns umso interessanter. je 
entwickel ter, je kaufk räft iger. je reicher er ist. Natürlich will 
ein solcher Partner nicht nur kaufen. sondern auch verkau­
fe n. Daher werden sich Änderungen in der Wirtschaftsstn,k­
tu r der Entwickl ungsländer spiegeln in der Änderung der 
Wirtschaftsstruktur der Industrieländer. Ich habe davor keine 
Angsl. denn dies kann doch nur bedeuten. daß wir gezwun­
gen sein werden, unse re Arbeitskraft noch rasche r, als dies 
ohne hin schon geSChieht : in die Bereiche zu lenken , die eine 
höhe re Produk tivität aufweisen . . Nur wenn wir unserc 
Arbeitskraft immer produktiver verv.·enden. können wir den 
Entwicklu ngsländern jenen Teil der Produktion überlassen. 
den sie brauchen und den sie auch bewältigen:'I3 

D ie peripheren " Partner" 

Am übe rgang zu einem solch weitsichtigen Anpassungskurs 
haben wesentliche Kreise des westdeutschen Großkapitals -
aufgrund ihrer starken Exportabhängigkeit - se lbst cin ma­
terielles Interesse. Sie sind auf "kaufkräftige Handelspartner" 
angewiesen. Dieses Interesse wurlel! auch in den Problemen, 
die sich aus der Bewältigung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschrills ergeben, der cine wachsende Konzent ration des 
wirtschaftlichen Potentials auf tcchnologische Leitsektoren 
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und die sog. Wachstumsbranchen e rforderlich macht ( .. unsere 
Arbeitskraft imme r produktiver verwenden"'). Daraus er­
gibt sich e ine zwingende Not .... endigkeit, strukturschwache 
Branchen, die den Wachstumsprozeß in der BRD tendenziell 
behindern , in solche Regionen auszulagern. deren für das 
Kapital günstige Kostenfaktoren ihre Produktion wieder prn­
fitabe l machen. Das sich d'lmit herausbildende Muster der 
neokolonialistischen Arbeitsteilung, das den Bedingungen des 
Zusammenbruchs des imperialistischen Kolonialsystems ent­
spricht, ist im Gegensatz zur überkommenen internat iona­
len Arbeitsteilung durch die Aufspaltung der kapita.listischen 
Weltwirtschaft in hochentwicke lte industrielle Zentren und 
e ine davon abhängige Rohstoff- und Industrieperipherie ge­
kennzeichnet . 1_ De r Verarbeitungsgrad in der industriellen 
Struktur der Entwicklungsländer verschiebt sich nac h oben. 
Das neokolonialistische Muster der internationalen Arbeits­
teilung legt die Dritte Weh fest auf ein strukturell hegrenztes 
Niveau der Industrialisierung (unter weitestgehender Aus­
klammerung produktionsmitte1produzierender Zweige). 
deren Ausmaß einseitig von den ökonomischen Reproduk­
tionserfordernissen der kapitalistischen Metropolen bestimmt 
wird und folglich einer eigenständigen Entwicklung wider­
spricht. 

"Grundbedürfnisse": klassenneulral? 

In dieser Konzeption. die auf eine neue Stufe dcr Abhängig­
keit zielt , werden frcilich bestimmte sozialstrukturelle Ver' 
ände rungen in den Entwicklungsländern not wendig, die Epp­
ler als " Dynamisierung von Strukturen" und gezieltc Beein­
flussung des "gesellschaftlichen Wandels" faßt. 
Ausgangspunkt dafür ist die Ncuformulierung des Entwick­
lungsbcgriffs und der daraus abgeleiteten Emwicklungsziele. 
Zur einseitigen Orientierung auf die Maximierung der Stei­
gerungsraten des Bruttosozialprodukts tritt die Ori cntierung 
auf die Befriedigurrg dcr "Grundbedürfnisse" der Menschen 
in den Entwicklungsländern . In übereinstimmung mit der 
Weltbank-Konzeption sind das insbesondere Beschäft igung. 
Ernährung und Bildung. Dazu kommen nach Eppl er: Woh­
ncn, Gesundheit, soziale Integration und Einkommcnsver­
teilung.15 

Bei der Konzipierung von Entwicklungsprojekten !\Ci insbe­
sondere darauf zu achtcn, da ß und ob .,verkrustcte Sozial­
strukturen" aufgebrochen werden . Deshalb empfieblt Eppler 
die verstä rkte Inangriffnahme entwicklungspolitischer Kom­
plexprogramme, die Kombination unterschiedlicher Projekt­
typen mit spezifischen Zielsetzungen zu integrierten Ent­
wicklungsprojekten. 
Die scheinbar systemneutrale Rede von den "Grundbedürf­
nisSen" und der " Dynamisic rung von Strukturen" hebt sich 
indessen nur auf den ersten Blick positiv ab von der unge­
schminkten Fonnulierung des Eigennutzes, die in den 50cr 
und 60er Jahren im Vordergrund stand . Im Kontext des 
Gesamtsystcms der neokolonialistischcn Bezichun.gen kön­
nen diese Ziele, gerade wcil sie ",systemneutral" fo rmuliert 
werden. bestenfalls dazu fü hren. jene \'orkapitalistischcn. oft 
feudalcn Barrieren aus dem Weg zu räumen. die den Er­
fordernissen einer abhängigen kapitalistiSChen EntwiCklung in 
der Dritten Welt im Wege stehen . Sie stellen somit geradezu 
eine Voraussetzung für die Stabilisierung des neol<oloniali­
stischcn Systems dar. wenngleich sie ein hohes politisches 
Risiko (revohllionäres Weitcrtr~' i ben) in sich bergcn. 
Eine langfristig angelegte En twicklungskonzeption erfordert 
naeh Eppler ein hohes Maß an Flexibilität bei der Durch­
setzung der Ziclvorsldlungen : " Wir müssen also fl exibel, 
pluralistisch. vicllcicht soga r durchaus widersprüchli ch anset­
zen. z. B. gleichzei tig an die Einsicht bei den herr:>chenden 
Kräften appellieren, etwa beim jüngeren, sachorientie rtcn 
Management . gleichzeitig reformistischc Gruppen e rmut igen 
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und fördern und mit revolutionären Elementen im Gc.spräch 
bleiben. Entscheidend ist die Chance. ta tsäch lich Strukturen 
zu dynamisieren."'6 Für cin solches Herangehen an die 
Durchsctzung neokolonialistischer Ziele mußte frei lich die 
traditionelle Unte rordnung dcr Entwicklungspolitik unter die 
Hallsteindoktrin absolut hinde rlich sein . De nn. so Eppler: " Je 
sichtbarer das MOIiv des Alleinve nretungsanspruches wurde. 
je meh r die WIrt schaft liche Macht der Bundesrepublik 
Deutschland wuchs. desto nähcr lag es. auch bei ihr nco­
kolonialistische Absichten zu vcrmutcn.· ·'l Dadurch gerate 
allzu leicht die große .. Chance·· westdeutscher Entwick ­
lungspolitik in Gefahr, .. ohne koloniale Tradition und ohne 
Weltmachtanspriiche" U in der Dritten Welt wirksam werden 
zu können. Freilich wurde die Formulierung politischer Be­
dingungen im Zuge der Entspannungspolitik zwar weitge­
hend zurückgenommcn. bildet jedoch bis heute - etwa in 
Fo rm de r sog. Westbc rlin-Klauscl - einen festen Bestandteil 
der Bonner Kredit \'ergabepraxis. 

Das Hauptaugenmerk liegt allcrdings bei Eppler im subtilen 
Anknüpfen an die in den Entwicklungsländern vorgefunde­
nen Bedingungen: .. Wir gehen heute aus \'on Zielstellun­
ge n. die das EntwicklungSland selbst erarbeitet und festge­
setzt hat. In Tans.an ia gehen wir aus von dem afrikanischen 
Sozialismus Juliu5 Nyereres. und lln der Elfenbcinküstc ge­
he n wir aus von dem Liberalismus eines Houphoucl-Boigny. 
Wenn man die!><: Z usammenste llung uls ideologisch be trach­
ten wollt «. dann nur insofern. als hinte r jeder Politik be­
stimmte Wen vofSteHungen stehen. Bei mir sind es die Grund­
werte dcs Godesberger Programms."'9 Die Hauptfunktion 
einer dcrartigen neokoloni:llcn Partnerschaftskonzcption be­
steht also darin, die "have nots (Habenictllse) nicht zu r Revo­
lution zu treiben."·20 
Was in der BRD und llndercn entwickelten kapital is tischen 
Staaten scheinbar gelungen war - die Integration der ab­
hängig Arbeitenden in das bestehende System mil Hilfe 
sozialpanllerschaftl icher Proragandaforme ln und matc riellen 
Zugestiindnissen - sollte auch im internationalen Maß~ tab er­
reicht werden. 

111. Die entwicklungspolilische Praxis in der Eppler-Phase 

Die Rt:alisierung der neuen ent wick lungspolitischen Kon­
zeption .,aus einem Guß" (Sohn) setzte vorab die organi~ato­

rischc Zusammenfassung de r bislang zersplitterten entwick­
lungspolitischen Kompctenzbcrcichc. insbesondere die über­
tragung der Kapitalhilfezuständikeil .... om Bundesm iniste rium 
für Wirt.schaft an das BMZ. voraus. 
Die wichtigsten Veränderungcn der entwicklungspolitischen 
Praxis f(lnden vor allem im Bc reich der integrierten Länder­
progmmme, der Kapi talh ilfevcrgaben und der Stimulierung 
der privatcn Kapitalexporte statt. 

1. Integrierte Länderprogram me 

Mit der Verabschiedung der entwicklungspolitischen Kon­
zeption rückt der übergang von Einzelprojekten ("Gieß­
kannenprinzip") zu langfris tigen. inh::grierten. länderbezogc­
nen und inte rnational koordinierten Hilfeprogrammen in den 
Mittelpunkt de r westdeutschen Entwick lungspolitik. 
Leitgedanke dieser Hi lfsprogra mme ist der adäquate und 
effiziente Einsatz der unterschiedlichen lnstrumcn!e der Ent ­
wicklungSpolitik in bestimmte n llusgewählten Schwerpunkt­
ländern de r Dritten WeiL .. In den I;inderbewgenen Hilfc­
programmen wird festgelegt." so heißt es in der entwick­
lungspolitischen Konzeption der Bundesregienmg .. ,welche 
Maßnahmcn unterstützt werden sollen. Entsprechend den 
unterschied lichen Bed ürfnissen der Länder werden die Pro~ 
gram me verschieden sein. Artcn. Formen und Kondit ionen 



der Hilfe werden entsprechend den Gegebenheiten des Lan­
des differenziert. Durch das HiUeprogramm wird das Zusam­
menspiel aller Instrumente örfenllicher Entwicklungshilfe er­
reich!. Es umfaßt Kapitalhilfen und Zuschüsse, ennöglkht 
die abgestimmte Mitwirkung privater Träger und der Frei­
willigen des Deutschen Entwicklungsdienstes (DEO) und gibt 
der Privatwirtschaft entsprechende Hinweise." Z! 
Mit der Konzentration auf solche Uinderprogramme war 
der übergang der westdeutschen Kapitalhilfepraxis zur 
grundsätzlichen Projektgebundenheit verbunden. Damit hofft 
man, die Forderung nach begrenzten Wandlungen de:r Sozial­
struktur einzulösen. Wenngleich der Schwerpunkt hie:rbei zu­
nächst auf staatlichen Maßnahmen zur Steuerung d~:r sozia­
len und wirtschaftlichen Entwicklung der betreffendenl Region 
liegt (Kleingewerbeförderung, Förderung von VermalTktungs­
genossenschaften auf kapitalistischer Grundlage. Sozi,alstruk­
IUrhilfe usw.). so wird sich doch " in geeigneten Fällen un­
schwer ein mehr oder weniger enger Verbund zwischen der 
öffentlichen Hilfe (Kapitalhilfe oder Techn ische Hilfe) und 
privaten Kapitalan lagen und damit zwischen entwicklungspo­
litischen und privatwirtschaft lichen Interessen und Zielen her­
ste llen lassen."z2 
Denn der private Investor aus der BRD kann sich bt::i seinen 
Inveslitionsabsichten an den Länderhilfeprogrammen der 
Bundesregierung orientieren. Die Bundesregierung begrüßt 
und r6rdert ihrerseits "unte r entwicklungspolitischen Ge­
sichtspunkten insbesondere solche Privatinvestitionen, die 
sich in eine vorhandene Entwicklungsplanung des Empran­
gerlandcs einfügen und in diesem Rahmen in parlne:rschaft­
licher Form (Joint Ventures) betrieben werden sowie zu 
einer verstärkten Ausbildung einheimischer Arbei:tskräfte 
führen ."u 
Die Einbeziehung " partnersehartJichcr" Oirektinvcstitionen 
aus der BRD in die staatlichen Entwicklungs,hilfepro,gramme 
e rscheint als besonders wirksame Unterstützung bei der 
He rausbildung einer vom westdeutschen Kapital abhängigen 
und koope.rationsbereiten Bourgeoisie in den Entwil:klungs­
ländern und bei der Zuriickdrängung weitreichender Natio­
nalisierungsvorhaben. 
Mit dem übergang zu langfristigen i01egrierten Ländcrpro­
grammen war eine Konze01ratiOn des Mitteleinsatzes auf rela­
t;v wenige Länder verbunden . Während bis 1973 insgesamt 
70 Länder öffent liche, bilaterale Kapi talhilfe aus der ElRD er­
halten .hatten, wurden 1973 nur noch Kapitalhilfezusagen an 
32 Länder gegcben. 2• 

2. Entwic:kJung und Funktion der Kapilalhilfepraxis 

Im Rahmen ihrer mittelfristigen Finanzplanung halte die 
Bundesregierung cine durchschnittliche jährliche Steigerung 
der liaushaltsmittel für bilaterale und multilaterale öffem­
liehe Zusammenarbeit (Entwicklungshilfe) von 1O,8"'~ in den 
Jahren 1970-1974 vorgesehen. n Wenngleich diese Planung 
im großen und ganzen eingchalten worden ist. so konnte da­
mit jedoch das von der Bundesregierung verbal unld ohne 
zeitliche Festlegung akzeptierte Ziel der UN-En twic:klungs­
strategie, 0 ,7 % des Bruttosozialprodukts (BSP) der öffent ­
lichen Entwicklungshilfe zuzuführen, nicht erreicht werden. 
Der Ante il der ö ffentlichen. Emwicklungshilfe am BSP ist 
vielmehr von 0,42 % im Jahre 1968 auf nur noch 0,31 % im 
fahre 1976 gefallen . 

Während sich die quantitative Steigerung de r Ausgaben der 
Bundesregierung im Rahmen der Entwicklungspolitik in 
Grenzen hielt, und besonders durch finanzielle Engpässe 
immer wieder beei nträchtigt wurde, versuchte sie vor allem 
über die Erleichte rung de r Kreditbedingungen den Forderun­
gen der Entwicklungsländer enlgegenzukommen, ihre Zah­
lungsHihigkeit auf dem Weltmarkt zu erhöhen und den ge­
wachsenen Anfo rderungen aus der SYSlemkonkurn~nz mit 

den sozialistischen Staaten und auch westl ichen Konkurren­
ten Rechnung zu tragen . "Es wäre gewiß töricht," - so Epp­
lers Staatssekretär Sohn 1972 - "jegliches Eigeninteresse an 
eine r Intensivierung der Beziehungen zu den Ländern der 
Dritten Welt leugnen zu wollen . Die Bundesrepublik braucht 
in der harten weltpolitischen Konkurrenz und im Wettbe­
werb mit der DDR Partner. auf die sie sich verlassen kann. 
Der Umfang, die Bedingungen und die Fonnen ihrer Ent­
wicklungshilfe demonstrie ren besser als jeden Versuch einer 
bloß mündlichen überleugung, wie olfen sie tür die Nöte 
anderer Länder ist und welches Verständnis sie dafür auf­
bringt , ohne sich gleichzeitig in deren innere Angelegenhei­
ten zu mischen :'2e 

8edinl uDlell der billltrll tt" Kttdllt (Dul't'hsch"illP\o·t r'lt) 

Jahr Zuschuß- ZinS58U Laufzeit Freijahre Anteil der 

1969 
1970 
1973 
t976 

element in" Jahre Lieferbln-
in .,. 

53 

" 66 
m 

3,2 
2,9 
2,1 
1,9 

26.0 
28,2 
32.0 
j3,7 

1,6 
8,5 
9,' 
9,1 

dung in ,. 

J4 
28 
J9 

1 

Quelle: Driller Bericht 2ur Enlwicklungspolitik der Bundcsregin-unl. 
a. I. 0., S. 138 

Die Erleichterung der Bedingungen in der Kreditvergabe­
praxis war nicht nurnotwendig,um über den Demonstrations­
effckt günstigerer Bedingungen neue Einnußsphären in der 
Dritten Welt zu erschließen und ~lte auszubauen, sondern 
auch möglich, ohne die Interessen der exportorien tierlen 
Konzerne wesentlich zu beschneiden . Die hohe Konkurrenz­
fähigkeit der westdeutschen Konzerne auf dem Weltmarkt hat 
das ihre dazu beigetragen . daß Irotz des kOnlinuierliehen 
Abbaus der Liefergebundenheil von BRD-Kapitalhilrekredi­
te n 2/3 dieser Minel in Form VOn direkten Aufträgen an die 
westdeutsche Industrie zurücknießI. Auch die Tatsache. daß 
der Marktanleil der BRD in denjenigen Ländern überdurch­
schnittlich hoch ist, auf die sich der staalliche Kapita.lcxport 
konzentriert nat V , zeigt, wie sehr "Enlwicklungshilfc" auf 
die Ausweitung des privatkapilalistischen Warenexports aus­
gerichtet ist. 
In iihnlicher Weise hat sich das gewachsene Gewicht der BRt) 
im Rahmen der multilateralen Entwicklungshilfeorganisa­
tionen bezahlt gemacht. Der Anteil der multilateralen lei­
stungen am Gesamtvolumen der öffenl lichen Entwick lungs­
hilfe hat sich von 1966 noch 11 , I % auf etwa 25 % in der 
ersten Hälfte der 70tr Jahre gesteigert . Ober die Beteili­
gung des westdeutschen Staates an der Wellbank kamen die 
SRD-Konzerne bislang zu etwa 12 % der weltweit vergebe­
nen Aufträge , was dem fast vie reinhalbfachen des von der 
BRD eingezahlten Kapitals en tspricht.28 

Da'ß die staatliche Entwicklungspolitik aueh in der Amts­
periode Erhard Epplers im wesentlichen staat liches ,.Präin­
vestment" (Scheel) zur Vorbereitung de r privatkapitalisti­
sehen Konzemexpansion blieb, er-...·cist sich an der regiona­
len und sektoralen Verteilung der öffentlichen Leistungen. 
Von der an die Länder der Dritten We lt im Jahre 1974 ver­
gebenen öffentlichen Entwicklungshilfe (Kapitalhilre) ent­
fielen z. B. auf Lateinamerika ledigl~ch 14 %, während 
Schwarzafrika 23 % und Asien (einschließlich der arabischen 
Staatcn) 63 % auf sich vereinigte .29 Die Verteilung dt!r 
westdeutschen Direkti nvestitiOnen in der Dritten Welt rallt 
genau umgekeh rt aus. Von dcn bis Ende 1974 in der Dritten 
Welt getätigten Dire ktin vesti tionen cntfielen allein auf La­
leinamerika 61 %, auf Afrika (einschließlich des relativ stark 
entwickelten Südafrika) 24 % und auf Asien (einschließlich 
OLcanicn) lediglich 15 "10.:» 
Diese umgckehrt proportionale Verteilung von öffentlicher 

51 



Entwicklungshilfe und privater Kapilalexpansion verweist 
darauf, daß es die objektive Funktion der Entwic1dungshilrc 
ist, dort, wo die allgemeinen Bedingungen kapitalistischer 
Produktio n noch ungenügend enlwickelt sind, ers't einmal 
Voraussetzungen [ür das privat kapitalistische Engagement 
zu schaffen. Ode r wie Epplers Nachfolge r, Egon Bahr, es aus­
druckt : " Entwicklungshilfe. die vor allem Infrnslruktu rvor­
haben mit wenig Amortisationschancen(!) förden, ist hier 
ein Mittel, einen Markt überhaupt erst entstehen zu lassen. 
Öffentliche Entwicklungshilfe spiel! hier auch die Holle eines 
Vo rläufe rs für private Investitionen ."'1 
Entsprechend hoch ist die KOll7.cntration der im Rahmen 
der projektgebundenen bilateralen finanziellen Zusammen­
arbeit verausgabten Miud auf den Ausbau der materiellen 
und sozialen Infrastruktur in den Entwicklungsländern : Mit 
57 % im Jahr 1973. und 66,2 für 1976 macht dies jeweils den 
bei weitem größten Posten im Rahmen der ö ffentlichen pro­
jektgebundenen Kapitalhilfe aUS,32 

3. Die direkte Stimutierung der Kapitalellpol'1le 

Die starke Akzentuierung des Partncrschafl.sgedan~:ens in der 
entwiekJungspolitischen Konzeption der Bundesregierung be­
deutete ke ineswegs, daß man auf die direkte Stimulierung 
des an profitwirtschaftlichen RentabilitätsgesiehilSpunkten 
o rientie rten Kapitalstroms verzichten oder ihn in seiner Be­
deutung e ingeschränkt sehen wollte. Im Gegenteil beklagte 
Epplers Staatssekretär Sohn schon 1972: "Obwoh'l die Bun­
desregie rung für Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
neben de r Förderung durch das Entwick lungshilf,:steuergc­
setz das Instrument der Kapitalan lagengarantien bereitste llte. 
läßt die Höhe der Direkt investitio nen zu wünschen übrig, 
auch we nn ihr Volumen innerhalb des ersten EntwiCklungs­
hillejahrzehnts um das Sechsfa che anstieg." 33 

Das staatsmonopolistische Förde rungs- und Stimul ierungsin­
strume ntarium für den privaten Kapitalexport wurde deshalb 
gerade in der ersten Hälfte der 70er Jahre weiter [lach Kräf­
ten ausgebaut . 
Besorgn iserregend mußte es auf die Strategen des EiRD-Neo­
kolonialismus wirken, daß der Anteil der Direktinvesti tionen 
in Entwicklungslände rn am Gesamtbestand der westdeut­
schen Auslandsinveslitionen von 39 % im Jahre 1960 auf 
29 % im Jahre 1970 gesUJ1ken war. Das strategische Haupt­
ziel des Neokolonialismus, die Länder der Drittenl Welt am 
Ausbreche n aus de m kapitalistischen Weltwirtschaftssystem 
zu hindern, konnte langfristig nur dann erreicht werden, wenn 
es gelang, den Trend zur relativen BedeutUJ1gsmindlerung der 
Kapitalexpone in die Dritte Welt aufzuha lten. 

Angesichts von Enteignungsakten und anderen Maßnahmen 
zur He rstellung der nationalen Souveränität der Entwick lungs­
lände r über ihr winschaft liches Potential wird die staat liche För­
derung zu e iner allge meinen Rahmenbedingung fürdie Fortset­
zung des Kapitalexports überhaupt. Neben der Aufgabe. den 
a llgemein verschlechtenen Investit ions- und Verv.·ertungst>e­
dingungen für das imperialistische Kapital in der Dritten Weh 
entgegenz.uwirken, hängt auch die Ausgangslage de r jeweili­
gen Konzerne im Wett laufmit den Konkurrenten um Märkte, 
Produktions- und Rohstoffbasen vor allem davon ab, wie weit 
entwickelt die Förde rungsinstrumente " ihres" Staates sind. 

Anders als bei de n ,.klassischen·' Kolonialmächten. die das 
jeweilige nationale Kapita l mit Hilfe ihrer poli tischen Souve­
ränitätsrechte in den ehemaligen Kolonien gegenüber aus­
ländischen Konkurrenten abschirmen ko nnten, konnte sich 
der Kapitalexpon der BRD-Konzerne von Anfang an im 
wesentlichen nur auf das neokolonialistische Förderung.~in­
strumentarium stütze n. 
Es beste ht au~ den sog. Hermesbürgschaften. aus mit in­
zwische n 45 Entwicklungsländern abgeschlossenen Kapital­
schUlzabkommen. Doppe lbesteue rungsabkommen mit 40 
Entwicklungsländern, dem Entwicklungsländer-Stcue rgcsclZ 
und der 1962 gegründeten Deutschen Entwieklungsgesell­
schaft (DEG) . Während Hermesbürgschaften und Kapital­
schutzabko mmen der V~rbesserung des lnvcstitionsklimas in 
Entwicklungslände rn dienen, indem sie das private Kapital 
vom Enteignungsrisiko befreien und seine allgemeinen Ver­
wertungsbedingungen verbessern, soll mittels steuerlicher Be­
vone ilung der private Kapitalstrom insbesonde re in a rbeitsin­
tensive Branchen und in die am wenigsten entwickelten Ent­
wicklungsländer (LDC) stimulien werden. 

Eine besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammen­
haryg der in staatlichem Besitz befindlichen DEG zu, deren 
Stammkapital 1975176 von 300 Mio DM auf 500 Mio DM 
e rhöht worden ist. Ende 1974 war die DEO an 120 Pro­
jektgesellschahen in 45 Entwick lungsländern beteiligt, Indem 
sie die westdeutschen Konzerne beim Ausfindigmaehen sog. 
Standonvo rteile unterstützte. die Gründung .,partnerschaftli­
eher" Joint Ventures (gemischter Kapitalgesellschaften) 
vorantrieb und sich an besonders risikoreiehen Investitionen 
fi nanziell bete iligte. übte sie die Funktion eines Platzhalters 
fü r das private Kapital aus. dem sie so den Weg ebnete . [n ­
dem sie die Auslagerung solcher Branchen, die in der ßRD 
aufgrund gestiegener Lohnkosten nicht mehr profit abel ge­
nug produzieren können, in die Dritte Welt gezielt förderte. 
wurde die DEG zu einem de r wichtigsten staatlichen Orga­
nisatore n der von der Bundesregie rung anvisierten neoko­
lonialistischen Arbeitstei lung.'" 

Öffendkbe EntwkklungsblJre der 8RD 
(in Mio DM) 

Jahr' Bi lat ~ralc Muhihuerale Zusammerl Arlteil am Mittel aus Steillenmss· Arlt~iI am 
Offcrltliche Orfcrltliche ßSP in ~. Bundes· rate in "- Bundes· 
Netlolei· Nettolei- haushalt haushalt in " 
stungen stungen 

1968 1787,7 09,9 2227,6 0.42 2032 ,0 25,3 2.7 
1969 1770.2 550,8 2271,0 0.18 2163.t .., 2.7 
1970 1705.9 496,9 2202,8 0.32 2018.0 - 6.7 2.J 
1971 1848,7 714,5 2563,2 0,34 23 16.0 14,t :!,4 
1972 1938,2 .... ' 2604.7 0 ,31 2280') - t ,6 2.1 
197] 2112.3 828.8 294t , t 0,32 2"8,9 13,5 2. 1 
1974 2628,$ 10lI6,7 371$,2 0.38 2938,4 13.$ 2.2 
t97$ 2BS9,3 005.9 4165,2 0 .... 1547.3 20,7 2.2 
1976 262B,4 854,7 3483,1 0,31 3077.9 - 13,2 I.' 
111 .. ",,,,~.~1' /I.eh: Drin ... Ikridu .... Ea ... iokh'npJIOÜI;l · ..... 8u.>dcst".;.n..q. Tlbdk ... ~ lIorul. NovmIbct Im, S. In f, 

11 



IV. Zur Entwicklung der BRD-Direklinveslilionen 

Der zügige Ausbau des slaalsmonojX)lislischen Förderungs­
instrumentariums in den,60er und 70er lahren ist zwar eine 
notwendige Rahmenbedingung für die forcierte EXlPansion 
der Konzerne in die Dritte We lt, reicht jedoch zur Erklärung 
der Ursachen der 1966 einsetzenden Kapitalexportolffensive 
der BRD nicht aus. De r mit dem Abschluß der Rekonstruk­
tionspcriode des westdeutschen Monopolkapitalismus rasch 
ansteigende relative Kapitalüberschuß trieb das Kapital zur 
verstärkten Suche nach profitablen Anlagesphären im Aus­
land. Wollte das westdeutsche Kapital seine über di!n Wa­
renexport errungene starke Stellung auf dem Weltmarkt und 
in den Entwicklungsländern erhalten und langfristig aus­
bauen, so bedurfte es dazu neben dem Warenexport eines 
"zweiten Standbeins" der außenwirtschaftlichen Exp,ansion, 
des Kapita lexports. 

BR.I)..OlrekllnvHlltlontn In IndUlilrit- und Entwicklungsli :ndun 
(Btsllnd stil 1952 kumuliertt Tr1lRsaklionswt rle) 

IndustrieLander Entwit:kiungsländer 
Jahr Mio DM •• MioDM •• 
1962 234\ "'.' ISOI J9, \ 
1967 858S 71,2 3472 2.8,8 
t970 t4901 70,6 6212 2:9,4 
1973 22S83 70, 1 9650 2.9,9 

Quelle: BMWi, Runder iaß Außenwirtschaft, Nr. 17/ 1974 

Schon frühzeitig e rkannten deshalb führende Ellponenten des 
westdeutschen Finanzkapitals vom Schlage eines Hermann J . 
Abs: ,.Es sind .. _ existenzielle Grunde der Sicherung unse­
re r internat ionalen Wettbcwerbsfähigkeit, nicht etwa nur ab­
strakte Erwägungen der Zahlungsbilanzarithmclik, die die 
Forderung nach einem zielstrebigen Ausbau des unter:nehme­
rischen Produktionsvennögens im Ausland bedingen." ·3$ Ent­
sprechend steht bei den westdeutschen Direktinvestitionen 
zunächst das Motiv im Vordergrund, über die Präsenz auf den 
lokalen Märkten den Untemehmensabsatz zu erweitern . Be­
zeichnenderweise gewinnen mit zunehmender Krisenhaftig­
keit und der langfristigen Verschlechterung der inne ren Re­
produktions- und Verwertungsbedingungen KOSlenübcrle­
gun gen (insbesondere Lohnkostenübcrlcgungen) bei der Vor­
nahme von Direktinvestitionen an Gewicht. Beiden Haupt­
motiven der westdeutschen Kapitalexpone liegt das Streben 
nach monopolkapital istischen Höchst- und Elltraprofiten 
zugrunde. J6 

Wie obige Tabelle zeigt. feH lt de r Anteil der Entwiclklungs­
länder am Gesamtvolumen der westdeutschen Direkünvesti­
tionen. um sich seit 1966 auf etwa 29 % zu stabilisieren. Im 
inte rnationalen Vergleich erreicht die BRD bis Ende 1973 
mit insgesamt 32,2 Mrd DM den dritten Platz der Direktin­
vestoren in der westlichen Welt hinter Großbritannien mit 
umgerechnet 85 Mrd DM und den USA mit 3 15 Mrd DM.Jl 
Der indessen immer noch große Abstand zwischen de.r Bun­
desrepublik und Großbritannien dürfte durch die Berücksich­
tigung der unterschiedl iche,n statistischen Erfassungsmetho­
den in beiden Ländern deutlich relativiert werden. Da die 
"westdeutsche Statistik im Gegensatz zur britischen, annerika­
nischen. japanischen usw. lediglich die finanzie llen Transak­
tionswerte, nicht jedoch Reinvestit ionen von Gewinnen und 
die Vornahme von Direktinvesti tionen über sog. Holding­
Gesellschaften in Driuländern erfaßt. wird ihr Bestand im 
Vergleich zu anderen Lände rn systematisch unterbewertet. 
Nach OECD-Schätzungen liegen sie um etwa 40 % über den 
tatsächlich ausgewiesenen Werten. II 
Vergleicht man allerdings die Zuwachsraten der westdeut­
schen Direktinvestitionen mit denen ihrer Hauptkon~;urren­

ten, SO übertreffen sie mit durchschnittlich 22,8 % (1960171) 

bei weitem d ie der USA (9,2 %) und die Großbritanniens 
(6.5 %). 
Noch deutlicher ist der Vorsprung der BRD-Direktinvesti­
tionen im Wachstumstempo, betrachtet man ausschließlich 
d ie Kapitalanlagen in Entwicklungsländern. Hier lag die BRD 
zwischen 1961 und 197 1 mit jahresdurchschniltlich 14,3 % 
deutlich an der Spitze (USA 10,7 %, Großbritannien 3.3 %, 
Frankreich: -5.1 %, Japan: 11 ,0 %).39 
Dies verweist nicht nur darauf, daß die BRD ihren Nachhol­
bedarf an Direktinvestilionen im Ausland zügig abdeckt, son­
dern a\lgemein auf einen gewachsenen Stellenwert des Kapi­
talexports im Rahmen der außenwirtschaftlichen Expansion 
und Verflechtung der BRD. Dies wird vor allem durch den 
Tatbestand bestätigt, daß das Wachstum der Dircktinvestitio­
nen den Exportzuwachs bei weitem übersteigt, und zwar mil 
wachsender Tendenz. 

Das Terrain der A uslandsproduktion 

Während sich im Zeitabschnitt 1962- 1972 die gesamten 
BRD-Direktinveslitionen nahezu versiebenfac hten, hat sich 
der Export nicht einmal verdreifacht. Dieser Trend zur ver­
stärkten lokalen Produktion ist besonders ausgeprägt in Ent­
wicklungsländern. Diese Strategie der westdeutschen Kon­
zerne, die Auslandsproduktion energisch zu erhöhen, ist von 
einer überdurchschnittlich starken Zunahme der Auslandsbe­
schäftigu ng begleitet gewesen: 

Zunlhmt du Intands- und AustandS'?rschliflillen l uslewiht ltr 
BRD-Konltrne 1965-1973 (In O? ) 

Kon~erne 

Votkswagenwerk (VW) 
Farbwerke Ha«hst 
Daimler Ben~ 
Siemens 
Bayer 
Manncsmann 
BOlieh 

Qu~Jte: Kisker, a. a. 0., S. 32 

Zunahmt dtr 
Irliandsbc­
schllfligten 

SI ,1 
62,0 
42,2 

0.' 
11,0 
1.7 

11,1 

Zunahme der 
Au~iandsbc­

liehärtigten 

190,4 
435,3 
184,0 
125,0 
164,] 
84.1 
94.1 

Die Verbreiterung der Ausbeutungsbasis durch Auslands­
produktion und die Nutzung de r Auslandsproduktion für das 
Wachstum des BRD-Kapitals ist \"or allem das Terrain der 
großen Monopole . Stärker noch als die Inlandsproduktion ist 
die Auslandsproduktion auf die größten Industriekonze me 
konzentriert. "Die 7 Finnen , bei denen die Eigenleistung der 
produzierenden Auslandstöchter 1971 mehr als 1 Mrd DM 
betrug, vereinigten fast die Häl fte der gesamten Auslands­
prOduktion auf sich. Rund ein Drittel emfiel auf jene 4 Unter­
nehmen , d ie eine Produktion von über 2,5 Mrd DM im Aus­
land erzielten. Der größte Ausl:mdsproduzent, das Volkswa­
genwerk, kam allein für über 10 % auf. ".0 

Während bei der Auslandspfoduktion die Aulomobi lkon­
zeme VW und Daimler Benz die Spitzenstellung halten, 
liegt der Anteil des größten "Arbeitgebers" im Ausland, der 
Siemens AG, bei 12 % der gesamten AJJslandsbeschäftigten. 
Allein AEG, Boseh und Siemens zusammen ste llen mit gut 
75 % den größten Teil der Investitionen der Elektroindustrie 
im Ausland. In der Chemieindustrie vereinigen die IG-Far­
ben-Nachfolger BASF, Hoechst und Bayer rund 60 % der 
A uslandsproduk tion ihrer Branche auf sich.· ' Wenngleich in 
jüngster Zeit auch verstärkt kleinere und mittlere Unterneh­
men an der Nutzung der kostengünstigen Proouktionsstand­
orte in der Drillen Welt partizipieren, so weisen diese Ziffern 
doch darauf hin, daß die größten Auslandsinvcsto ren auch 
die größten Konzerne der Bundesrepublik sind. 
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Es sind vornehmlich die Direktinvestitionen der BRD-Kon­
zerne in der Dritten We il, über die sich die von der Bundes­
regierung angestrebte neokolonialistische Arbeitsteijung rea­
lisiert. Aufgrund ihrer historisch bedingten Schw~iche , was 
die unmittelbare Verfügung über die Rohstoffquelkn in den 
Entwicklungsländern betrifft, fallt dem BRD-Neokolonialis­
mus die Anpassung an das sich seit Mitte der 60er Jahre be­
schleunigt herausbildende Muster der internationalen Ar­
beitste ilung wesentlich leichter als den lraditiondlen Ko­
lonialmächten Großbritannien und Frankreich oder den eben­
fall s stark auf die Ausbeutung von Rohstoffquellen konzen­
trierte n USA. 
Se lbst heute noch sind rund 50 % der Direktinvestil.ionen der 
kapitalistischen Industrieländer in der extraktiven Industrie 
(Bergbaubcreich) und nur 25 % in der verarbeitenden In­
dustrie angelegt. Von den aus der BRD kommenden Direkt­
investitionen gingen jedoch 80 % in die neuentstehenden in­
dustrie llen Verarbcitungsbranchen und das Diensi leistungs­
gewerbe und nur 7 % in den Extraktionsbereich der Entwick­
lungsländer .• 2 

Die historisch e rzwungene Konzentration auf den Sektor der 
verarbeitenden Industrie verschaffte dem BRD-Kapital schon 
frühze itig e inen spezifischen Konkurrenzvorteil gegenüber 
den zunächst überlegenen westlichen Konkurrenten. 

Y. Zur Struktur und Auswirkunjl: des BRD-Neokolonialis­
mus in den Entwicklungsländern 

In der regionalen und branchen mäßigen Struktur der west­
deutsche n Kapitalanlagen in den EntwiCklungsländern spie­
geln sich einerseits d ie besonderen historischen "Traditionen'· 
und Niederlagen des deutschen Imperialismus, seine gegen­
wärtige industrielle Produktionsstruktur und Außenhandels­
verflechtung, und ande rerseits die ökonomischen u.nd politi­
schen Bedingungen der Plusmacherei in den Zielländern der 
Drillen Welt. 
Von den fast 10 Mrd DM Auslandsanlagen in den Entwick­
lungslände rn (bis Ende 1974) waren fast 6 1 % auJ Latein ­
amerika (davon allein Brasilien ca. 30 %) konzentrie rl. · 3 Ne­
ben Spanien und Brasilien waren vor allem die Repu blik Süd­
afrika und Israel die bedeutendsten Schwerpunkte westdeut­
sche n Privatkapitals. Es fo lgen mit Abstand Ar!:enlinien, 
Mexiko. Indien, Indonesien, Pakistan . Die 25 am wenigsten 
entwickelte n Länder. hauptsächlich Afrikas und Asiens, 
haUen dagegen nur 2 % der westdeutschen Direktinvestitio­
nen in EntwickJungsländem aufgc nommen. 
Fast 2/3 aller Auslandsinvcstitionen entfielen auf industrielle 
Branchen, ca , 30 % auf Hande l und Dienstleistungen (TouriS­
mus: Kanarische Inseln, Tunesien usw.) , während nlJr ein re­
lativ geringer Teil bislang in den landwirtschaftlichen und 
Rohstoffsektor floß. Innerhalb der Industrie waren ,>,or allem 
die folgenden Zweige maßgeblich an den Auslandsinvesti · 
tionen in den Entwicklungsländern beteiligt : e hernil! (17 %), 
Automobilindustrie (10 %). Elektrotechnik (9 %). Maschi­
nenbau (6 %). 
Schon aus der regionalen Verteilung und der branchenmäßi­
gen Konze ntration läßt sich ersehen, daß die Invt:stit ionen 
vor allem binnenmarkto rientierte Anlagen, die einen vorhan­
denen Markt bedie nen oder "erschließen" sollen. gewesen 
sind. Erst in jüngster Zeit hat der Typus der exporto rientier· 
~en industrie llen In vestitionen (Singapur, Südkorea etc.) an 
Bedeutung zugenommen. In gewissem Sinne ist auch ein gro­
ßer Teil de~ Dienstleistungsinvestitionen (Tourismus) die­
sem außenoriemierten Typus von Auslandsinvcstition zuzu­
rechnen. 4. 
Verallge meinernd läßt sich für die Zielrichtung der westdeut ­
schen Investitionen in die Entwicklungsländer behaupten, 
daß verschiedene ökonomische und politisehe Bed;ingungen 
für sie gegeben sein müssen: Absmzmöglichkeiten auf dem 
Markt des "Gastlandes", eine gewisse Infrastruktur, niedrige 
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Lohn- und Rohsto ffKosten und ein politisches Regime, das 
sog. "Stabi lität'· und eine weitgehende Liberalität der Au­
ßenwirtschaftsbeziehungen (Gewinntransfe r, Währungssta­
bilität usw.) garantiert. Steuerl iche Begünstigungen durch 
die Regierung des Entwicklungslandes, Sondertarife für 
Energie oder öffentliche Dienstleistungen, die Möglichkeit 
der Ausschöpfung einheimischer Finanzierungsmittcl sind 
we itere Stimuli für das anlagebe reite AuslandskapitaJ. 
So ist es kein Zufall, daß das westdeutsche Kapital sich nicht 
nur in relativ " fortgeSChrittenen·· (und bevölkerungsreiehen) 
Entwicklungsländern konzent riert , sondern daß die bevorzug­
ten Investit ionsländer zugleich zu den reaktionäm en und 
proimperialistischsten de r Dritten Welt gehören. 
Von der imperialistischen Symbiose profitieren be ide Seiten 
auf ihre Weise : Während die betreffenden Regimes durch 
den Zufluß ausländischen Kapitals in gewisser Hinsicht ge­
festigt werden, d. h. die Schwächen und Grenzen der ein­
heimischen eigenständigen Kapitalakkumulation "verdeckt·' 
und aufgesogen werden, genießt das Auslandskapital privi­
legierte Ausbeutungs- und Profitbedingungen, die in den 
Augen de r Wortführer der internationalen Konzerne das ent­
scheidende Kriterium für d ie Beurteilung eines Regimes ode.r 
Gesellschaftssystems darstellen. Die lobenden Ausrufe west· 
de utscher Unte rnehmer oder kapitalhöriger Politiker gegen­
übe r den schlimmsten faschistischen und reaktionärsten Fol · 
terregimes in de r Dritten Welt sind außerordentlich zahl­
reich; und sie machen diesen ökonomisch-politischen Inter­
essenzusammenhang von herrschender Klasse in eine m Ent · 
wicklungsland und einem entwickelten kapitalistischen Land ­
wie de r BRD - überdeutlich. So hat z. B. e rst kürzlich wieder 
der Vizepräsident des Bundesverbandes der deutschen In­
dustrie (BOI). Sohl, auf eine m Besuch in Argentinien die 
katastrophale ökonomische und politische Entwicklung des 
Landes als "großen Fortschritt in der wirtschaftlichen Ge­
sundung des Landes" gepriesen.· 5 

Aber auch im Falle weniger willfährig oricntierter Regie­
rungen in Lände rn der Dritten Welt ist das Auslandskapital 
aufgrund seiner überlegenen ökonomisch-technologischen 
Posit ion und der Möglichke it, die \'crschiedenen Entwick­
lungsländer gegeneinander auszuspielen, in der Lage, großen 
politischen Druck auf die jeweiligen Regierungen und ihre 
Maßnahmen auszuüben. Elementare Voraussetzung und 
gleichzei tig Resultat dieser Einflußnahme ist es, die betref­
fenden Entwicklungsländer in ihrer Integration in den kapi­
talistische n Weltmarkt und dessen Gcscumäßigkeiren zu hal ­
ten. 

Positive "Entwicklungseffekte"? 

In Bezug auf die Auswirkungen der pri\!aten Direktinvesti­
tionen auf die unterentwickelten Länder wird auch fü r die 
westdeutsehen Engagements - wie auch für die Wirkung des 
Auslandskapitals generell - stets auf die positiven "Ent ­
wicklungseffe kte" und seinen " Beitrag zum Abbau der Un­
terentwicklung" verwiesen . Das westdeutsche Kapital sei so­
gar - aufgrund seiner branchenmäßigen Orientieru ng und 
seiner raschen Erweite rung aus reinvest ierten Profi ten - als 
besonders wertvoller Entwick lungshelfer einzuschätzen. Im 
einzelne n wird behaupte t, daß die Direktinvcstitionen viel­
fältige positive Effekte hätten: übertragung von Technologie 
und Know How, Entfaltung der Produktivkräfte. Schaffung 
von Beschäftigung, Qualifizie rung von Arbeitskräft en, Be­
re itste llung zusätz liche r Fonds zur Kapitalbildung. Entlastung 
de r Zahlungsbi lanz usw. 
Diese Argumente sind sowohl auf thl.'o retisch-mcthodologi­
scher Ebene wie auch in empirischer Hinsicht außerordent­
lich fragwürdig. 
Zunächst ist die Auffassung zurückzuweisc;n, daß es ohne 
ausländische Privatinvestitionen noch schwieriger sei, die 
Unte re ntwicklung zu überwinden, und daß sich ein Gesamtur­
teil über die Wirkungen ausländischer Unternehmen nur ab-



Lateinamerika -
Zentrum der BRD-Wirtschaftsexpansion 

Seit jeher haben Konzcmgewaltige und Bonner Politiker in ihren 
Fesuedcn die " traditionell guten und freundschaftlichen Beziehun­
gen" zwischen der BundesrcpubJik und Lateinamerika hel"'lorgeho­
ben. In der Tat ist der lateinamerikanische Subkontinent die bei 
weitem bedeutendste Schwerpunklrcgion westdeutscher Waren­
und Kapitalexporte in der Drillen Weh. 

BRD-DirtktiDl'atitioMa iR "'I~ 
(Besrand am Jahresende in MJo DM) 

1965 1967 1969 1970 1971 197] 1974 1975 1976 

1.579 1.926 3.280 3.665 3.502 4.081 4.739 5.483 6.450 

Quelle: Obcrseerundschau, Nr. 3/ Mai 1975, NT. S/Oktober 1976 
und Nr. 4/0ktober 1977 

Im Ergebnis dieser kontinuierlichen Aufwänsenrwid:1unS (Ver­
fünffachung in einem Jabrullnt ) endielen auf Lateinamerika Ende 
1976 immer noch 63,3 % aller westdeutschen Direktinvestitionen 
in den Ländern de r Drillen Weil (zum Vergleich: 1968 noch ca. 
8O%!). • 
Innerhalb l.atdnamen'kas konzentrier1en sieh die westdeut.sehen 
privaten Kapitalanlagen auf die drei hödtstentwkkelten Länder 
Brasilien (3451.4 .Mio DM). Argentinien (580.0 Mio DM) und 
Mexiko (511.7 Mio DM). Mit Abstand folgen Panama (2G6 Mio 
DM), Kolumbien (122.2 Mio DM). Peru (116,1 Mio DM.). Oile 
( 103,5 Mio DM). Trinidad und Tobago (92.9 Mio DM), Vc:nezuela 
(81.1 Mio DM). die Bennudas (57.6 Mio DM) und Urugu;ly (28.3 
Mio DM). 
Mit einem Anteil von 53 % liegt damit Bra.~ilien weit an der SpilU 
alkr lateinamerikanischen Zielländer der BRD-Direktinvestitionen. 
Weitere 30 % entfallen auf Argentinien und Mexiko. "'tihrend die 
restlichen Länder lediglich 115 der westdeUISChen Latemamerika­
Direktinvestitioncn auf sich vereinigen. Ab steuergünstiger Kapital­
umschlagplatz fili" die lateinamerikanische Hemisphäre kommt noch 
der niederländischen AntiUeninscl Curacao mit 965,7 Mio DM (zu­
meist Holdinggese llschaften) eine herauS/"2gende Stellung zu. 
Mit einem Anteil von 34 % aller westdeutschen Kapitalanlagen in 
der gesamten Drillen Welt (Mille 1977) nimmt Brasilien auch hier 
eine unangefochtene Spitzensle l1ung ein. In dem Amazcmasland 
konzentrieren sich ca. 500 Produktionsfirmen und etwa 200 Ver­
waltungs-. Immobilien-. Handels- und Vertriebs- sowie weitere 
Dien5tleistungsuntemehmen bundesrepublikanischer Ab51ammung 
bzw. dominierender BRD-Beteiligung. Einschließlich reinvestiener 
Profite schätzen westdeutsche Banken den realen Invcstitionsbe­
Stand der BRD in B~lien auf 6,7 bis 7 Mrd DM (Ende 1976), 
also auf das Doppelte des in der amtlichen Statistik ausgewiesenen 
Wertes. 
Ein sprunghafter Anst ieg der wesldeutschen Direktinvestitionen in 
Lateinamerika ist jeweils im Ergebnis der Kriscnjahre der bundes­
deutschen Winschaft ( 1966-196911974-1976) zu verzcil:hnen -
ein Reflex der sich ve~härfenden VerwenungssilUation des Ka­
pitals im Innern der Bundesrepublik . 

Kawn weniger bedeutend ist in diesem Zusammenhang die Ene­
wicklung der Warenexpone der BRD nach Lateinamerika: 

BRD-WUfttC'xpot"I aadI ""Iciumtrib 
(in Mrd DM) 

1966 1967 1969 1970 1972 1973 1974 1975 1976 

3,9 4,1 4,8 5, 1 6,0 6,4 10,2 8,9 8.4 

Quelle: F. Vollmer. Z ur Entwicklung der Au8enhande1sbe.ciehun­
gen zwischen der BRD und den Ländern Lateinamcri.lr..as seit 
der Mille der sechziger Jahre, in: Asien·Afrika·Lateinamerika. 
Nr. 2/ 1977 , S. 3 14 ; Obersccrundschau, Nf. 2IMai 1977 

Da die Zunahme der BRD-Expone nach Laeeinamerika nicht 
mil einer e:;~henden Ausdch!lung der Expone lateinamerika-

nischer Länder nach der BRD beglei let war. erreichte die Bundes­
republik seit 1971 ständige ExPor1überschihse im Handel mit dem 
Kontinent. 
Während det Warenaustausch zwischen der BRD und den ent· 
wickelten kapitalistischen Staaten in den Jahren 1974175 infolge 
der kapitalistischen Weltwinsmaftskrisc im Rückgang begriffen 
.....ar, konnte die BRD durch übcrpropor1ionale Ausdehnung des 
Warenexporu nach Latcinamcrikl diesen .,Expor1einbruch" :rum 
Teillusglcichcn. 
Die Au8enhandelsverflcchtung der BRD mit Lateinamerika ist 
ähnlich wie de r Kapitalelfpor1 luf wenige Länder konuntrier1. 
Allein 73 % des gesamlen westdeutschen Lateinamerika·Ex;pons 
gehen nach Brasilien (30 %). Argentinien ( 16 %), Mexiko (1 5 %) 
und Venezuela (12 %). Die Bedeutung des Handels mit der BRD 
besitzt für die Länder Lateinamerikas eine ungleich grö8c: re Be· 
deutung als umgekehrt, liegt doch die BRD in der Regel an twei· 
tet oder drittet Stelle der ausländischen Warenlideranten La· 
teinamerikas. Außcnhande1sdefizite bedeuten für sie eine siet ige 
Ve~härfung des Devisenengpasscs und zwingen sie zu immer 
grö6c:rer Au8envenchuldung. 
Große Unsicherheitsfaktoren und Schwankungen birgt die stoffliche 
Struktur des Warena\lStausehes BRD-uteinamerika für die Länder 
des Kontinents in sich. Wihrend die BRD-lmpor1e aus Latein· 
amerika zu ca. 50 % aus landwirtschaftlichen Produkten (Kaffee. 
Kakao, Tee, Obst und Gemüse elc.). :tu 20 % aus Metallen und zu 
15 % aus Erzen bestehen, liden die BRD hauptsächlich Maschi · 
nen. Fahn:euge und chemische Grundstoffe. Nur langsam und zö­
gernd veränder1 sich dieses kolonialistische Muster der in ternatio­
nalen Arbeitste ilung. Der extrel"\l hohe Anteil l~ndwirlSChaftlicher 
Produkte an den westdeutschen Lateinamerika.lmpor1en (zum Ver· 
gleich : Asien und Afrika 10-1 5 'Y.) iSI wesentlich mitvcrantwor1-
lich fü r die infolge der Imponeinschrinkungen der EG 51ark 
schwankenden Devisenerlöse einulner Länder Laleinamerikas. So 
wandelte skh z. B. der Exponübc:rschuß ArgentiniellS mit der 
BRD von 440,5 MIO DM im Jahre 1973 in einen DeflZit Von 323.6 
Mio DM im darauffolgenden Jabr. 
Die Exportoffensive der IlRD nach Lateinamerika erfuhr ähnlich 
wie die Kapitalexpor1offensive eine ül:>erdurchschnittlich hohe 
staalliehe Förderung. Während der Antei l Lateinamerikas an der 
staatlichen "Entwicklungshilfe" rückläufig ist. entfielen auf Latein­
amerika (bei einem 3-4 %-Anteil am westdeutschen Gcsamtex­
ROn) 28 % der slaatlichen Expor1garantien. Bezeichnend ist die 
hochgradige Konzentration der staatlichen Entwicklungshilfe mi t 
annähernd 2/3 der an Lateinamerika ve rgebenen Millel an Brasi­
lien, Argentinien und Otile(!). also sokhe Länder. die ökonomisch 
und politisch für die BRD höchst bcdeul$al1l sind. 
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geben ließe. "wenn man die gegenwärtige Situation mit dem 
Zustand vergleicht, der sich bei Ausbleiben der ausländi­
schen Direktinvestitionen ergeben hätte,'· -e Eine solche 
Sichtweise häll die bestehende n Produktionsverhältn isse 
offenbar für notwe ndig, naturgegeben und unübe rwi ndbar. 
Und sie komml der Aussage gleich. daß bei der Wahl zwi­
schen Arbeitslosigkeit und extrem ausbeute rischer Lohnar­
beit le tzte re vorzuziehen sci, da sie immerhin ein -- wenn auch 
bescheidenes - Auskommen ermögliche. Als ob es historisch 
oder aktue ll fü r die Völkerder Dritten Welt nur die Wahl zwi­
schen Pest und Cholera gäbe, und nicht umgekehrl die ge­
gebenen Verhältnisse an den weltgeschichtlichei' Möglich­
keiten zu messen wären! Der plump-apologetische: Charakter 
solcher Grundprämissen, die die kapitalistische Produktions­
weise unbefragt als die optimale Produkt ionsform zur He­
bung des Lebcnsniveaus alle r Gesellschaftsmitglieder be­
greift, ist offensichflieh. 
Gewiß ist u. E. nicht bestreitbar, daß die ausländjschen Ka· 
pitalinvestitionen in den genannten Schwerpunktzweigen der 
Indust rie die Produktivkraftentfaltung vorantreiben. Die ent­
sche idenden Fragen aber sind: a) in welcher Fonn und b) um 
welchen " Pre is" dies g~schieht. 

Allgeme in läßt sich wohl sagen. daß auch die wes.tdeutschen 
Investitionen nur zu einer einseitigen Entwicklun g der Pro­
duktivkräfte und der Produktionsstruktur beitragen, die an 
den grundlegenden Massenbedürfnissen und Produktions­
möglichkeiten der jeweil igen Zielländer vorbeigeh!. ·7 Die 
meistc n Investitionen und Produktarten der westdeutschen 
Konzerne knüpfen an die in der Regel hohe Eir.lkommens­
polarisierung in den Entwicklungsländern an und produzieren 
sehr häufig vorwgsweisc langlebige Konsumgüt,~r für den 
"gehobene n Bedarf" , d . h. fü r die zahlungskräftigs"ten Schich­
te n. Außer d iescr Aufsaugung und Fixierung von Hessourcen 
und Produktivkräften im Sinne der Proftte rliclung ist zu be ­
achten , daß die Oberlragung \'on Tcchnologien lind Paten­
ten fü r d ie Entwicklun~lände r sehr kostspielig im. daß der 
Anteil der ., Lizenz- und PalCntgebühren" in der Zahlungs­
bilanz e in immer größeres Gewicht erhäl t und d,ie zumeist 
defizitäre Zahlungsbilanz in steigendem Ausmaß belastet. 
Durch diese Art der übertragung \'on Teehnologien und 
ihres spezifischen Charakters (in der Regel entwickelt vor 
dem Hintergrund der Produkt ionsbedingungen der entwickel­
ten kapitalistischen Länder) wird die technologisc:he und die 
Importabhängigkeit de r Entwicklungsländer verstärkt . und 
damit d ie noch stärkere Integration in den ungleil:h struktu­
rierlen kapitalistiSChen Weltmarkt festgeschrieben. 

Vor allem muß das Argument, die Privatinvestiti onen stell­
ten eine n zusätzlichen Fonds der Kapitalbildung d:n. zurück­
gewiesen werden. Fast alle empirischen Untersuchungen des 
Verhältnisses von ursprünglichem Invest ilionslx:trag bzw. 
Netlokapitalzufluß zu langfristig erwi rtschafteten Profiten bzw. 
Gewinntransfer zeigen. daß - nach einer gewissen Anlauf­
und Konsolidierungsphasc - dieses Verhältn is immer ungün· 
stiger wird. D. h. die neuen Kapitalzuflüsse werden te nden­
ziell geringer und die Kapitalabflüsse (in Fonn von Gewin­
e n, Dividenden . Zinsen. Management -,.GebÜhren", Pa­
tenten aus der Mutterfirma etc.) immer größe r. " Diese 
Wirkungsweise ausländischer Direktinvestitionen, die je län­
ger, umso mehr ei ne m parasitären Absaugungssystem von 
im Entwicklungsland e rleugten Meh(\\.·erttei len gl,~ i c ht . wird 
im übrigen noch durch die Inanspruchnahme einheimischer 
Fi nanzierungsquellen verstärkt . 
So zum Be ispi.el hat d ie brasilianische Zcn tralbank fü r das in 
Brasilien schon seit 1953 operierende Zwe igwerk von VW 
e rrechnet, daß das Verhältnis von Nelloinvestitione n zu der 
gesamten Profitmasse bis 1975 ca . I:) war. Von den zwi­
schen 1965-75 gemachten Gewinnen von ca. 352 Mio Dol­
lar wurde n im selben Zeitraum nur ca. 7) Mio DotJar reinve­
stien und ca. 280 Mio Dollar an die Mutt erfinna in West­
deutschland überwiesen.-9 

Damit wird freilich auch das Argumenl . die Privatinves l.itio­
nen trugen zur Ve rbesserung der Zah lung~b ilanzsituat ion bei, 
enlscheidend entkräftet. Im Gegenteil läßt sich die 1llese ver­
treten, daß diejenigen Länder, die einen rc lativ große n An­
teil von Auslandsinvestitionen schon über einen längeren 
Zeitraum hinweg aufweisen, gerade diejenigen sind . die die 
größten Zahlungsbilanzprobleme h;lben, Ihr Gmd der Aus­
landsverschuldung (im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt 
ode r deli! Exportwerl) ist vergleichsweise am höchstefl , der 
Anteil von Zins- und Tilgungsleistungen am gesamten jähr­
lichen Devisenaufkom men am relativ höchsten (z. B. Brasi­
lien, Mexiko, Argcntinien). Dies läßt sich außer aus den er­
wähnten Profilabzügen auch aus dem Umstand erk lären, daß 
ein wachsender Teil de r Importe der betroffenen Entwick­
lungslände r von den transnationalen Konzernen getätigt wird, 
und zwar zu Bedingungen, die keinerlei Transparenzpflicht 
("konzerninterne Verrechnungspreisc") unterliegen. Umge­
gekehrt ste uern die binnenmarkIOrientierten I.nvestit ionen in 
de r verarbeitenden Industrie durch selbständige Industrieex­
porte vorläufig kaum w m Devisenaufkommen der Gastlän ­
Jer bei. Bei den weltmarkturient ierten industriellen Inve­
stitione n (Typ Rollei-Singapur) übersteigen die vom $taal 
zu erbringenden - und zum Te il zu importierenden - Vor­
le istungen häufig die durch die Exportorientierung beding­
te n indirek ten Deviseneinkünfte .50 

Auch die Hinweise auf die arbe itsplatz- und qualifikations­
schaffende Wirkung der Auslandsinvestitionen sind in ver­
schiedene r Hinsicht stark zu relativiercn, ahgesehen von der 
schon erwähnten überlegung. daß - fa lls sich überhaupt in 
dieser Hinsicht Nettozuwächse feststellen l .. ssen - diese un­
ter anderen Produktionsverhältnissen mindestens ebenso gut 
hätten erreicht werden können. 
Zum einen ist zu konstatieren, daß ein wachsender Teil von 
Auslandsinvestitionen (die westdeutschen dürften hier keine 
Ausnahme machen) nicht zu Neugründu ngen ruhT!. sondern 
in dem Aufkauf schon bestehender einheimischer Umemeh ­
men besteht. Zum zwei ten ist in Rechnung zu stellen, wieviel 
Arbeitsplätze durch die konkurrenzüberlegene Position der 
Auslandsunlemehmung - d. h. durch Bankrott einheimischer 
Gewerbebetriebe - ve rnichtet werden. Die insgesamt negati­
ven Wirkungen der Auslandsinvestitionen auf die ökonomi ­
sche Struktur und die sozialen Verhältnisse in den Entwick­
lungsländern erfahren durch die Art der Außenhandelsbc­
zie hungen und die öffentl ichen ökonomischen Beziehungen 
z ..... ischen den Regierungen keine Korrektur, DiL'SC sind viel· 
mehr - wie oben gezeigt wurde - auf die Stützung und Ab­
sicherung der unmittelbaren Kapilalpositionen bezogen . 

" Gezähmle" Konzerne - eine naive Sichl 

Sozialdemokrat ische Politiker und Theoretiker Sind in der 
Regel nicht in der Lage. diesen engen und gegensätzlichen 
Charakter von ·privaten Kapitalaklivi tälen und .. Öffentliehen 
Leistungen " zu durchschauen. Sie geben sich der Illusion hin. 
daß staatl iche Instilßzen. sowohl bei uns wie allch in den je­
weiligen Entwicklungsländern. fähig und willens wären. die 
.. negativen Auswüchsc" dcr internationalen Konzerne zu 
korrigieren und einzudämmen. So sollen diese wgar :lls .. ge­
zähmte" einen entscheidendcn ,.Entwicklungsbcitrag··leisten 
können, 
Diese naive und tcndcnziell atheoretische Sicht dcs Kapital­
v.e rhältnisses sowie des Verhältnisses von Ökonomie lind 
Polit ik bleibt letztlich - !ro tz vielfältige r Symptomkriti k _ 
im Recht fert igungsdenken befangen. Ein gu tes Beispiel hier­
für bietet der - im übrigen durchaus krit ische wld großen­
teils aus der Penipc kti\'e der Bedürfnisse der Entwick lungs­
länder argumentierende - sozialdemokratische Vorsitzende 
des Ausschusses für wirtschaftliche Z usilmmenarbei t. Uwe 
Holtz: ,.Generelle Einwände. die cli" Existenzfrage für die 
multinationalen Konzerne stellen. gibt es kaurn (!?) , .. Die 



Bändigung wirtschaftlicher und damil auch poillische!" Machl: 
darin besteht die H e rausforderung durch die MNK (mulli­
naliona len Konzerne) . In vielen En!wicklungsländem gellen 
die Aktivilälen von MNK im Prinzip sogar als erwünscht. 
weil man davon ausgeht, daß sie einen posi tiven Beitrag zur 
sozio -ökonomischen Entwicklung leisten können . Nur: dies 
muß sichergestellt werden.' · 5' 

Le tztlich konnten sich deranige illusio nsbcladcne VOrslcllun­
gen über die Kontrollierbarkcit der Akt ivitäten multinationa-
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RezensIOnen 

Kuba - ein ,,'Wurmstichiger Fetisch"? 

Daß die antikubanische Propagandawelle im Vorfeld (kr XI. Welt · 
festspiele auch auf " linke" Kräfte Wirkung zei tigt, :!eigl einmal 
mehr die Lektüre des künlich erschienenen Buches von 
F~ Mires, K-.b.: Dito AcvolulkHI ist keilte Insel. ROlbltdl Ver· 
'-C, Wcslberticl 1978. 159 S~ 9, DM. 
Hier wird versuc::hl. jetzt auch dem leulen Land, das in de r .. Sozia1is­
muskritik" bisher wei tgehend ausgeklammert blieb, die Eigenschaft 
sozialistisch zu sein, abzusprechen. Mires kreidet es der kubanischen 
Revolution an. daß Ihr nicht die Revolut ion des gesamten latein· 
amerikanischen Kontine nts auf dem Fuße gefolgt sei (" Mit dem Sieg 
der Kubanischen Revolution begann in Lateinnmcrika ein Zyklus 
von Niederlagen .. ," (S. 7». Da es nach Min:s unmöglich ist. in 
einem einzigen Land den Sozialismus aufzubauen ( .. Die- Revolution 
isl keine Insel"). mußte diese einstmals für alle Linken :00 au raklive 
kubanische RevoJutton _ obzwar sie die Abhängigkei t VlJIl den USA 
Uberwand - zwangsläufig in einer neuen Abhängigkeit enden, Mires 
gesteht zwar l U, daß die Hilfe der Sowjetunion für Kuba eine lebens· 
notwendige Frage ohne Alternative ge .... esen ist, Aber dinmit sei .,der 
nationale Charakter de r kubanischen Revolution in Wide rspruch zum 
gcopolitiKhen Charakter der sowjetischen Außenpolitik" geraten 
(S, 137), und habe die kubanische Revolution ihre AttJ:aktivitiit als 
" allernativer Ütarakter gegenüber dem sowjetisclK:n Sozialismus" 
verloren (ebc:nda), 
Der Versuch, diese keines .... egs neuen Thesen aus dem Arsenal des 
Antikommunismus zu belegen, nimmt den meisten Raum in Mires 
Ausführungen ein, Doch was er bei anderen veruneilt , beansprucht 
er mit größter Selbstverständl ichkeit für sich, nämlich " weiter an 
vergöllen en .... 'mnstichigen Fetischen festzuhalten" (5. 9). Slall sich 
ehrlich und un\"Oreingenommcn mit dem Verhältnis Kubas lur Sow· 
jetunkm auscinanden:usctzen. 
Mires Voreingenommenhei t rtihrt dalu, daß die gesamten Errungen· 
schaften der sozial islischen Revolution auf Kuba eine IV"Öllig I1Il ler· 
geordnete Rolle in seinem Buch spielen. Häw: der Vedasscr mehr 
Mühe auf ihre UJlteTliuchung verwendet. dann könnlt! er freilich 
seine Klischees sch .... erlich aufrechterhalten. 

Daß man auch mit ernstzunehmcnden Vomchalten gegenüber Kuba 
ein inleressantes Buch verfassen kann. beweisen die Autoren: 
Antoa·Aadrfu Guba, FrMk N'IHI, Doroebn Roos, Cuba lIbfe. 
Kiiblet Vertac, ..... pertheim 1m, 160 S .. 36,- DM, 
Sicht man von einigen Ungenauigkeiten und Fehlinformationen ab­
so wird l . 8 . aus deI Orthpdoxen Partei, in der Fidel CaStro nur 
Mitglied der Parteijugend war, die Sozialistische Volkspartei (S. 
26127), oder es wi rd die Bewegung des 26. Juli I!ur Partei erklän 
(S. 27) - so ist hier doch mit viel Sympathie und Ve~tälldnis seitens 
der Autoren ein durchaus realistisch« Bild de r kubanischen Ge­
schichte und der aktuellen Situation geschrieben W{)rden . Die höchst 
e indrucksvollen Bilder des Fotografen Klaus Rose machen das Buch-

1& 

wenn auch %u einer teuren - Atmklion. Allerdings hätte man dem 
Buch eine bessere redaktionelle Oberarbel\ung Oe.r Artikel ge. 
wünscht. wodurch einige Oberschneidungen 'ZWischen den Beiträ~ 
gen der einzelnen Verfasse r hätten vermieden werden können, 

Der Text des Buches gliedert sich in vier Abschnitte:. Die Einlei· 
tung \'on Niets beschähigt sich mit außenpoli tischen Ereignissen, 
Die ö konomische: und politische Erpressungspoli tik seitens des US­
Imperial ismus wird der beispielhaften und selbstlosen Solidari tät der 
Kubaner mit dem Kampf der MPLA in Angola gegenübergestel lt . 
Im folgenden stell t Roos die Solial- und Wirtschaftsgeschichte "'On 
der Kolonialzcil bi$ 1963 dar. Die Schlußfolgerung dieses Teils, niim· 
lieh, daß " Kuba in nicht beabsichtigte neue Abhängigkeil von den,ic:' 
nigen Lände rn (gerie t), die am Embargo nicht beteiligt W8ren, vor 
allem der UdSSR" (5. 35), muß dem aufmerksamen l.csc: r unver· 
ständlich bleiben, wenn er dieses Buch wei terliest. Denn die beiden 
nächsten Abschnitte VOn Guha und Niess beschäftigen sich mil den 
E rrungenschaften der Revolut ion, in allen Bereichen. Spii lestens 
hier wird offensichtl ich, daß die Ansicht von Roos lediglich ein Vor· 
uneil i ~t. 

Für diejenigen, die sich in Kür,w besonders schne ll über die kubani· 
sehe Geschichte und die aktuclle Entwicklung infonniercn wollen, ist 
das Buch von 
Hannes Seilt. IWbL Vom Ztder:rohr mr blkunft. Wellkrtis Vert.g. 
Dortmund 1978, 144 S., 19.80 DM 
l U empfehlen. In knappen und spannend erzählten Episoden werden 
die wichtigslen Etappen der kubanischen Geschichte von der Ent· 
deckung durch Kolumbus bis zum I. Parteitag de r Kommunislischcn 
Partei Kubas dem Leser vor Augen geführt. Hier wird nieht auf 
einem abstrakHheoretiseben Niveau diskutiert. vielmehr Hißt Stütz 
seine Reiseeindriicke und die faktische Real ität des kubanischen All· 
tags mr $ieh sprechen. Aber auch längst Vergangenl!:5 5Crvlcrt der 
Autor nicht trocken und bele~nd. Namen wie lose Mani und FKkI 
Castro, die den meisten Lesern bekannt sein dürften, stehen ru r den 
heroische n Kampf der Kubaner gegen die Abhängigkeit von den 
USA. Aber wem sind schon die Traditionen bekannl , die mit diesen 
Kämpfen sei t 1492 in Kuba verbunden sind. Wer den Indillller 
G uam' und den Kaziken Hatuey nicbt kennt, der sollte sich \'on Stütz 
info nnieren lassen. 
Lebendig macht dieses Buch auch eine Vie l1.ahl \'on Fotos und BiI· 
dem. Sie we rden t rgänzt von Dieter Sü\"CrkTÜpps 18 Karikaturen, in 
denen er sich mit gängigen antikubanischcn Planhei ten auseinander· 
setzL. So ansprechend sie sein mögen, insgesamt wirkt dllS Buch an 
Illustrationen überladen. 
Positiv abgerundet wi rd das Buch durch einen Anhang. in dem sich 
u. a. die Nationalhymne, die wichtigsten DUlen zum Land und "Steck· 
briefe" geschichtlicb bedeutsamer Persönlichkei ten finden . 

Rechtze il ig ruT Vorbereitung der Wehfestpiele in Kuba hat der Ar· 
be.itslcreis Festival (AKF) Grun<ilagenm8terial in dem Buch: 
Arbc:ilSkreis Festiooal (Hn.c.), Cub •. XI. Weltfempiek tSn JUllend und 
Sludenten, Hlv_na 1978, 801111 1.978, 101 S .. 5,- DM 
veröffentlicht . Hier ist sehr übersichtlich alles lusamrnengefaßt. was 
für die Festivalvorberc:i tung notwendig isl. Ein Grußwort des Bot· 
schafters der Republ ik Kuba in der BRD eröffnet das Buch. Damn 
anschließend werden die lehn vergangcncn WeltfC'Stspiele in ihren 
Schwerpunkten und Erfolgen dargesteUt. Ein ausruhrlicher Teil ..... id· 
met sich dem Fest ivalland selbst. Er enthält die wichligslen Länder· 
daten, Charakterisicrungen der Massenorganisationen in Kuba. sowie 
zWei kur« Auszüge aus Reden Fidel CastfOl!: Die eine zum I. Kon~ 
SreB der CDR; Fidel belOnt darin die bedeutende Aufgabe , die diese 
größte Massenorgnnisation bei de r Vorbereitung der Weil festspiele 
hat: der andere Auszug nimmt Stelluns lUr kubanischen Hilfe fiiT 
Angola. Im Dokumententeil sind neun der wichtigsten Dokumente 
der Festivalbewegung in unserem Lande ZUlIammengestelll . u. a. die 
Abschlußerklärung des Initiath-ausschuw::s der X. We!tf(:$tspiele in 
Berlin Und die gemeinsame Erklärung des In itiativau~husse$ XI. 
WeltfeslSpiele der Jugend der Unidad Papular Chiles. IS . t"Dut 



Palästina-Solidarität 
Die Ennordung zweier palästinensischer Filmdokumenlarisl,en. Ibra­
hirn Mustapha Nassers und Abdel Hafeth AJ-Asmars, während der 
israelischen Südlibanoninvasion nahmen progressive Filmemacher 
und -krit iker aus der BRD auf den 24. Westdeutschen Kurzfilmla­
gen in Oberhausen zum Anlaß für einen Aufruf zur Solidarität. Die 
Unle~ichner M. Vosz, R. Holloway u. a. stellen darin fest. daß die 
israelischen Invasoren "einen großen Tell der ohnehin spärlichen 
technischen Ausrüstungen des Palästinensischcn FilminstitlJlS (ver­
niChteten). Dadurch ist die Fonführung der aufldärerisc:hen und 
humanistischen Arbeit des Instituts gefährdet. Als Zeichen der Soli·· 
darität mi t Fihndokumentaristen, Regisseuren und Filmjournalisten 
mit ihren paJästinensischen Kolleg,," rufen wir zu einer Geldsamm­
lung für die Anschaffung einer neuen Filmausrüstung auf: " Sie soll 
während der 25. Oberhausener Filmtage an das Palästinensische 
Filminsti tut übergeben werden. 
SpendenkonlO: Bank fü r Gemeinwirtschaft, 8 München 2. Prome· 
nadenplau 8; Konto-Nr.: 2703703900, (BLZ 700 10 11 1). Man­
fred Vosz, Stichwort " FilmausTÜStung·'. 

Israel 
Zu Israels 30, Jahrestag am 14, Mai d, J , m~hte weder im Land 
selbst nQJ:h bei den westlichen Hauptverbündeten Feierstimmung 
aufkommen . Sie wurde vielmehr überschattet einmal von breiter 
Kritik an Israels Einsatz von Kugel- bzw. Streubomben bei der Süd­
libanoninvasion (siehe AlB 5/1978) und an der anhaltenden Weige­
rung der Okkupanten. von libanesischem Territorium a]y.:uziehen. 
Am 21. Mai formulierte die Bcgin-Regienmg drei neue Vorbedin· 
gungen für den Abzug, darunter "daß die Bewohner des Südlibanon 
von der Bedrohung (seitens der Terroristen) befreit sein miissen." 
(Le Monde. 23. 5. 1978) Also weitere Okkupation wie in den ande­
ren seit 1967 besetzten arabischen Gebieten . . . Weiter erregte die 
Enthüllung Aufsehen , die Begin-Regierung plane - ganz im Gegen­
satz zu den auch von den Westmächten erhofften Zugeständnissen 
an Sadat - die Installierung von städtischen Siedlungskomplexen im 
okkupie rten Westjordangebiet mil insgesamt 160 000 wei teren jüdi­
schen Ansiedlern. Höchste Wellen schlug schließlich der amerika­
nisch-israelische Disput über die Carter-Administration vorgesehenen 
Waffenlieferungen von US-Kampfflugzeugen (FSE und F IS) zu­
gleich an Israel, Ägypten und Saudi Arabien, Bei der Abstimmung im 
uS-Senal siegte Caner mh 54:44 Stimmen gegen die prozic.nistische 
Lobby, die deranige Lieferungen auch an Sadat und die Saudis zur 
"Lebensgefahr" für Israels Existenz aufbauschte. Das m;angelnde 
Einpassun~vermögen der herrschenden Kreise Israels in Carters 
Nahostpolitik des .,Ausgleichs" zwischen Israel und "gemäßigten" 
Arabern wirkt umso lächerlicher angeskhts der Versichel:ung des 
saudischen Königs Khalid, die US-Rüstungsexporte seien .,wegen 
neuerdings wachscnder kommunistischer Ausdehnung in unserem 
Bereich dringlich." . 

Ägypten 
" Allenfalls die Optik der gegenwärtigen Politik der ägyptischen 
Regierung verbessern". kann nach Meinung des Handelsblatt (24. 
5. 1978) das Ergebnis eines Referendums, das am 21. Maj d. J . in 
Ägypten veranstaltet wurde. Die .,Optik" hatte allerdings Sadat in 
einer am 13. Mai zur Ankündigung des Referendums gehaltenen 
Rede bereits vorher klargeste llt: " Ich werde jeden zermalmen, der 
Zweifel schün' ·. Gemeint war dabei vor allem nicht die unter Sadats 
Regime wieder legalisierte Rechtsopposit ion, sondern die aufgärende 
Unzufriedenheit der verarmten Bevölkerungsmasscn sowie diejeni­
gen, die die aJ lumfassende Korruption öffentlich anprang,~rn , Aus 
der innen- und außenpolitischen Isolierung - die Separarverhand­
lungen mit Israel sind festgefahren - war das bereits zweite Refe­
rendum des Jahres kein Ausweg. Es "stellt nicht die freie Willensbe­
kundung der Volksmasscn dar, sondern den Versuch, die ohnehin 
unzulänglichen demokratischen Rechte und Freiheiten noch mehr 
einzUSChränken·'. so die Linksna~ristische Nationalprogressive 
Partei in einer Erklärung in Kairo. 

Dominikanische Republik 
Mtt Hilfe eines Wahlschwindels wollte sich die regierende Reform ­
partei - sie repräsentiert die Großgrundbesitzer, die Finanzoligarchie, 
die hohen MilitäfS und die Geistlichkeit - gegenüber der oppositio­
nellen bürgerlich-liberalen Dominikanischen Revolutionären Partei 
an der Macht halten. Nachdem es für den amtierenden Präsidenlen 
der Reformpartei Joaquin Balaguer (1965-1978) abzusehen war, 
daß er dem Oppositionskandidaten Antonio Guzman unterliegen 
würde, ließ er durch eine Besetzungsaktion der Poli7.ei die Wahl­
auszählung verhindern. Dies rief die Drohung der Opposition, einen 
Generalstreik auszurufen, und den Pro lest der US-Administration 
auf den Plan, welche im Zuge der sog. Menschenrtthtskampagne die 
lautlose Ablösung Balaguers, des ehemaligen Vertrauten des Dikta­
tors, General TllJj illo (1930--61) anvisierte. Balaguer hatte die re· 
pressive Politik Trujillos fortgesetzt (siehe AJB 3/ 1973), indem er die 
Gewerkschaftsbewegung und die Oppositionsparteien zerschlug, im 
Stile Somozas riesige Vennögen anhäufte und die Wirtschaft ruinierte. 
Zwischen 1966 und 1976 kostete seine antidemokratische Unter­
dTÜckungspolitik 2000 Menschen das Leben , Bei einer Nachzählung 
der Slimmen wurde inzwischen der Wahlsieg der Opposition bestä­
tigt , die dre ieinhalbmal soviel Stimmen erhiel t wie Balaguer. Im 
August d. i. steht die Amtsübemahme Guzmanns an, 

Iran 
Die seit dem Schah-Besuch in Washington vom November 1977 an­
haltenden Proteste gegen das Regime gelangten Mitte Mai d. J. zu 
einem neuen Höhepunkt. so daß Reza Pahlewi sich sogar genötigt 
sah, eine fest eingeplante Auslandsreise zu verschieben. Gegen die 
Demonstrationen wurden Panzer und Hubschrauber eingesetzt. 
Teheran glich zeitweise einer belagerten Feslung. 13 Regimegegner 
wurden erschossen, mehrere -hundert sollen vor Militärgerichte ge­
steilt werden. Aus Protest gegen die·Slarke Re_pression fand am 5. 
Juni e in landesweiter Streik von Arbeitern, Studenten, Kaufleuten 
und Künstlern stati, de r u. a. große Teile Teher.ms lahm legte. 
Vor diesem Hintergrund fand am 6. und 7. Mai in Briisscl ein Kon­
greß westeuropäischer Iran-Komitees aus Belgien. Frankreich. Groß­
britanniens, der BRD und Westberlins statt . Diskutiert wurde hier 
insbesondere über die internationalen Beziehungen und die Militär­
expansion des Iran. die ökonomische Situation sowie die politiSChe 
Repression. Für die BRD WlJrde vor allem die Notwendigkeit be­
tont. dem geplanten umfangreichen Rüstungsexport in den Iran 
Einhall7.u gebielen . 

Namibia 
Die Aussichten des VOfSter-Regimes in I'n:wna für seine "interne" 
Namibia-Lösung nach dem Vorbild seines rhodesischen Panners 
Smith wenigslens die offene Unterstützung der Weslmächte :tU er­
reichen, waren bereits im April d , J . erheblich gesunken: Zum einen 
halle sich Südafrika unnachgiebig in der Frage einer weiteren Sta­
lionierung von Militär (zu schweigen "on den Polizeikräften) ge­
zeigt, zum anderen in der Frage nach der Zukunft des Tiefsee­
hafens Swakopmund. Darüber hinaus erhielt die _ militäriioCh immer 
effektiver operierende - SWAPO erneul die nachhaltige Unter­
stützung durch die OAU und UNO zugesichert (vgl. AlB-aktuell 
5/1978). Zwar bemühte,! sich Anfang Mai die fünf westl ichen Si­
cherheitsratsmitgJ iede~ und Väler des Namibia-Plans um neue Ge­
spräche mit der SWAPO. doch wenige Tage später machte eine neue 
Aktion Südafrikas diesen Versuch zunichtc. Offenkundig seit länge­
rer Zeit vorbereitet. fand am 4, Mai ein überfall südafri kanischer 
Truppen auf ein Aüchllingslager der SWAPO in Südangola bei 
Cassinga stall . in dessen Verlauf mehr als 600 Menschen - meist 
Frauen, Kinder und Ähere - getötet wurden (siehe Beiträge in dieliCm 
Heft). 
Der barbarische Akt läßt den Schluß zu, daß Pretoria gewillt ist. 
auch ohne internationale Anerkennung seine neokoloniale Manonet­
tenlösung in Namibia durchzusetzen - unter Ausschaltung und Ver­
nichtung der SWAPO, Man tut dies anscheinend im Venrauen darauf, 
daß der "freie·' Westen sich letztlich doch zu seiner Unterstützung 
werde bekennen müssen, wenn die revolutionäre Entwick.lung im 
südlichen Afrika voranschreitet. 
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.----- Verschwundene - AChillesferse der Junta-
Wibrend lCineI 8cIudIa ja du Bundtwepubtik s;pndI um Corva­
iM .. 11 . Mai 1978 in Sonn ftIiI v~ der ChiIr-Sobdari­
titlbcwclWll. Bei dicxt Gdephcil crklin In. daß CI ffu dII:I 
aktueOe ~ in 0Iik cbankterDtilcb sei. daS .,sic:h 
der Wind pdre:bl Iw und nun mpnateQ *' Pmioten bIiM". DicK 
Behluptun, wird dvrdI ~Iche EreipiMe erhinct. Ein Beilpicl 
ist auch der FaU der Venchwundenm. Seit dem PutJdI am 11 
Scpcember 1973 lind in 0tIJr P.trioum, die ...mwtct worden 
warea. venchwuadctl. Doch bnoncXB in den Jabrm 1975 und 
1 6 eatwid.eke lieb dir VcrxftIcppuna "* Dallotnlllcn lW 

tipten Rcp""uftii ... thode. So Iaabm aJIDin im Juli 1916 die 
NIIDeD von 52 .,. aller Verlaftctcn die lInF l.iIIC der vcrsctaww. -_. 
Mit cbeler Methode venuchtc Piftochet. Ie. Vabtecbe .. xu ver­
bftJm und Kin irltcmatioaaJa • .".. tu vcrbnaem. indera er 
-.orpb, keiDe politiscben Getanaenen mehr zu babm. Aber der 
heldenhahe Kampf der AltFhöriaen der Vmchwundenen JaKhte 
du Problem zu einem BumcranJ für Pinothet, zu seiner Adlilje,­
ferle. Wie Luis Cornl.n crkläJtc, ist der Fall der Venchwtmek­
nen "eine Zeitbombe. dir der Oiklilur ein Ende bereiten kann'" 

Der Kampf der AnaeböriFn dct Venchwundenen i5r cu- der 
relevantesten K.pdd det dWcniIchcD Widentack. & wird Init 
w-nchiedenm Mitteln sefilbr1: Bride an die ~,"d'Ilb.be, . Einp. 
ben W)f den Geridltm. StJdrndcmomuationen. AUJoIandt,rei5en 
von Venretem des KomJICIes der A~ von Vent:bwun· 
dcDen. Am spckUltuläncm wlRn jedodI die drei H~ueib.. 
Da cnte fand in Santiqo \UD I • . bit mm 23. Juni 19n Mall und 
nwticrte den 8epnn einer Etappe venlirttcr WidcnIandikämpfe 
auf aUm Ebenen. De, zwci1c wurde UD Rabmcn der ProIcs&e F ­
pli die Re~Wcc Pioocbcu WJIII 28 .... )1 . Dczcmbcr 1977 _ ....... 
Am 22. Mai 1918 traIeft 65 AnFhönp: von VcndtwiiüdaCiI In 

eitlen neuen H1JIIIC"lrdt.. det pcidu:eitia im Büro der UNICEF 
(1atemaUonaIn Kinderhilfsfond der Vcmmea NIIliaDen) und in 
drd Kin:hea in Sana.,o bepIn. Noch MI pcicbea TII pbcn • 
ihr enaa ~ lIeraIa. ia dem • die Gninde für dX:Ie 
NotmaftnatuDe anpben: DNck •• m .. ii ....... damit ,,die MAchtha­
ber ein für allemal ihre ei ne- Vt'rpflidUUftI erfüllen und 
die Wahrheit darlIbcr ugm, wal mil WWten AnJeböriIea nadI 
ibm VerhahUII& JC$Ch.h". 
In Chile fanden die Hunaentreikenden dort 50Iidarischc ·Unter­
Itützun .. OcwcrbdIaftliche, relipölc und lOZWc OrpniMtionen 
lOW1e Pcnönlichkcitcn des öffmtlichen Lebens dnkkterl ihre An­
teiJnatune aVl: 21 Gewerbdlafbverbir.dc:. Arbeitslose, 1001.) 
F,.ucn. Putcifiihrer der POC', <DrunleT Frei und Tomic, kalboü­
lChc BiIchöfe, 11- • • m. 
Am 2l. Mai ~ dn ~ HQ~ von fünf ....... ~a 
FR YOII V~n in den Riumm des Intcmalionalen Ro­
tea Kmu.cs. Einen T., danuf bc:pnn in eiDcr Km:bc der cnu: 
toIMIariIdIe Hunaentreik YOII b Priesacm. 7 Noaaea und 3 Mön­
chen. Es (aIJten zwei weitere IIID 27. Mai: 8 Arbeiter in der Kin:br 
s.n A1beTtu und 9 Arbdtslole llDd 2 Nmncn in der Kapelle von 
lau...,. 
Am Sonn~" dem 28. Mai luktcn Hunderte von Mcmc:ben im 
pnzen l..and und es bc:pmcn drei neue HUD~: zwei in 
SantiaF und eiaer UI Coaatpd6a. Am 29, Mai traten auch ) I po­
lililchc GefanFM in der 5trafamtaJ1 in Sanu.,o in einen sobdari­
ldIen Hunpnueik . Voa diacm Ta, an bnden in dea SbderISan­
tiap I .... k:b DmxxDcrationefl lIall. bd denen Fotos der Ver­
scbwundenc1I actBFn wurden und ehe Dcmon5rnDtcn zur Unter. 
.tützuna der HllnFnueikcndcn aufriefen. 
Am 30. Mai bericbtck' das Komitee der AnFbörip \'Oll Ver­
JCbwundcnen: in seinem 12. KommwUq1t4. daS .. 60,. der Teil­
nehmer am HURJCrl'ilrcilr. kClI'IC KraI'l mehr haben, um m SlC"bc:tl . Ihr 
Geist bleibt jcdodI fest, belebt durch die unzihli&en Ausdrtkke 
und BotliChaflen der 5oIidaritiit, die T.g fill T .. aus Chile und dem 
AUiland kommen". Der Zustand ciniFr mn ihnen wurdI: ~ bc­
aorpiscrnaend. daß sie in Kliniken.überfühn _rden mußlen. 
Am 31. Mal vcrummcltctl Jk:tI dRi FraUctl - eine YOII ihnen. die 
Witwe dn OidllCn hblo Nerud. - in der 80uchafI der USA in 
Sanliqo. um 24 Snmden lang lU (atm. Am Jledlen Tq bepn­
Mit zwei weitere HUOFntrcW; einn in einer Kirche in Talca wxl 

--

am anderen, der aut dm Taac bcfmtct ... beteiligten sidlm Saa­
tiaJo 20 Printer. 
Ende Mai pb Cl in Ouk bcmts 14 H~ .. denen sidl 
über 200 Penoneu betciJipcn. 

Aber .. Aklionca bleiben nidtt auf ClIiIe bc:sdriM1. SriI dem 
24. Mai bepmcn in vien 5cIdle1t avl der pnza1 Welt tOÖdUJ-
1Cbc HunJClSlftib. an dmcn 0siJenen im EziI -~ An­
.tJörige von Vcncbwundeocn - und BilrJer der jeweiJi&en I...andcr 
teitnahmcn. Am 2. Juni pb es bcn:itI in 100 StidICn YOII Z~ l..JD.. 
dem 5oIidarititS-HunaentreiU. an dcneft sieb etwa 1000 Peno· 
nen beteiligen. 0betaI1 wedlen sie breite Anteilnahme. 
Die Sache der AnFbörip:n der VeBth...-undenclt IuIt die" brcitClIe 
Untcntützunl acfunden. WI!ly Brandl, Vonitzendcr der 5PD und 
der Scni&Iiltilchen Internationale, JpBCh in ßonp mil e1ber Ode­
ption der Hunaenueikendcn. Er venprxh ihnen voUe Unler· 
"üuuna und lieh für dilc SKhc der Venchwundcnen vnwendt.n zu 
woUcn. us-Scoaklr EdYtard Kcancdy suc:bte die HlIIJICftUCiken­
den in Qcnf avl. Du adt-sildJe Pnmtierminis&cr spndI mil dell 
HuntmlrdkendcD in 5lockholm. A...:b der 8uDdcsk0acre8 !b 
Deubchca ~Ibbuadcs 10bdarisienc iich mit der Hunp· 
.tmlr.be..-epaa. AUI aUca fiinf Koattncntcn kamen BcrJe \00II 

Briefen, Tekpmncn und Fc:mIducibcn nKh Oillc. 

Am b. Juni d. J.t u der Huapntrc.ik in Chile bcmu. 16 rqe an­
daucnc und da Lebea der BcICiti&tcn IR cmIU' Gd.hf aeriC"t. be­
KhIo8 die chiJeniIdIe BiIcbofstoafcn:Dl. die Strrilmdm tu binen, 
ihr frc:iwiUi8O' Huaprn ciftzlaslcJkn. Sie .. a ... '1icbtcte .. pcldt­
mtia IC~ daDl. da PmbIcm IUfnIprifaI und .. -ncrbin aIb 
zu tun. was in Mt MKht tIdIt, damit .. aeptime Recht der AR­
JCMriIen und die Opfer. die sie bndatcn. um es ~, 
die acbübn:ndc Antwort erbahen." Oanuftlin bcendelcn die Anae­
hörip drr VcndIwuadaIcn 111ft 7. Juni ihraJ Hunpstre"ik, wo­
mit eina der bcroDdwen Kapitel der cbiIenischcn Gelc:hidlle 
bck:hloMen wurde. 
Der Kampf um das Lehen und die Fmbeit der 2500 Vcncbwun­
denen aber gebt weiler. DealWb beblten aum die Worte, lRit denen 
LuiI Corvalan in Bonn auf diacs Problem einJin8. noch ihre volle 
Gültipeit: .,.5owoh1 IR Chile lelhlt a" auch au8crhaJb seiner QretI­
zen darf in dlClem Problem ndal ~ werden. Au. bu­
manitaten und alO polilixhen Gnindcn. EI isI: eine poSe Aufpb: ... 
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